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Protokoll

über die 17. Sitzung vom 10. November 2016

Beginn: 9:30 Uhr

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren! Ich 
eröffne die 17. Sitzung des 16. Landtags von Baden-Württem-
berg.

Urlaub für heute habe ich Frau Abg. Häffner, Frau Abg. Nie-
mann und Herrn Abg. Dr. Schmid erteilt.

Krankgemeldet sind Frau Abg. Erikli, Herr Abg. Glück, Herr 
Abg. Hahn, Herr Abg. Maier, Herr Abg. Dr. Merz, Herr Abg. 
Dr. Rösler und Herr Abg. Walter. 

(Unruhe)

– Ich darf um etwas Ruhe bitten. 

Aus dienstlichen Gründen entschuldigt haben sich ganztägig 
Frau Staatssekretärin Schütz, Frau Staatssekretärin Dr. Splett 
sowie Frau Abg. Boser und Frau Abg. Wolle, die Frau Staats-
sekretärin Schütz auf einer Delegationsreise nach Belgien und 
in die Niederlande begleiten. Ab 12:00 Uhr entschuldigt hat 
sich Frau Staatssekretärin Gurr-Hirsch. 

Meine Damen und Herren, bevor wir in die Tagesordnung ein-
treten, komme ich noch auf ein Ereignis vom Ende der gest-
rigen Plenarsitzung zu sprechen. Herr Abg. Räpple, Sie haben 
gestern Mitglieder des Landtags in einem Zwischenruf als 
„Volksverräter“ bezeichnet. Sie wurden von Herrn Vizepräsi-
dent Klenk nach der Sitzung dazu befragt und haben dies be-
kräftigt. Dies ist ein unparlamentarisches Verhalten. 

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Ein undemokra-
tisches Verhalten!)

Ich erteile Ihnen hiermit im Nachhinein förmlich einen Ord-
nungsruf. 

Außerdem werde ich diesen Vorgang auf die Tagesordnung 
der nächsten Präsidiumssitzung nehmen.

Lassen Sie mich bitte zum generellen Verfahren in solchen 
Fällen noch etwas sagen: Es ist bei der üblichen Lautstärke 
bei Aussprachen weder mir und meinem Kollegen Klenk noch 
den Schriftführern möglich, alle Zwischenrufe zu verstehen. 
Auch der Zwischenruf des Abg. Räpple war gestern von hier 
oben nicht zu hören. Ich möchte klarstellen, dass zu Zwischen-
rufen im Plenum keine Aussprache über die Art oder den In-
halt sowie die Behandlung des Zwischenrufs erfolgen kann. 

Nun treten wir in die Tagesordnung ein.

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Debatte – Studierst du noch oder gründest du 
schon? – Hochschulen als Quelle der Gründerkultur – be-
antragt von der Fraktion GRÜNE

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Aktuel-
le Debatte eine Gesamtredezeit von 50 Minuten festgelegt. 
Darauf wird die Redezeit der Regierung nicht angerechnet. 
Für die Aussprache steht eine Redezeit von zehn Minuten je 
Fraktion zur Verfügung. Ich darf die Mitglieder der Landes-
regierung bitten, sich ebenfalls an den vorgegebenen Rede-
zeitrahmen zu halten.

Schließlich darf ich auf § 60 Absatz 4 unserer Geschäftsord-
nung verweisen, wonach im Rahmen der Aktuellen Debatte 
die Aussprache in freier Rede zu führen ist.

In der Aussprache erteile ich das Wort für die Fraktion GRÜ-
NE Herrn Abg. Salomon. 

Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren, werte Kolleginnen 
und Kollegen! Vielleicht kennen Sie das Format „Die Höhle 
der Löwen“. Wenn nicht: Es handelt sich nicht um den Land-
tag; das hätte man gestern Morgen ja vermuten können, so, 
wie die Debatte verlaufen ist. Vielmehr ist das ein Sendungs-
format, in dem Start-ups auf Investoren treffen. Es geht dar-
um, dass man Business Cases, Ideen hat und dass dann ein 
Zuschlag durch Investoren erteilt wird, zum einen durch be-
reitgestellte Mittel, zum anderen aber auch durch eine strate-
gische Partnerschaft. 

Leider – das muss ich auch als Mitglied des Rundfunkrats des 
SWR sagen – ist das kein Format des SWR, sondern es läuft 
auf einem privatrechtlichen Sender. Aber der Link, die Ver-
bindung zur heutigen Debatte führt darüber, dass erst vor Kur-
zem das Start-up Studybees aus Mannheim sich dort vorge-
stellt hat, auch wenn es leider nicht den Zuschlag erhalten hat. 
Bei dieser Start-up-Firma geht es darum, dass für Studieren-
de Seminare angeboten werden – eine gute, eine spannende 
Idee. Sie können sich das – ausgelöst durch die heutige De-
batte – ja einmal anschauen. 

Nun ist Gründung aber per se kein Unterhaltungsformat. Sol-
che Formate wie „Die Höhle der Löwen“ können jedoch da-
zu beitragen, dass zumindest verstanden wird, wie und woher 
das Neue in die Welt kommt. Das ist ein guter Beitrag. Tatsa-
che ist darüber hinaus, dass Baden-Württemberg in allen In-
dizes von Forschung und Entwicklung immer ganz vorn liegt. 
Das ist ein Verdienst der Industrie und deren Forschungsab-
teilungen; es ist ein Verdienst der Fraunhofer-Institute und der 
Innovationsallianz. Aber ganz besonders möchte ich natürlich 
unsere hervorragenden Hochschulen in den Mittelpunkt stel-
len; denn hier kommt das Neue in die Welt. 

(Beifall bei den Grünen – Vereinzelt Beifall bei der 
CDU) 



778

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 17. Sitzung – Donnerstag, 10. November 2016
(Alexander Salomon)

Deswegen müssen Hochschulen auch die Quellen der Grün-
derkultur sein. 

Aber einmal ganz grundsätzlich: Warum brauchen wir denn 
überhaupt Gründungen? Meine Antwort: Veränderung ist der 
Sauerstoff unserer Gesellschaft und Wirtschaft. Wenn wir 
morgen noch erfolgreich sein wollen, müssen wir uns in ei-
nem globalen Markt ständig selbst Konkurrenz machen, uns 
neu erfinden. Dabei muss das Hauptaugenmerk aus meiner 
Sicht, aus unserer Sicht nicht in erster Linie auf Firmen wie 
Bosch, SAP und Daimler liegen, sondern auf den kleinen und 
mittleren Unternehmen, den KMUs in unserem Land. Denn 
diese bilden das Fundament und den Nährboden unseres Er-
folgs. 

Nun gibt es ein kleines Problem in dieser gesamten Debatte: 
Innovation kann man nicht staatlich verordnen. Wir können 
kein Gesetz machen und sagen: Innovation muss jetzt gesche-
hen. Aber wir können die Rahmenbedingungen dafür schaf-
fen, dass Innovation möglich ist, und dann sind wir gehalten, 
die bestmöglichen Rahmenbedingungen zu schaffen, um ei-
ne Gründerkultur in unseren Hochschulen zu gewährleisten. 

Die Zutaten hierfür heißen Kreativität und das entsprechende 
Handwerkszeug. Nun wachsen nicht in jeder Umgebung wie 
in einem Gewächshaus die Ideen gleich aus dem Boden. Ich 
will mich weder inhaltlich noch vom Stil her an die gestrige 
Debatte anlehnen. Aber ich glaube, wenn man über Qualität 
von Bildung diskutiert, darf man Bildung nicht hauptsächlich 
als Wissensansammlung verstehen. Bildung ist unserer An-
sicht nach mehr; gerade im Lichte der stärker werdenden Di-
gitalisierung ist es nämlich ziemlich sicher, dass ein Großteil 
der repetitiven Aufgaben und Handlungen in Zukunft substi-
tuiert werden. 

Das stellt unseren bisherigen Bildungsbegriff vor ein immen-
ses Problem. Gerade wenn wir über Gründung, über Selbst-
ständigkeit reden, müssen wir Bildung insbesondere auch un-
ter dem Stichwort der Förderung von Kreativität verstehen. 
Kreativität braucht zur Entfaltung zuallererst einmal Freiräu-
me und natürlich – was immer vergessen wird – auch Zeit. 
Man wird nicht automatisch kreativ, sondern man braucht 
auch den Raum und die Zeit. 

Deswegen ist es mir besonders wichtig, dass wir alles dafür 
tun, das Studium so zu organisieren, dass solche anregenden 
Freiräume vorhanden sind: für Praktika, für die Möglichkeit 
des Ausprobierens, für den mutigen Blick über den diszipli-
nären Tellerrand – Stichwort Interdisziplinarität –, für den 
Schritt ins Unbekannte. Deswegen haben wir im Koalitions-
vertrag auch festgelegt, dass wir uns noch einmal die Studi-
enbedingungen dahin gehend anschauen werden, ob solche 
Freiräume auch innerhalb der derzeitigen Studiengänge mög-
lich sind oder ob es da Handlungsbedarf gibt. 

Die zweite Zutat, die man braucht, um Innovationen zu schaf-
fen und Gründungen zu ermöglichen, ist ein solides Hand-
werkszeug, das zur Kreativität dazugehört. Also: Wie entwick-
le ich einen Businessplan? Wie wird aus meiner Idee ein Ge-
schäftsplan, oder wie erreiche ich, dass eine Idee auch wirk-
lich umsetzbar ist? In Baden-Württemberg, aber auch in Ge-
samtdeutschland gab es immer wieder gute Ideen. Das Stich-
wort, das immer wieder erscheint, ist das Format MP3, das in 
Deutschland in den Fraunhofer-Instituten erfunden wurde. 

Doch bei der internationalen Vermarktung hatten wir nicht 
den gewünschten Erfolg, teilweise auch nicht bei der Elekt-
romobilität. 

Die Frage lautet also: Wie gestalten wir den Weg von der Idee 
zum Produkt? Das ist ein wesentlicher Baustein, wenn man 
über dieses Thema redet. 

Wer heute Ingenieurwissenschaft, Medizin oder Physik stu-
diert, der hat nicht per se und auch nicht automatisch die 
Kenntnis davon, wie man ein Unternehmen gründet oder wie 
man ein Produkt an den Markt bringt. Das ist ein Ansatzpunkt, 
den wir angehen müssen. Deswegen freue ich mich, dass Frau 
Ministerin Theresia Bauer die Initiative zu dem Programm 
„Gründungskultur in Studium und Lehre“ ergriffen hat. Ge-
nau hier und beim soliden Handwerkszeug im Studium jen-
seits der Wirtschaftsfächer ist anzusetzen. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

– Ich glaube, da darf man ruhig klatschen. – Dabei dürfen wir 
den Gründungsgedanken nicht auf die Wirtschaft beschrän-
ken, sondern wir sollten auch soziale Innovationen in den 
Blick nehmen. Dazu noch zwei Gedanken: Das Förderpro-
gramm „Reallabor“ setzt bisher vor allem auf den wechsel-
seitigen Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis. Zu die-
sem Bereich könnte aus meiner Sicht bei zukünftigen Aus-
schreibungen auch das Thema Gründungskultur eine größere 
oder überhaupt eine Rolle spielen. 

Ich möchte noch auf ein Projekt von internationaler Aufmerk-
samkeit zu sprechen kommen. Im Sommer dieses Jahres gab 
es im ZKM in Karlsruhe – als Karlsruher Abgeordneter habe 
ich ein besonderes Augenmerk auch darauf – den Landeskon-
gress des Wettbewerbs „shareBW“, mit dem das Land Baden-
Württemberg nach Gründungen an der Schnittstelle zwischen 
Digitalisierung und Nachhaltigkeit, Sharing Economy und 
Markt gesucht hat. 

Schauen Sie sich das bei Gelegenheit einmal an. Jetzt gibt es 
nicht nur Studybees, sondern auch „store2be“ oder die Gar-
tenpaten. Das sind sehr tolle Projekte, die viel zu wenig Auf-
merksamkeit haben und die für unsere Gesellschaft im sozia-
len und ökologischen Bereich wirklich etwas tun. Dieses For-
mat „shareBW“ sollten wir daher auf jeden Fall fortsetzen. 
Denn wir brauchen mehr soziale und ökologische Innovatio-
nen im Unternehmertum, um die globalen Herausforderungen 
zu bewältigen. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Lassen Sie mich einen weiteren Gedanken in die Debatte ein-
bringen. Sharing muss man gestalten. Ich höre immer wieder, 
dass Sharing per se schlecht sei oder per se gut sei. So ist es 
nicht. Es ist nicht digital entweder 0 oder 1, sondern es gibt 
dazwischen viele Graubereiche. Sharing bedeutet bestimmt 
nicht nur Uber und Airbnb, sondern Sharing kann unseren 
Ressourceneinsatz optimieren und kann zur nachhaltigen Ent-
wicklung beitragen. Hier sehe ich wirklich eine unglaublich 
große Chance für unsere Gesellschaft, aber auch um die glo-
balen Herausforderungen zu bewältigen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Bei einer solchen Debatte darf natürlich die Frage nicht feh-
len: Was ist, wenn es einmal nicht klappt? Denn das gibt es 
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natürlich auch. Nicht alles ist erfolgreich und gut, sondern es 
gibt auch die andere Seite der Debatte. 

Lassen Sie mich zum Schluss noch etwas zu einem Zitat von 
Ministerpräsident Winfried Kretschmann sagen. In seiner Re-
gierungserklärung sagte er:

Um an der Spitze zu bleiben, müssen wir etwas riskieren. 
Wir müssen uns trauen, Dinge radikal neu zu denken. ... 
Dazu gehört für mich ... eine Kultur des Scheiterns. 

Das ist richtig. Trotzdem ist meine Devise – ich sage ganz be-
wusst „trotzdem“ –: Wer in Baden-Württemberg gründet, will 
etwas Gescheites auf die Beine stellen, der will nicht den kurz-
fristigen Erfolg, sondern will, dass sein Unternehmen und sei-
ne Gründung gelingen und dass am Schluss des Tages etwas 
herauskommt. Ich meine, das prägt die Wirtschaft und das Ge-
dankengut hier in Baden-Württemberg. Das ist hier anders als 
in anderen Regionen, in Berlin oder woanders. Wir wollen, 
dass es gelingt, und wollen nicht nur den kurzfristigen Erfolg. 
Das ist, glaube ich, ein wesentlicher Aspekt, der in Baden-
Württemberg vorangestellt werden soll. 

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Wenn es dann doch einmal schiefgeht – da hat der Minister-
präsident doch recht –, dann gilt es, aufzustehen, die Kleidung 
zu richten, den Schmutz abzuwischen und es noch einmal zu 
versuchen. Das anzuerkennen, darum geht es auch bei dieser 
Debatte. 

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Frau Abg. Kurtz.

Abg. Sabine Kurtz CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Ich finde es gut und wichtig, dass wir uns in einer 
Aktuellen Debatte damit beschäftigen, was wir vonseiten der 
Politik möglicherweise leisten können, um in Baden-Würt-
temberg die Gründerkultur voranzubringen. Denn die Inno-
vationskraft junger Unternehmerinnen und Unternehmer ist 
ein entscheidender Baustein für den wirtschaftlichen Erfolg 
in unserem Land. Unternehmensgründungen von heute sind 
häufig der Mittelstand von morgen. 

Dabei werden unsere Hochschulen immer wichtiger. Es wird 
zunehmend ihre Aufgabe sein, Impulse für Existenzgründun-
gen zu geben und Start-ups zu fördern. Denn Tatsache ist: In 
Deutschland gibt es eine rückläufige Unternehmensgrün-
dungsquote. Baden-Württemberg steht im Bundesvergleich 
bei Unternehmensgründungen im „Deutschen Start-up-Moni-
tor 2016“ recht gut da. 12,4 % der in Deutschland ansässigen 
Start-ups haben ihren Sitz in Baden-Württemberg. Baden-
Württemberg liegt auf dem dritten Platz nach Berlin und 
Nordrhein-Westfalen. Die Region Stuttgart/Karlsruhe wird in 
diesem Monitoring zusammengefasst und gilt sogar als einer 
der fünf deutschen Gründungs-Hotspots. Das verwundert uns 
nicht; denn wir haben ja gerade dort starke Universitäten und 
Fachhochschulen. 8,9 % der Start-ups in Deutschland befin-
den sich in Stuttgart oder in Karlsruhe. 

Wir sehen also: Baden-Württemberg steht im Vergleich gut 
da, aber es gibt natürlich noch ganz schön Luft nach oben. 
Deswegen haben wir es uns zum Ziel gesetzt, Baden-Würt-
temberg zur dynamischsten Gründerregion in Europa zu ma-
chen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Das schaffen 
wir! – Gegenruf des Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: 

Nein, „Wir schaffen das!“, hat er gesagt!)

Wir wissen ja alle, dass gerade der IT-Sektor sehr schnell und 
innovativ ist. Wir müssen aufpassen, dass neue Entwicklun-
gen nicht an uns vorbeigehen, sondern dass sie zu Wertschöp-
fungen auf unseren eigenen Märkten beitragen. Die Wirt-
schaftsministerin hat schon einige gute Ideen entwickelt, um 
eine neue Konzeption zur Gründerförderung herbeizuführen. 

Für die CDU-Landtagsfraktion will ich ganz deutlich sagen: 
Wir sind der Meinung, dass wir hier ein Konzept aus einem 
Guss brauchen. Wir erwarten wirklich, dass das Wissen-
schaftsministerium und das Wirtschaftsministerium hier Hand 
in Hand arbeiten, dass sie sich gut miteinander abstimmen und 
die verschiedenen Maßnahmen miteinander vernetzen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Ein wichtiges Kriterium für eine Unternehmensgründung, 
aber noch viel wichtiger bei einem jungen, hochinnovativen 
Start-up ist – das wissen wir alle – das Kapital. Daher begrü-
ße ich es ausdrücklich, dass der bisherige Wagniskapitalfonds, 
den wir schon hatten, zu einem Innovationsfonds Baden-
Württemberg weiterentwickelt werden soll. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Ein weiteres zentrales Anliegen vieler Gründerinnen und 
Gründer – das gibt auch der Start-up-Monitor her – ist der Ab-
bau von Verwaltungslasten. Sie wünschen sich schnelle, un-
bürokratische Verfahren. Es ist daher ganz im Sinne der Grün-
der, dass sich die Landesregierung dem Abbau von Bürokra-
tie verschrieben hat und einen Normenkontrollrat einrichten 
will.

Was die Gründer natürlich besonders brauchen – gerade die 
jungen Start-ups –, ist eine passende digitale Infrastruktur. Es 
handelt sich ja häufig gerade um Geschäftsmodelle, die auf 
Digitalisierung basieren. Sie brauchen dann wirklich ein leis-
tungsfähiges, ein schnelles Netz. Unsere Digitalisierungsof-
fensive, für die unser Innenminister verantwortlich zeichnet, 
ist hier genau die richtige Antwort.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Wir müssen uns aber auch klarmachen: Der Schritt in die 
Selbstständigkeit ist eine große Herausforderung und durch-
aus mit persönlichen Risiken verbunden. Nur wenige Men-
schen wollen sich dieser Aufgabe wirklich stellen. Laut der 
Studentenstudie 2016 von Ernst & Young wollen 32 % der 
Studierenden nach ihrem Abschluss im öffentlichen Dienst ar-
beiten. Da zeigt sich also ein ganz hohes Sicherheitsbedürf-
nis. Außerdem ist zu berücksichtigen: Gerade dann, wenn die 
Wirtschaft floriert und wenn viele Branchen händeringend 
nach gutem Personal suchen, sehen die gut ausgebildeten 
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Fachkräfte nicht unbedingt die Notwendigkeit, das Risiko ein-
zugehen, sich selbstständig zu machen.

Aber wo, wenn nicht in Baden-Württemberg, kann und soll 
man sich selbstständig machen? Baden-Württemberg ist das 
Land der Tüftler und Denker. Wir haben einen starken Mittel-
stand, und wir haben weltweit erfolgreiche Konzerne. Wir ha-
ben hier die große Chance, die Digitalisierung mit dem indus-
triellen Know-how zu verbinden. Bei uns gibt es noch einen 
starken industriellen Sektor. Wenn dieser digital verknüpft, 
erweitert und unterstützt wird, kann er wahre Wunder voll-
bringen. Das müssen wir uns vor Augen führen: In Deutsch-
land werden noch 30 % des Bruttoinlandsprodukts in der In-
dustrie erwirtschaftet; in den USA, in Frankreich und in Eng-
land sind es glatt zehn Prozentpunkte weniger. Das ist für uns 
wirklich eine große Chance.

Ich will ganz deutlich sagen: Wir müssen dabei das Rad nicht 
gänzlich neu erfinden. Baden-Württemberg hat schon immer 
versucht, geeignete Rahmenbedingungen für Unternehmens-
gründungen zu setzen. Das Bemühen, Wirtschaft und Wissen-
schaft zusammenzubringen, hat bei uns eine lange Tradition.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen)

Nehmen wir z. B. die Wissenschaftsstadt Ulm. Wir haben von 
der CDU-Fraktion aus dort kürzlich einen Besuch gemacht. 
Die Idee, Ulm zur Wissenschaftsstadt aufzubauen, geht auf 
Lothar Späth zurück,

(Abg. Nicole Razavi CDU: Ja!)

hat also auch eine lange Tradition. Wir sehen heute: In Ulm 
funktioniert die Zusammenarbeit, die Verzahnung zwischen 
Hochschulen, Unternehmen und Stadt – die Stadt spielt dabei 
auch eine große Rolle – ganz hervorragend.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen 
– Zuruf: Dank Ivo Gönner!)

Es zeigt sich dort, dass Forschungseinrichtungen und Hoch-
schulen wirklich der Ausgangspunkt für die Gründung von 
Start-ups sein können. Aber Voraussetzung dafür ist natürlich 
gerade an den Hochschulen eine Kultur, die Studierende zur 
Unternehmensgründung ermutigt. Unternehmerisches Den-
ken muss also noch stärker in den Hochschulen selbst veran-
kert werden. Dazu gehört nach unserer Ansicht, dass das Leit-
bild der unternehmerischen Hochschule wieder stärker in den 
Hochschulen verankert wird. Denn Eigenverantwortung ist ja 
der Kern für Selbstständigkeit. Das muss schon im Selbstver-
ständnis der Hochschule eine Rolle spielen und stilbildend 
wirken, meine Damen und Herren.

Die Regierung hat im Koalitionsvertrag festgeschrieben, dass 
sie einen besonderen Schwerpunkt auf die Gründerkultur an 
den Hochschulen legen will. Das soll auch schon bei den 
Lehrplänen an den Schulen beginnen und mit Förderprogram-
men flankiert werden. Aber auch dafür können wir an Vorhan-
denes anknüpfen. Ich nehme an, die Ministerin geht nachher 
beispielsweise auf das Förderprogramm „Junge Innovatoren“ 
ein, aber auch hier möchte ich darauf hinweisen: Das gibt es 
seit 1995.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

Wir haben in Baden-Württemberg natürlich kein Silicon Val-
ley. Das wird ja jetzt überall als das ganz große Vorbild ange-
sehen. Heerscharen von Politikern und Wirtschaftsvertretern 
pilgern derzeit dorthin. Ich persönlich muss sagen: Ich bin da-
von überzeugt, dass wir Silicon Valley nicht 1 : 1 nach 
Deutschland und Baden-Württemberg übertragen können. Wir 
können uns natürlich einiges davon abschauen und Impulse 
übernehmen, aber wir haben doch in unserem Land eine ganz 
andere Kultur, eine historisch gewachsene Kultur, die sich 
sehr stark von der in Amerika unterscheidet. 

Allein schon die Hochschullandschaft ist anders. Wir haben 
schwerpunktmäßig öffentliche Hochschulen und nicht priva-
te, die Risikobereitschaft ist in unserer Gesellschaft anders 
ausgeprägt, unternehmerische Aktivitäten von Professoren 
sind bei uns in dieser Form überhaupt nicht üblich. Wir haben 
ein völlig anderes Verhältnis zum Geld. Das zeigt sich dann 
auch in der Bereitschaft, Geld in hoch riskante Vorhaben zu 
investieren. Wir haben einen strengeren Datenschutz, wir ha-
ben einen strengeren Arbeitnehmerschutz, wir haben Anfor-
derungen an die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, und wir 
haben auch die Vorstellung, dass Studierende einen Abschluss 
machen sollen. Selbst dann, wenn sie eine noch so tolle Idee 
haben, sollten sie ihren Abschluss machen und ein klares Be-
rufsbild aufweisen können. Das sind also schon ziemlich gro-
ße Unterschiede, die verhindern, dass wir das einfach kopie-
ren.

Aber wir haben ja trotzdem viele innovative Unternehmen und 
Start-ups bei uns in Baden-Württemberg, und ich bin davon 
überzeugt: Wir haben hochwertige Start-ups. Sie haben es ja 
schon gesagt, Herr Salomon: Nicht jedes Start-up fliegt so 
hoch, wie man es vielleicht erwartet. Insofern müssen wir 
auch unsere Mentalität etwas ändern. Dazu gehört auch, dass 
wir eine Kultur des Scheiterns entwickeln,

(Zurufe von der SPD)

dass wir Professoren vielleicht anders betrachten und vieles 
mehr.

(Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Hoch erfolgreich! – Der 
Rednerin wird das Ende ihrer Redezeit angezeigt.)

– Wenn ich bitte noch einen kleinen Moment Redezeit bekom-
me. – Ich möchte noch zwei Beispiele nennen. Bei mir im 
Wahlkreis, in Renningen, haben wir jetzt den Forschungscam-
pus von Bosch. Dort wird beispielsweise Austausch mit 
Künstlern gepflegt, dort gibt es eine Kooperation mit der Aka-
demie Schloss Solitude. Wir schauen also ganz weit über den 
Tellerrand hinaus. Wir wissen: Wir brauchen Kreativität, da-
mit wir Innovationen auf den Weg bringen, und ich finde, da-
zu brauchen wir nicht einmal so sehr Förderprogramme und 
Fördermittel.

(Glocke der Präsidentin)

Präsidentin Muhterem Aras: Frau Abgeordnete, bitte kom-
men Sie zum Schluss.

Abg. Sabine Kurtz CDU: Wir brauchen vielmehr die von mir 
ansatzweise beschriebene neue Innovationskultur. Ich glaube, 
da sind wir auf einem guten Weg.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)
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Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Fraktionsvorsitzenden Dr. Meuthen.

Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
geschätzte Kollegen Abgeordnete, meine Damen und Herren! 
Die Unternehmer sind das Herz einer jeden Volkswirtschaft. 
Sie pumpen das Blut in die Adern des volkswirtschaftlichen 
Blutkreislaufs. Hört dieses unternehmerische Herz auf zu 
schlagen, dann ist es schon bald auch um die Wirtschaft und 
die Gesellschaft im Ganzen schlecht bestellt.

Findige Unternehmer orientieren sich an den Bedürfnissen der 
Menschen. Sie versuchen, die Interessen und Wünsche der 
Menschen ausfindig zu machen, um sie anschließend zu be-
friedigen. Das tun sie in aller Regel aus eigennützigen Moti-
ven heraus, aber das ist unerheblich. Denn sie erreichen ihre 
eigennützigen Ziele nach Adam Smith nur dann, wenn sie an-
deren Menschen dienen. Das tun sie als Innovateure und als 
schöpferische Zerstörer allemal. Innovationen bringen also 
Fortschritt. Sie treiben das Wirtschaftswachstum an, schaffen 
Arbeitsplätze, erhöhen Wohlstand. Kurzum: Unternehmer sind 
es, die unser aller Leben optimieren.

(Beifall des Abg. Stefan Herre AfD)

– Ja, das darf sein.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

– Da sitzen ein paar Unternehmer, die klatschen, weil sie wis-
sen, wovon ich rede. Das weiß ja nicht jeder.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD)

Umso wichtiger ist es, ein Umfeld zu schaffen, das unterneh-
merische Initiative gedeihen lässt, das eine Gründermentali-
tät entfacht. Darüber sind wir uns hier, glaube ich, auch alle 
einig. Dies geht zum einen über Bildung, hier vor allem auf 
universitärer und auf Ausbildungsebene, zum anderen über ei-
nen entsprechenden ordnungspolitischen Rahmen, der richti-
ge Anreize zur Gründung setzt. Beides muss indes zusammen 
gedacht werden. 

Denn was bringen uns die ganzen High Potentials, die topqua-
lifiziert, hoch motiviert und voller neuer Ideen von den Uni-
versitäten kommen, wenn ihnen anschließend bei ihren Grün-
dungsvorhaben Steine in den Weg gelegt werden? Anderer-
seits: Was bringen einem gründer- und unternehmerfreundli-
che Rahmenbedingungen, wenn man eine total praxisferne 
Ausbildung hat? 

Der regelrechte Praxisschock vieler Universitätsabgänger ist 
gut dokumentiert. Ich kenne das; ich komme ja aus der Öko-
nomie. Hoch qualifiziert, aber inkompetent und unfähig, ihr 
Wissen zur Anwendung zu bringen – dieses Dilemma vieler 
Nominalakademiker beschrieb schon vor Jahren der Arbeits-
marktökonom Erich Staudt. Das heißt, viele Studenten müs-
sen nach ihrem Studium erst einmal eine ganze Menge Geld 
in Seminare investieren, um überhaupt Marktreife zu erlan-
gen. Schade, dass derlei nicht schon im Studium passiert.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Bildung sollte sich volkswirtschaftlich zumindest ansatzwei-
se rentieren, auch wenn viele der sozialromantischen Bil-

dungstechnokraten das gar nicht so gern hören. Schätzungen 
zufolge fehlen in unserem Land rund 100 000 Fachleute in 
den MINT-Fächern – also Mathematik, Informatik, Naturwis-
senschaften und Technik –, Fachleute, die sich sofort wunder-
bar in die produktivsten Sektoren des Arbeitsmarkts integrie-
ren lassen würden oder mit ihren Fähigkeiten als Gründer ei-
ne enorme Innovationskraft entfalten könnten. 

Bei aller Sympathie für die Schöngeiststudien und ohne den 
Theaterwissenschaftlern und Kunsthistorikern allzu nahe tre-
ten zu wollen: Wir brauchen kein wachsendes Akademiker-
prekariat. Wir brauchen vermehrt Leute, die, sagen wir ein-
mal, die neue S-Klasse aufs Reißbrett zaubern können oder 
die, noch besser, etwas wirklich Neues entwickeln.

(Beifall bei der AfD)

Das tun von den Jungakademikern zu wenige, was sich dann 
– Sie haben das ja angesprochen, Frau Kollegin – auch in den 
Karriereplanungen manifestiert. 

Auch ich habe bei meiner Redevorbereitung festgestellt: Die-
se Studentenstudie von Ernst & Young ist schon alarmierend. 
Sie haben zu Recht gesagt: 32 % aller Studenten streben pri-
mär nach einer Beschäftigung im öffentlichen Dienst. Rund 
ein Drittel der Studenten erachten für ihre beruflichen Pläne 
erst einmal den Staat als besonders attraktiv. Das ist nicht 
wünschenswert.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Sie doch 
auch!)

– Ich bin da wider Willen gelandet – das ist eine ganz andere 
Geschichte –

(Heiterkeit)

und habe auf unglaubliche Einkommenschancen verzichtet.

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP) 

Es ist ja nicht so, dass man in staatlicher Verwendung nicht 
auch das eine oder andere Sinnvolle tun könnte. Ich bemühe 
mich nach Kräften.

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Niemand ist ge-
zwungen! – Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Ent-
larvt! – Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU) 

– Ich fühle mich entsetzlich entlarvt. Meine Güte!

Natürlich brauchen wir Staatsdiener für den öffentlichen 
Dienst und für eine effiziente Bürokratie. Ich habe Bürokra-
tie ausgebildet.

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

Es darf aber nicht sein, dass der Staat auf Kosten des Steuer-
zahlers ein riesiges Heer von Akademikern heranbildet und 
für diese Akademikerschar künstliche, am eigentlichen gesell-
schaftlichen Bedarf vorbeigehende Karriereparadiese in der 
Verwaltung schafft.

Ein guter Staat ist ein schlanker, zugleich aber eben ein star-
ker Staat. Ein schlechter Staat hingegen ist ein aufgeblähter 
Staat mit Beamtenheeren, die sich zu Teilen – das habe ich 
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auch selbst erlebt – mit Aufgaben befassen, die es ohne sie gar 
nicht gäbe.

(Beifall bei der AfD)

Das wusste auch Ludwig Erhard, der Vater der sozialen Markt-
wirtschaft. Erhard sprach sich gegen einen allzu großen Wohl-
fahrts- und Beamtenstaat aus, da dieser die menschliche Ver-
antwortung erschlaffen und die individuelle Leistung absin-
ken lasse. Wir sollten einfach wieder mehr Erhard wagen, mei-
ne Damen und Herren. 

(Beifall bei der AfD)

An dieser Stelle dürften eigentlich auch die Damen und Her-
ren von der CDU-Fraktion einmal applaudieren, falls sie sich 
noch erinnern, wer Ludwig Erhard war. 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Ich habe da bei manchen so meine Zweifel.

Eine praxisorientierte Bildung ist das eine, ein angemessener 
ordnungspolitischer Rahmen, der zum Gründen ermutigt, das 
andere. Auch hier gibt es Besserungsbedarf.

So erweist sich nach einer Studie des Instituts der deutschen 
Wirtschaft die Wahrnehmung administrativer Hindernisse in 
der deutschen Bevölkerung im Vergleich mit anderen europä-
ischen Staaten und den USA als nachteilig. Auch aus Unter-
nehmersicht werden die nicht unerheblichen Behördenstrapa-
zen als wesentliches Hindernis für Unternehmensgründungen 
wahrgenommen.

Hier müssen wir dringend Bürokratie, die Unternehmensgrün-
der plagt, abbauen. Da ist der Ansatz über One-Stop-Agencies, 
die es ermöglichen, dass alle notwendigen bürokratischen 
Schritte zur Unternehmensgründung an einer Stelle durchge-
führt werden, sicherlich der richtige Ansatz. Weitere bürokra-
tische Hirngespinste wie etwa die geplante Verschärfung der 
Arbeitsstättenverordnung – eine ziemliche Absurdität –, die 
in den Köpfen der regierenden Politiker herumzirkulieren, 
müssen hingegen vermieden werden.

Vor allem muss unternehmerischer Erfolg belohnt werden. 
Dafür sind sehr hohe Einkommensteuersätze und eine zu kras-
se Progression in der Einkommensteuer sicherlich nicht hilf-
reich. Sie erschweren die für junge Unternehmen existenziel-
le Kapitalbildung wesentlich und demotivieren potenzielle 
Gründer.

Politische Interventionen sollten sich künftig also nicht durch 
immer mehr zusätzliche Maßnahmen auszeichnen, sondern 
sie sollten sich auf den Abbau administrativer Hindernisse und 
innovationsfeindlicher Besteuerung konzentrieren. Dann, mei-
ne Damen und Herren, wäre viel erreicht.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Noch etwas zeigt die Studie des IW in Köln auf: Aus Sicht der 
Bevölkerung wird der Zugang zur Finanzierung einer Unter-
nehmensgründung stärker als Hindernis wahrgenommen als 
von den Unternehmen selbst. Das ist eine subjektive Wahr-
nehmung; sie muss gar nicht stimmen. Aber bereits sie wirkt 
sich auf potenzielle Gründer tendenziell abschreckend aus.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU) 

Sie haben es vor allem mit einem Kommunikationsproblem 
zu tun. Wenn Sie einmal genau hinsehen, stellen Sie fest: Das 
ist gar nicht so schwierig. Aber es wird als sehr, sehr schwie-
rig wahrgenommen.

(Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Das ist richtig!)

Deswegen muss man das besser kommunizieren. Fördermaß-
nahmen müssen besser kommuniziert werden. Da bestehen 
Defizite. 

Gleichzeitig sollte auch mehr gefördert werden. Denn der Mut 
zur Gründung ist rückläufig. Auch hierzu eine Zahl, die ich 
erschreckend finde: Innerhalb von nur zehn Jahren ist die Zahl 
der Unternehmensgründungen in unserem Land um rund 40 % 
zurückgegangen. Das ist eine alarmierende Zahl.

Dem würden bessere Rahmenbedingungen für den privaten 
Venture-Capital-Markt entgegenwirken. Start-ups haben zu 
Beginn einen hohen Kapitalbedarf, zugleich aber geringe 
Sachanlagen und ein überproportional hohes Risiko. Da sind 
Bankdarlehen schwer zu bekommen. Start-ups sind also auf 
Venture-Capital angewiesen, und der deutsche Markt hierfür 
hinkt im internationalen Vergleich leider tüchtig hinterher.

Meine Damen und Herren, der Wohlstand unseres Landes be-
ruht auf mutigen Gründern und wegweisenden Innovationen. 
Das ist das, was unser Land stark gemacht hat. Wir sind in Zu-
kunft ebenfalls auf solche entschlossenen Unternehmer ange-
wiesen, da wir es andernfalls riskieren, dass die besten Inno-
vationen, Unternehmen und Arbeitsplätze künftig eben an-
derswo entstehen.

(Abg. Anton Baron AfD: Das ist jetzt schon der Fall!)

Dazu müssen wir vor allem die MINT-Fächer, die ich eben 
schon erwähnt habe, nachhaltig stärken, und wir müssen bü-
rokratische Hindernisse abbauen. Wir müssen den Zugang zu 
finanziellen Mitteln verbessern, und wir müssen ihn besser 
kommunizieren.

Wenn wir das alles tun, sind wir gut aufgestellt. Universitäten 
als Quelle der Gründerkultur fangen erst dann an zu sprudeln, 
wenn neben einer entsprechenden Bildungsarchitektur auch 
der ordnungspolitische Rahmen stimmt.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Rivoir das Wort.

Abg. Martin Rivoir SPD: Frau Präsidentin, meine Kollegin-
nen und Kollegen! Hochschulen sind ein zentraler Bestand-
teil des Innovationssystems. Sie sind Bildungsinstitutionen 
und Forschungseinrichtungen, aber sie sind auch – das wur-
de schon angesprochen – ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. 
Hochschulen sind nicht nur Produzenten, sondern auch Ver-
mittler von Wissen.

Wissensintensive Gründungen aus Hochschulen sind dabei 
e i n  wirkungsvoller Transfermechanismus. Denn sie setzen 
innovatives Wissen, das an diesen Hochschulen entwickelt 
wurde, idealerweise ohne großen Umweg in neue Produkte 
und Dienstleistungen um.
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Diese Gründungen schaffen neue Arbeitsplätze. Sie haben die 
Funktion eines Mittlers zwischen Grundlagen- und angewand-
ter Forschung und sind  e i n  Motor für den Wandel hin zur 
Wissensgesellschaft.

Leider ist die Gründungsförderung auch in unserem Land an 
vielen Hochschulen noch kein Kernthema. Baden-Württem-
berg bildet hier im Bundesländervergleich des Stifterverbands 
für die Deutsche Wissenschaft gemeinsam mit dem Saarland 
das Schlusslicht. Leider muss man dies zur Kenntnis nehmen. 
Ausgerechnet unser Bundesland, in dem Mittelstand und in-
novative Unternehmen zu den Trägern der regionalen Wirt-
schaft gehören, ist das Schlusslicht bei der Gründungsförde-
rung. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP) 

Deswegen ist es absolut notwendig und äußerst begrüßens-
wert, dass die Vorgängerregierung – auch mit unserer Hilfe – 
dieses mit 8 Millionen € ausgestattete Programm mit der För-
derlinie Gründungskultur aufgelegt hat. Die jetzige Regierung 
hat das Programm weitergeführt, hat es detailliert, und es fin-
det auch in der Form, wie es nun hier vorliegt und ausge-
schrieben worden ist, unsere Zustimmung. 

Die Ausschreibungsphase hat gezeigt, dass es einen entspre-
chenden Bedarf gibt. Denn 90 % aller Hochschulen in Baden-
Württemberg haben sich um Projekte beworben.

Die bewilligten Projekte zielen zumeist auf die Gründungs-
sensibilisierung mit innovativen Lehrangeboten, die Etablie-
rung von Gründungsevents und Messen, von Wettbewerben 
und Unternehmensplanspielen.

Das ist, wie dargestellt, ein Anfang, den wir außerordentlich 
begrüßen. Aber zur Etablierung von Gründungskultur an 
Hochschulen bedarf es mehr. Eine tragfähige und nachhalti-
ge Gründungsförderung an Hochschulen muss sich aus unse-
rer Sicht neben der Gründungslehre und der Gründungssen-
sibilisierung auch aus weiteren Komponenten zusammenset-
zen. 

Ganz wichtig ist die Gründungsunterstützung – das wurde 
auch schon angesprochen – durch Service- und Beratungsleis-
tungen. Dazu gehören für uns auch eine umfassende Betreu-
ung und Unterstützung von Gründerinnen und Gründern durch 
interne und externe Mentoren, die Vermittlung von und der 
Zugang zu Fördermitteln, der Zugang zu Risikokapital und 
natürlich auch zu der entsprechenden Infrastruktur.

Wichtig ist eine wirklich institutionelle Verankerung als Teil 
der Hochschulstrategie mit entsprechender Personalausstat-
tung in der Lehre, vor allem aber auch in der Gründungsbe-
ratung. Wir brauchen also nicht nur einen neuen Projekttopf 
mit kurzer Laufzeit. Vielmehr brauchen wir langfristige Per-
spektiven für Personal im Mittelbau und für Professuren, de-
ren Fachgebiet einen Schwerpunkt z. B. im Bereich der Exis-
tenzgründung und des Unternehmertums bildet.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen neue Anreize für die Forscher an den Hochschu-
len schaffen, damit sie ihre Ideen und ihre innovativen Ansät-
ze ausprobieren können, damit sie tüfteln können und im 
schlimmsten Fall auch einmal scheitern können. 

Frau Kurtz, ich würde hier nicht den Begriff „Kultur des 
Scheiterns“ pflegen wollen, sondern ich würde von der „Kul-
tur der zweiten Chance“ sprechen. Das ist sozusagen die po-
sitive Ausgestaltung dessen, was wir damit meinen. 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der CDU, 
der AfD und der FDP/DVP – Abg. Claus Paal CDU: 
Was ist dann beim dritten Mal? – Gegenruf des Abg. 
Alexander Salomon GRÜNE: Die wiederholte Chan-

ce!)

Denn es ist in der Tat in unserer Gesellschaft im Gegensatz zu 
anderen Gesellschaften durchaus noch ein Makel, wenn man 
mit einer Existenzgründung, mit einem Versuch, sich selbst-
ständig zu machen, scheitert. 

Die Kultur der zweiten Chance ist also das, was wir brauchen. 
Wir brauchen an unseren Hochschulen geschützte Räume, wo 
man Dinge ausprobieren kann, wo das persönliche Risiko mi-
nimiert wird und die Hochschulen die Gründungen entspre-
chend unterstützen. 

Das Programm, um das es hier heute geht, begrüßen wir also. 
Wir müssen es weiterentwickeln. Wir müssen es nachhaltig 
verstetigen. Insofern findet das alles unsere Zustimmung.

Wir haben uns natürlich auch gefragt, was außer diesem Pro-
gramm, das jetzt gerade ausgelobt worden ist, das Aktuelle an 
dieser Debatte sein soll. Denn das Thema „Gründung, Grün-
dungskultur und Existenzgründung“ beschäftigt uns eigent-
lich schon seit 20, 25 Jahren, wenn nicht schon länger. 

Wenn wir hier nun schon eine Aktuelle Debatte zum Bereich 
der Hochschulpolitik haben, dann müssen wir, finde ich – das 
würde ich nun gern auch kurz machen –, auch auf die wirk-
lich aktuellen Dinge eingehen. Denn in Ihrem Koalitionsver-
trag, meine Damen und Herren, haben Sie neben den Themen 
Gründungen und Digitalisierung auch das Thema „Internati-
onalisierung unserer Hochschulen“ ganz groß geschrieben. Es 
ist auch richtig, dass das ein Ziel ist. 

(Abg. Andreas Schwarz GRÜNE: Sehr gut!)

Der erste Punkt, den Sie beim Thema „Internationalisierung 
der Hochschulen“ anstreben, ist die Einführung von Studien-
gebühren für die internationalen Studierenden, um die wir 
weltweit kämpfen. Diese – ich nenne es einmal so – „Bauer-
Maut“ an unseren Hochschulen, die irgendwie an die „Do-
brindt-Maut“ für die ausländischen Autofahrer in unserem 
Land erinnert,

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Gleicher Murks! 
– Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP) 

findet – das sage ich hier ganz deutlich – nicht unsere Zustim-
mung. 

(Beifall bei der SPD – Abg. Alexander Salomon 
GRÜNE: Unterstützt die SPD im Bund die Maut?)

Das ist kontraproduktiv für die Internationalisierung der ba-
den-württembergischen Hochschulen. 

Stellen Sie sich einmal vor, wir führten die Studiengebühren 
hier in Baden-Württemberg isoliert ein. Dann gehen die Stu-
dierenden in andere Bundesländer. Sie treiben sie sozusagen 
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über die Grenzen nach Bayern, nach Hessen, in andere Bun-
desländer.

Wir waren letztes oder vorletztes Jahr zum Teil gemeinsam 
auf einer Reise in Asien unterwegs und haben gesehen, wie 
dieser internationale Bildungsmarkt funktioniert. Das ist ein 
Wettbewerb um die besten Köpfe. Unser Vorteil in der Bun-
desrepublik, speziell auch in Baden-Württemberg, ist, dass 
wir ein kostenfreies Studium anbieten. Der Nachteil, den wir 
auf diesem weltweiten Bildungsmarkt haben, ist unsere Spra-
che, 

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Das ist ja eigent-
lich der Vorteil!)

weil alle diejenigen, die sich woanders ausbilden lassen wol-
len, die woanders studieren wollen, schon Englisch können. 
Die gehen nach Amerika oder nach England. Unser Vorteil in 
diesem Wettbewerb um die guten, um die besten Köpfe ist die 
Studiengebührenfreiheit, die wir hier anbieten können. 

Deswegen ist es ein schwerer Schlag gegen die Internationa-
lisierung der Hochschulen, wenn Sie die Einführung der Ge-
bühren wirklich durchsetzen wollen. 

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Es ist ein Schlag 
gegen unsere Hochschulen, zu sagen, der Vorteil lie-

ge darin, dass sie kostenfrei sind! Unglaublich!)

Das ist der eine Punkt. 

Ich will einen weiteren Punkt herausgreifen. Es ist bereits an-
gesprochen worden, dass wir mehr MINT-Studierende brau-
chen. Diejenigen, die aus anderen Ländern zu uns kommen 
und hier studieren wollen, sind keine Sozialpädagogen – oh-
ne dass ich diesen jetzt nähertreten wollte –, sondern das sind 
doch meist Studierende der Physik, Mathematik oder Ingeni-
eurwissenschaften. 

(Staatssekretärin Friedlinde Gurr-Hirsch und Abg. 
Winfried Mack CDU: Musik!) 

Gerade um die müssen wir uns doch kümmern, dass sie zu uns 
kommen. Auf diesem globalen Bildungsmarkt ist das kosten-
freie Studium ein riesiger Marktvorteil für Baden-Württem-
berg. 

Deswegen wird es mit uns keine „Maut“, keine „Universi-
tätsmaut“, also keine Studiengebühren für ausländische Stu-
dierende, geben. Ich sage Ihnen schon jetzt, dass wir ganz hef-
tig und energisch dagegen ankämpfen werden. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion der FDP/DVP 
erteile ich das Wort Herrn Abg. Weinmann.

Abg. Nico Weinmann FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Gut ausgebildete, 
ideenreiche und innovationsfreudige Menschen, im Übrigen 
nicht nur Studierende, sondern Menschen jeglichen Alters, 
sind für unser Land, das abseits dieses Kapitals nur über we-
nige Ressourcen verfügt, die Grundlage für Wohlstand und 
Freiheit sowie soziale Gerechtigkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Gründer schaffen Zukunft, neue Unternehmen mit neuen Ide-
en, entwickeln und stärken den Wettbewerb um die besten Ge-
schäftsmodelle, die besten Produkte, die besten Dienstleistun-
gen. Gründer stärken so die Innovationskraft auch der etab-
lierten Unternehmen. Denn die Bedeutung vergangener Erfol-
ge zählt heute nichts mehr. 

Innovationen sorgen für Dynamik in der gesamten Wirtschaft, 
von der Produktion bis letztendlich hin zu Dienstleistungen. 
Sie eröffnen auch für die Menschen Chancen, idealerweise 
von der Selbstverwirklichung auf der einen Seite bis hin zu 
sicheren Arbeitsplätzen auf der anderen Seite. 

Insofern haben wir uns gefreut und haben es auch wohlwol-
lend zur Kenntnis genommen, dass im Koalitionsvertrag steht, 
dass Baden-Württemberg zur dynamischsten Gründerregion 
in Europa werden soll. Gerade auch das Projekt „Gründungs-
kultur“ hat unsere Zustimmung erfahren. 

Dieses Projekt erinnert aber sehr stark an das, was die FDP/
DVP-Fraktion bereits 2012 gefordert hat, nämlich mit einer 
Großen Anfrage 

(Der Redner blättert in seinen Unterlagen. – Abg. 
Alexander Salomon GRÜNE: Ja, wo ist sie?)

mit der Überschrift „Innovation im Wechselspiel von Wissen-
schaft und Wirtschaft“. Wir haben das dann auch mit einem 
entsprechenden Haushaltsantrag untermauert, der allerdings 
schließlich – augenscheinlich wider die heutige Erkenntnis – 
durch Grün-Rot abgelehnt wurde. 

Liebe Frau Ministerin, wenn wir Sie heute loben, dann ist dies 
insofern auch Ausdruck der urliberalen Feststellung zur Bil-
dungs- und Wissenschaftspolitik, auch den Spätzündern eine 
Chance zu geben. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Denn in der Tat lässt sich die Innovations- und Gründungs-
kultur nicht von der Bildungspolitik abkoppeln. Wir haben 
gestern eine Aktuelle Debatte zum Thema IQB geführt. Ich 
möchte, ohne die Diskussion aufzugreifen, meine Sorge zum 
Ausdruck bringen, dass wir zwar viel häufiger die Studienbe-
fähigung erteilen, aber die Studierfähigkeit immer weniger 
vorhanden ist. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der AfD 
– Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: So ist es!)

Insofern müssen wir auf die Schulen, auf die Bildungspolitik 
ein sehr starkes Augenmerk legen. Ich denke nur an die digi-
tale Bildung, an die fehlenden Informatikunterrichte, an die 
bessere Ausstattung der Schulen und – Herr Kollege Rivoir 
hat es angesprochen – auch an das Thema „Studiengebühren 
für internationale Studierende“. In der Tat lehnen auch wir, 
die FDP/DVP-Fraktion, die diskriminierenden Studiengebüh-
ren für internationale Studierende ab. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der SPD 
– Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Sie wollen Stu-

diengebühren für alle! Das ist unglaublich!)

Vielmehr wünschen wir uns nachlaufende Studiengebühren, 
nämlich dann, wenn Studierende aufgrund des genossenen 
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Studiums ein entsprechend höheres Einkommen erzielen. 
Dann könnten sie ab einem gewissen Mindesteinkommen, ent-
sprechend abgestuft nach dem jeweiligen Studiengang, auch 
einen Beitrag für die hervorragende Ausstattung unserer 
Hochschulen leisten. 

Herr Rivoir, im Gegensatz zu Ihnen glaube ich, dass eine gu-
te Ausstattung der Hochschulen – eine bessere, als wir sie mo-
mentan haben – durchaus nicht dazu führen wird, dass Stu-
dierende in andere Bundesländer gehen, sondern dass sie tat-
sächlich nach Baden-Württemberg kommen werden. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Schließlich ist neben der Qualifikation, neben der Expertise 
auch das Kapital das wesentliche Gründungselement für jun-
ge Unternehmen. Das Projekt „Gründungskultur“ bietet in der 
Tat gute Ansätze, im Rahmen der Gründung tragfähige finan-
zielle Konzepte und Strukturen zu ermöglichen. Darüber hi-
naus ist es aber Aufgabe der Politik, hier ein Gründungsnetz-
werk mit zur Verfügung zu stellen, dies mit tragfähig zu ma-
chen.

Vor wenigen Wochen – Herr Kollege, Sie haben es angespro-
chen – war ich in Karlsruhe beim ZKM bei CODE_n. 

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Gut, nicht?)

Ich muss sagen, das ist ein hervorragendes Beispiel, wie es 
laufen kann, um jungen Unternehmen die Chance zu geben, 
mit mittelständischen, mit großen Unternehmen in Kontakt zu 
kommen und letztendlich so eine Finanzierung herbeizufüh-
ren.

Der letzte ganz wesentliche Punkt für die Bereitschaft, ein Un-
ternehmen zu gründen, ist die Kultur, das Verständnis für Un-
ternehmensgründer. Hier sind wir, glaube ich, dringend auf-
gefordert, eine Mentalitätsreform durchzuführen für mehr 
Mut, für mehr Optimismus und tatsächlich auch für mehr Ri-
sikobereitschaft. Wenn Sie diese drei Faktoren zusammenbrin-
gen, dann bin ich um unser Land Baden-Württemberg in Be-
zug auf die Innovationsfreudigkeit, auf die Gründungskultur 
gut gestimmt. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich das Wort Frau Ministerin Bauer.

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Es ist uns allen bewusst: 
Die allermeisten Herausforderungen, vor denen wir stehen, 
kann Politik nicht allein meistern. Wir brauchen dafür Ideen 
und Initiativen aus unserer gesamten Gesellschaft; darauf sind 
wir angewiesen. Wir können mit unserer Politik die Richtung 
vorgeben – das tun wir auch, beispielsweise bei der Energie-
wende oder bei der Entwicklung unserer Mobilität hin zu ei-
ner emissionsfreien und autonomen Mobilität oder bei der 
Entkopplung des Wirtschaftswachstums vom Ressourcenver-
brauch –, wir müssen aber auch Anreize setzen. Wir müssen 
auch Infrastrukturen bereithalten und ertüchtigen, um zentra-
le Zukunftsprojekte voranzubringen. Das alles machen wir. 

Aber um wirklich erfolgreich zu sein, sind wir entscheidend 
auf Innovationen angewiesen, die dort entstehen, wo Wissen-
schaft und Wirtschaft – unsere starke Wissenschaft und unse-
re starke Wirtschaft – zusammenkommen und zusammenar-
beiten. Eine besonders hohe Dynamik entwickelt sich dort, 
wo beides besonders eng zusammenwirkt und so sozusagen 
ein Geflecht – neudeutsch nennt man es ja gern auch „Öko-
system“ – von einem guten und engen Miteinander bei der 
Generierung neuer Ideen entsteht.

Diese Dynamik, die wir brauchen, wird durch den Prozess der 
Digitalisierung angefeuert. Dadurch ist aber auch ein neuer 
Handlungs- und Erneuerungsdruck entstanden. Wir müssen 
sicherstellen, dass wir beim Thema Digitalisierung, das unse-
re Gesellschaft wirklich umgräbt und umwälzt, Gestalter un-
serer eigenen Zukunft bleiben und nicht dabei zusehen, wie 
andere Teile der Welt vorangehen und wir versuchen, Schritt 
zu halten. Darauf brauche ich nicht näher einzugehen; das ak-
tuelle Thema Elektromobilität lehrt uns da ja einiges.

Beim Thema „Gründen und Erfinden“, auf das es jetzt an-
kommt und über das wir heute Morgen sprechen, sind wir 
recht ordentlich unterwegs. In der heutigen Debatte möchte 
ich im Zusammenhang mit der Hochschullandschaft zwei As-
pekte besonders unterstreichen: 

Erstens: Gründungen passieren schon jetzt meist im Umfeld 
von Hochschulen. Das Mannheimer Gründungspanel gibt da-
zu ein paar spannende Informationen: 40 % der Gründungen 
sind akademische Gründungen, und im Hochtechnologiebe-
reich kommen sogar 70 % der Gründungen aus der akademi-
schen Welt.

Das Gründungspanel zeigt uns aber auch – das müssen wir 
auch anerkennen –: Von internationalen Spitzenwerten sind 
wir weit entfernt. 

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Auch die absolute Zahl der akademischen Gründungen ist stei-
gerungsfähig. Baden-Württemberg steht da ordentlich da, aber 
eben auch nicht überdurchschnittlich. Deswegen ist schon 
auch klar und muss gesagt werden: Wir müssen hier in Ba-
den-Württemberg noch besser werden. 

Wir wollen deswegen miteinander Initiativen, Konzepte ent-
wickeln, um zusammen in die Ideenentwicklung zu investie-
ren und auch in die Persönlichkeitsentwicklung für Gründe-
rinnen und Gründer der Zukunft. 

Gründerkultur und Innovationsgeist sind deswegen Topthe-
men, die an unseren Hochschulen als zentrale Themen etab-
liert werden müssen, und zwar nicht erst beim Thema „Tech-
nologie und Wissenstransfer“, auch nicht erst im Bereich der 
Forschung, sondern schon von Beginn an im Studium. Wir 
wollen, dass junge Menschen unsere Hochschulen als Persön-
lichkeiten verlassen, die mutig genug sind, etwas Eigenes zu 
machen, und die klug genug sind, dabei auch noch erfolgreich 
zu sein. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
– Abg. Anton Baron AfD: Nur das Wie fehlt!)

Der Titel dieser Aktuellen Debatte heute Morgen „Studierst 
Du noch oder gründest Du schon?“ gefällt mir, ist schön ge-
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wählt, liebe Kolleginnen und Kollegen. Ich kann Ihnen aber 
auch sagen: Dieser Titel hat mir auch schon ein bisschen Är-
ger produziert. Denn genau dieser Titel wird auch der Titel ei-
ner Veranstaltungsreihe sein, die das Wissenschaftsministeri-
um zusammen mit baden-württembergischen Hochschulen 
starten und jetzt in diesem Herbst ausrichten wird. 

(Zuruf von der CDU zu den Grünen: Ihr habt’s erfun-
den!)

Ich freue mich sehr, dass die Hochschulen bei dieser Veran-
staltungsreihe mitmachen. Vor Ort werden wir dabei innova-
tive Lehrkonzepte präsentieren und mit der Gründerszene dis-
kutieren. 

Mit dem Titel allerdings war in der Vorbereitung der eine oder 
andere nicht ganz glücklich. Man würde ja suggerieren und 
signalisieren, dass wir zum Studienabbruch aufrufen. 

(Abg. Sabine Kurtz CDU: Genau! – Weitere Zurufe 
von der CDU)

Das machen wir bestimmt nicht; ich kann Sie beruhigen. Aber 
– das haben Sie eben auch angesprochen – es stimmt ja schon: 
Es gibt ein paar berühmte Gründergeschichten – viele davon 
kommen aus der Universität Stanford –, und einige dieser 
Gründergeschichten handeln in der Tat von Studienabbre-
chern. 

(Zuruf des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP) 

Ein Beispiel: Der Google-Gründer Sergey Brin hat sein Pro-
motionsstudium in Stanford tatsächlich bis heute nicht abge-
schlossen. Oder: Larry Page, der zweite Google-Gründer, hat 
seinen Abschluss gemacht – das kommt auch vor –, und zwar 
auch in Stanford. Oder: Airbnb-Mitbegründer Joe Gebbia hat 
ebenfalls einen Abschluss hinbekommen, nämlich in Indust-
riedesign, aber nicht in Stanford. 

(Unruhe)

Also: Es gibt solche Geschichten, und es gibt andere Ge-
schichten. Was aber alle eint, ist, dass die meisten Gründer-
ideen entweder im Studium oder kurz danach entstehen. Da-
her trifft der Titel der heutigen Debatte in der Tat ins Herz. 
Wir wollen in diesem Sinn Gründergeist beflügeln. Was müs-
sen wir tun, um diesen Gründergeist an unseren Hochschulen 
stark zu machen? 

Dabei wollen wir uns auch der Frage stellen – dieser Einwand 
kommt ab und an durchaus auch –: Steht denn dieses Grün-
derthema im Widerspruch zum Auftrag, Lehre und Forschung 
voranzubringen? Die Antwort dieser Landesregierung ist ein-
deutig: Die Hochschulen sind unseres Erachtens  d i e  Quel-
len für Gründergeist in unserer Gesellschaft. Es ist kein Wi-
derspruch, sondern eine zentrale Aufgabe der Hochschulen, 
diesen Gründergeist voranzubringen. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Auch das möchte ich betonen: Unsere Hochschulen leisten ja 
längst mehr als Lehre und Forschung. Sie sind aktiv im Be-
reich des Transfers von Technologie und auch von Wissen, sie 
sind bereits aktiv in der Interaktion mit der Gesellschaft. Das 
ist ein wesentlicher Teil ihres Aufgabenspektrums. Man nennt 
das neudeutsch Third Mission. Die Hochschulen stellen sich 

dem, sagen zu Recht aber auch: Diese Aufgabe ist kein Selbst-
läufer. Das ist auch kein Leichtes, das ist eine zusätzliche An-
strengung. Und diese müssen sie bislang weitgehend – nicht 
komplett, aber weitgehend – aus vorhandenen Ressourcen be-
streiten. 

Wir respektieren und anerkennen, dass es eine zusätzliche 
Aufgabe ist, und wir tun unser Bestes, die Hochschulen dabei 
mit dem einen oder anderen Förderprogramm und weiteren 
Maßnahmen zu unterstützen, um den Weg leichter begehbar 
zu machen.

Wir wollen den Gründergeist in der Lehre stärker verankern, 
wir wollen ihn in der Forschung verstärken und alles dafür 
tun, die Verbindungen zwischen Wirtschaft, Gesellschaft und 
den Hochschulen noch enger zu machen.

Lassen Sie mich deswegen die Gelegenheit nutzen, zu den Be-
reichen Lehre, Forschung und Transfer mit ein paar aktuellen 
Beispielen zu zeigen, dass wir hier in der Tat unterwegs sind 
und nicht nur die Dinge fortschreiben, die auch schon lange 
erfolgreich gemacht wurden, sondern neue Impulse setzen und 
verstärken. 

Ein Thema ist das Förderprogramm „Gründungskultur in Stu-
dium und Lehre“. Mit diesem Programm haben wir in unse-
ren Hochschulen in diesem Jahr elf Projekte an den Start ge-
bracht, die helfen, das Thema Gründen im Studium zu etab-
lieren. Wir wollen damit unterstützen, dass schon Studieren-
de motiviert werden, sich mit der Entwicklung und der Rea-
lisierung eigener Ideen auseinanderzusetzen, und die notwen-
digen Kompetenzen dafür entwickeln. Sie brauchen Know-
how, sie brauchen aber auch praktische Erfahrungen, und sie 
brauchen Netzwerke der Zusammenarbeit. Es geht also um 
beides: Es geht um Haltung – die in den Begriffen „Gründer-
kultur“, „Gründergeist“ und „unternehmerisches Denken“ 
zum Ausdruck kommt –, es geht aber auch um Expertise, die 
junge Menschen benötigen, um ein Unternehmen gründen zu 
können. Normalerweise bekommen sie dies in einem Studi-
um einer Fachdisziplin nicht einfach mit auf den Weg. 

(Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Frau Ministerin, lassen Sie ei-
ne Zwischenfrage des Abg. Dr. Bullinger zu?

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Gegen Ende wäre es mir recht. Ich würde gern 
noch ein bisschen reden. Nachher gern.

(Abg. Anton Baron AfD: Damit haben wir schlechte 
Erfahrungen gemacht!)

Zur Frage der Haltung lassen Sie mich noch einen Leitspruch 
– wieder einmal aus dem Silicon Valley kommend – wieder-
geben. Wir waren mit dem Ministerpräsidenten vor einigen 
Monaten dort, und ich habe einen Leitspruch in guter Erinne-
rung, der einem dort immer wieder begegnet. Dort wird über 
Universitätsabsolventen – also Absolventen, nicht Abbrecher 
– erzählt: Wer dort gut ist, geht zu Google; wer sehr gut ist, 
der fängt bei einem Start-up bei einem Studienfreund an; und 
wer ausgezeichnet ist, gründet sein eigenes Unternehmen. 

Ich glaube, das ist, selbst wenn es plakativ zugeschnitten ist, 
eine gute Haltung, doch diese Haltung ist uns hier im Südwes-
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ten noch ein wenig fremd. Bei uns gilt ja eher: Wer gut ist oder 
wer besser ist, der wird direkt von Bosch oder von Daimler 
aus dem Studium heraus abgeworben. Das ist auch gut; das 
gönnen wir Bosch und Daimler. Aber dennoch wollen wir den 
jungen Menschen bei uns auch das Rüstzeug und die Motiva-
tion mitgeben, selbst etwas zu wagen, etwas Neues in die Welt 
zu setzen.

Darum haben wir für das Programm „Gründungskultur in Stu-
dium und Lehre“ jetzt zunächst einmal 8 Millionen € in die 
Hand genommen, um die neuen Lehrformate und Experimen-
tierräume zu unterstützen, die an unseren Hochschulen ent-
stehen. Ich freue mich, dass wir dieses Programm auch mit ei-
ner entsprechenden Veranstaltungsreihe unterlegen. Wir fangen 
am 28. November an mit der Auftaktveranstaltung „Startup 
Stories“ in Mannheim. Sie sind gern eingeladen, dabei zu sein.

Ein paar Stichworte zum Thema Forschung. Ganz aktuell be-
schäftigen wir uns mit der Frage der Unterstützung unserer 
Hochschulen für angewandte Wissenschaften im Bundespro-
gramm „Innovative Hochschule“. Es geht darum, mit diesem 
Programm Hochschulen bundesweit auszuzeichnen, die am-
bitionierte Strategien auflegen, um den Transfer neuen Wis-
sens in die Gesellschaft, in die Region, in die regionale Wirt-
schaft besser aufzustellen und dabei strategische Partnerschaf-
ten und Strukturen aufzubauen. Wir unterstützen derzeit un-
sere Hochschulen im Bereich der Antragstellung, damit sie er-
folgreich im Wettbewerb auftreten können. Wir nehmen da-
für auch Geld in die Hand; das ist es uns wert. Pro ausgear-
beitetem Konzept geben wir unseren Hochschulen 40 000 €, 
und wir setzen auf Hebelwirkung. 

Wir gehen davon aus, dass viele unserer baden-württember-
gischen Hochschulen erfolgreich abschneiden werden und 
dann pro erfolgreicher Hochschule 10 Millionen € einwerben 
werden, um dann diese Transferkonzeption in die Region hi-
nein umzusetzen. Ich bin mir sicher, wir werden in Baden-
Württemberg gut abschneiden. Wir sind gut vorbereitet. Wir 
starten ja nicht beim Punkt Null, sondern wir setzen auf einer 
etablierten Tradition der Kooperation und der Zusammenar-
beit auf, und wir werden noch besser werden.

Sie alle wissen: Baden-Württemberg ist bekannt dafür, dass 
es schon heute das Land mit einer besonders hohen FuE-Ra-
te ist. 4,8 % unseres Bruttoinlandsprodukts gehen in For-
schung und Entwicklung. Wir sind damit mit Abstand Spit-
zenreiter im Vergleich der Bundesländer, und wir sind mit die-
ser Zahl auch an der Spitze Europas. Ein Großteil dieser FuE-
Aufwendungen wird von der Wirtschaft erbracht. Aber die 
Wirtschaft kooperiert sehr gern, gut und intensiv mit for-
schungsstarken Hochschulen. Forschungsstarke und transfer-
starke Hochschulen und forschungsstarke Wirtschaft verstär-
ken sich gegenseitig, und an diesem Punkt werden wir auch 
in Zukunft ansetzen. 

Ein Beispiel dafür sind unsere Zentren für angewandte For-
schung als themengebundene Forschungscluster an Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften, die hochschulübergrei-
fend mit der Wirtschaft und der Gesellschaft zusammenarbei-
ten und neue Anwendungsfelder erschließen.

Zwei Beispiele nur in Schlagworten: In Ulm und Ravensburg-
Weingarten wird an der Digitalisierung des Produktionspro-
zesses mit Schwerpunkt auf Ressourceneffizienz und Scho-

nung von Ressourcen gearbeitet. Die Hochschule Furtwangen 
arbeitet im Bereich des demografischen Wandels an Möglich-
keiten, Menschen mit Beeinträchtigungen im Alltag möglichst 
lange selbstbestimmt zu Hause leben zu lassen und Assisted-
Living-Systeme zu etablieren. Wir werden noch in diesem 
Monat drei weitere Zentren für angewandte Forschung an den 
Start bringen, um auch dieses Förderkonzept im Land weiter 
zu verstärken.

Meine Vorrednerin und meine Vorredner haben es schon an-
klingen lassen: Es geht nicht nur um Förderprogramme. Es 
geht auch nicht nur um Geld. Es geht in der Tat um die Stär-
kung einer Kultur der Kooperation, um eine Zusammenarbeit 
auf Augenhöhe zwischen Wissenschaft und Wirtschaft, um 
ein vertieftes Verständnis und um strategische, langfristig aus-
gerichtete Strukturen der Zusammenarbeit. Das kann man mit 
Geld unterstreichen, aber man muss es vor allem mit Haltung 
und mit neuen Formaten der Kooperation unterstützen.

Ich würde Ihnen jetzt gern noch viel, viel mehr erzählen, aber 
ich wollte ja eine Zwischenfrage des Herrn Abg. Bullinger zu-
lassen. Erlauben Sie mir nur, die Frage des Abg. Rivoir kurz 
aufzugreifen, was eine Förderung von Gründungskultur mit 
der Internationalisierung zu tun habe oder ob das gegenläufig 
sei. 

Ich bin überzeugt davon, dass wir auch in Zukunft viele inter-
nationale Studierende für ein Studium in Baden-Württemberg 
gewinnen werden. Wir müssen sie auch gewinnen, und wir 
wollen sie auch gewinnen. Ich bin überzeugt davon, dass die 
Menschen, die sich entscheiden, in einem anderen Land zu 
studieren, sehr genau hinschauen, was sie wo bekommen. Ich 
bin überzeugt davon, die Studierenden in aller Welt lassen sich 
überzeugen von dem Angebot der Qualität und einer guten 
Betreuung. Auch darum geht es uns bei dem Thema „Studi-
engebühren für internationale Studierende“: die Betreuungs-
intensität und -qualität noch weiter zu verbessern. Ich bin mir 
sicher, wir gewinnen die jungen Menschen aus aller Welt, 
wenn sie merken: Hier stimmt die Qualität, und nicht: Hier ist 
es billig. 

In diesem Sinn möchte ich mit Ihnen dieses Thema gern bei 
einer anderen Gelegenheit vertieft ansprechen und freue mich, 
falls es erlaubt ist, Herrn Abg. Bullinger zu hören. 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Bullinger, Ihre 
Frage.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Frau Ministerin, 
Sie haben das jetzt sehr schön dargestellt. Wir wissen, dass 
Baden-Württemberg schon immer sehr gut war und auch in 
den letzten fünf Jahren in diesem Bereich sicherlich viel ge-
schehen ist. Wir haben beispielsweise auch das Juwel ifex mit 
internationalen Auszeichnungen; ifex war mit Existenzgrün-
dern, bei Betriebsübernahmen, aber auch im Hochschulbe-
reich sehr erfolgreich. Wir haben in Karlsruhe auch einen der 
ersten Lehrstühle für Existenzgründer gehabt, und zwar mit 
Reinhold Würth.

Ich will noch auf das eingehen, was Frau Kurtz gesagt hat: 
aus einem Guss. Ganz konkret sehe ich Schwachpunkte beim 
Startkapital. Was passiert hier? Was passiert im Bereich Bürg-
schaften gerade für junge Innovatoren? Die Innovationsgut-
scheine vom Wirtschaftsministerium sind im Bereich Hand-
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werk sehr erfolgreich. Wie könnte man das hier in diesem Be-
reich einsetzen? Das sind ein paar Fragen, bei denen es mir 
darum geht, dass die beiden Häuser, die beiden Ministerinnen 
hier wirklich aus einem Guss, wie es hier gesagt wurde, die-
se Dinge auch im Bereich der Finanzausstattung besser ma-
chen. Also kurz die Frage: Wie ist das in dem Konzept vorge-
sehen?

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Ich kann dazu nur sagen – vielleicht haben Sie 
uns eben auch schon tuscheln sehen –: Selbstverständlich ha-
ben wir bei diesem Punkt zwischen dem Wirtschaftsministe-
rium und dem Wissenschaftsministerium viele Berührungs-
punkte. Unsere gemeinsame Einschätzung ist, dass es in Ba-
den-Württemberg viel nebeneinander gibt. Es gibt viel Gutes. 
Es gibt manchmal vielleicht auch Parallelstrukturen, und es 
gibt bei der Überarbeitung und der Herstellung des Überblicks 
über das, was wir alles machen, sicher Gelegenheiten, die Din-
ge zu sortieren und durch Prioritätensetzung strategisch noch 
besser vorzugehen. 

Im Wirtschaftsministerium – die Kollegin sagte es mir auch 
gerade – wird eine entsprechende Aufarbeitung gemacht. Wir 
setzen uns dann zusammen und werden schauen, wie wir die 
Ansätze aus beiden Häusern abgleichen, um miteinander das 
Beste für den Gründerstandort, für die jungen Leute in unse-
rem Land, die Gründer der Zukunft, und die Wirtschaft, die 
schon hier ist, auf den Weg zu bringen. Sie können ganz be-
ruhigt sein: Wir kooperieren in diesem Punkt hervorragend

(Abg. Sabine Kurtz CDU: Das hat sie eben erst ge-
sagt!)

und haben uns vorgenommen, da einen landesweiten Über-
blick mit einer Gesamtkonzeption vorzulegen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und des Abg. 
Konrad Epple CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Frau Ministerin, lassen Sie ei-
ne weitere Frage des Herrn Abg. Dr. Bullinger zu?

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: Ja.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Frau Ministerin, 
vor allem noch ein Punkt: Es gibt ja wirklich die Bereitschaft, 
hierfür verstärkt privates Kapital einzusetzen. Was wollen Sie 
dafür tun, dass privates Kapital – also jetzt nicht nur staat-
liches Kapital, L-Bank-Bürgschaft – noch stärker den Hoch-
schulen gerade für diese Gruppen, für die innovationsberei-
ten jungen Menschen und Gründer, zufließt?

Ministerin für Wissenschaft, Forschung und Kunst The-
resia Bauer: In der Tat – Sie sagen es ja völlig zu Recht –: 
An Kapital, das kluge und gute Anlagemöglichkeiten sucht, 
fehlt es zurzeit nicht, ganz im Gegenteil. Wir werden wirklich 
in erfreulicher Weise geradezu bedrängt, zu sagen: Wo kön-
nen wir sinnvoll investieren? Deswegen ist es auch eine gute 
Situation, darüber zu reden, was wir sehr hochschulnah ma-
chen können. Auch da sind wir in der Bestandserhebung und 
der Erarbeitung neuer Strategien. 

Ich möchte Ihnen eine Geschichte erzählen, die verdeutlicht, 
welche Formate für mich in einer besonderen Weise spannend 

sind, weil sie besonders hochschulnah sind. Ich habe vor Kur-
zem in Heidelberg ein sehr spannendes Format kennengelernt. 
Ich würde es einmal als „Wissenschaftsunternehmen“ bezeich-
nen. Es ist angesiedelt in einem Campus, der in einer beson-
deren Weise schon jetzt erfolgreich ist, weil im Komplex der 
Lebenswissenschaften die Naturwissenschaften wie Medizin 
und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen zusammen 
auf engem Raum arbeiten. 

In dem beschriebenen Umfeld siedelt sich ein Unternehmen 
an, das der Wirtschaft folgendes Angebot macht: Wenn ihr 
Forschungsfragen habt – nicht im Bereich der schlichten An-
wendung und Umsetzung, sondern grundlegenderer Art, gro-
ße, komplizierte Fragen, in der Nähe der Grundlagenfor-
schung –, von denen ihr nicht wisst, ob daraus eine große, dis-
ruptive Idee entstehen könnte, bieten wir euch an, diese Fra-
gen an uns zu adressieren. Wir suchen euch in der akademi-
schen Welt die weltweit besten Köpfe und laden sie ein. 

Das Unternehmen finanziert hier über Stipendien Nachwuchs-
kräfte, Nachwuchsgruppen, Nachwuchsleitungen. Es werden 
weltweit die Leute mit den besten Ideen zur Bearbeitung die-
ser spannenden Frage eingeladen und vor Ort geholt, damit 
sie zusammen arbeiten. Die Industrie zahlt. Die Forschung ist 
frei. Das Ergebnis der Forschung kann vom Unternehmen ver-
wendet werden, wenn es das will. Der spannende Vorteil für 
das Unternehmen ist, dass es diese grundlegenden Fragen 
nicht im Unternehmen selbst bearbeiten muss. Das Spannen-
de für die Nachwuchswissenschaftler ist, dass sie an diesem 
Punkt noch die Offenheit haben, ob sie sich für die akademi-
sche Welt entscheiden werden oder in die Industrie wechseln 
werden. Das Beste beider Welten können sie erleben.

Das Wissenschaftsunternehmen, das diesen Service bietet, ex-
pandiert enorm. Es ist ein Modell, um privates Kapital einzu-
sammeln, strategisch einzusetzen und hoch attraktive For-
schungsbedingungen und Innovationsumfelder zu schaffen. 
Diese Modelle sammeln wir und werden wir verstärken.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU 
sowie des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich das Wort für die Fraktion GRÜNE Herrn Abg. Salomon.

Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Vielen Dank. – Lassen 
Sie mich auch noch einige Worte zur Debatte beitragen.

Ich darf erst einmal feststellen, dass die Debatte aus meiner 
Sicht und, so glaube ich, aus der Sicht des Parlaments eine 
Zustimmung zur Wissenschaftspolitik, wie sie stattfindet, und 
zu dem, was wir in diesem Bereich tun, ergeben hat. Nach un-
serer Meinung müssen Gründung und Innovation von den 
Hochschulen her gedacht werden. Dort entsteht das Neue. 
Dort entsteht das, was wir für die Zukunft brauchen. 

(Abg. Sabine Kurtz CDU: Nicht nur!)

Daher interpretiere ich das als klare Zustimmung zu unserer 
Wissenschaftspolitik. 

Lassen Sie mich darüber hinaus noch eine Zuspitzung der 
Ausführungen der Frau Ministerin vornehmen. Der Impuls für 
Gründungen muss aus unserer Sicht aus einer starken Idee ent-
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stehen und nur bedingt aus der Not heraus. Da helfen auch die 
Zahlen und die Statistiken, die Sie angeführt haben, nur be-
dingt, weil natürlich – das hat die Frau Ministerin auch aus-
geführt – viele Unternehmen in Baden-Württemberg sehr er-
folgreich sind, Nachwuchs benötigen und quasi schon vor der 
Hochschultür stehen, um die Studierenden für ihr Unterneh-
men zu gewinnen. Daher muss man das immer etwas bedingt 
sehen und darf nicht alles schwarz-weiß sehen. 

Jetzt darf ich noch eine Ausführung zu Herrn Rivoir machen. 
Ich finde es schon ein starkes Stück, dass man unseren Hoch-
schulen in Baden-Württemberg vorwirft – so habe ich Sie ver-
standen –, dass ihr vermeintlich einziger Vorteil die Kosten-
freiheit sei. 

(Abg. Martin Rivoir SPD: Ach komm!)

Ich glaube, das wird unseren Hochschulen nicht gerecht, das 
wird unserem System nicht gerecht. Wir möchten über Qua-
lität mit den anderen konkurrieren und nicht über die Kosten-
freiheit in diesem Bereich. Letzteres ist auch ein Aspekt, kei-
ne Frage. Aber Qualität muss an erster Stelle stehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU 
– Abg. Martin Rivoir SPD: Die Grünen sind für Stu-
diengebühren! Das muss man einfach sagen! – Ge-
genruf der Abg. Gabi Rolland SPD: Genau! Die Grü-
nen wollen Studiengebühren einführen! – Abg. Dr. 
Heinrich Fiechtner AfD: Haben Sie eigentlich ge-

gründet, Herr Salomon? – Weitere Zurufe)

– Getroffene Hunde bellen, liebe SPD. Lassen wir das lieber 
mal. Das können wir noch ausführen. Wir haben ja in der Zu-
kunft noch genug Zeit dafür. 

(Abg. Martin Rivoir SPD: Was sagt die Grüne Jugend 
dazu, dass Sie Studiengebühren einführen wollen? – 

Weitere Zurufe von der SPD)

Meinen vorherigen Redebeitrag habe ich mit einem Zitat von 
Herrn Kretschmann beendet. Jetzt darf ich noch aus einem In-
terview mit Herrn Kretschmann im „Handelsblatt“ sinngemäß 
zitieren. Da hat Herr Kretschmann ausgeführt, dass wir bei 
den großen Fragen, die vor uns stehen, nicht verzagen sollen, 
sondern den richtigen Spirit brauchen. Lassen Sie uns diesen 
Spirit aufgreifen und an die Sache gehen. Dann haben wir, 
glaube ich, dem Land Baden-Württemberg einen guten Dienst 
erwiesen.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Ak-
tuelle Debatte beendet und Punkt 1 der Tagesordnung erle-
digt.

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Debatte – Die Verschärfung der politischen Er-
eignisse in der Türkei und ihre Auswirkung auf das Land 
Baden-Württemberg – beantragt von der Fraktion der 
AfD

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Aktuel-
le Debatte eine Gesamtredezeit von 50 Minuten festgelegt. 
Darauf wird die Redezeit der Regierung nicht angerechnet. 
Für die Aussprache steht eine Redezeit von zehn Minuten je 
Fraktion zur Verfügung. Auch hier darf ich die Mitglieder der 
Landesregierung bitten, sich an den vorgegebenen Rede-
zeitrahmen zu halten.

Schließlich darf ich auf § 60 Absatz 4 der Geschäftsordnung 
verweisen, wonach im Rahmen der Aktuellen Debatte die 
Aussprache in freier Rede zu führen ist.

In der Aussprache erteile ich nun Herrn Abg. Sänze für die 
AfD-Fraktion das Wort.

Abg. Emil Sänze AfD: Sehr geehrte Damen und Herren, sehr 
geehrte Frau Präsidentin! In der Türkei werden Richter, Poli-
zisten, Journalisten und Politiker inhaftiert. Bis heute sind 
über 100 000 Beamte, Richter, Staatsanwälte, Polizisten und 
Soldaten suspendiert worden, ca. 35 000 wurden bereits ver-
haftet und interniert. 

Luxemburgs Außenminister Asselborn hat Sanktionen gegen 
die türkische Regierung gefordert. Er verglich die aktuelle 
Entwicklung in der Türkei mit der Nazizeit. Ich kann diese 
Gedanken historisch leicht nachvollziehen. Man erinnere sich 
an die Säuberungen des Röhm-Putsches. Die nationalsozia-
listische Propaganda stellte sich damals so dar, dass die Mor-
de eine präventive Maßnahme gewesen seien. Oder man er-
innere sich an das Münchner Abkommen, bei dem Daladier 
und Chamberlain mehr oder weniger von Nazideutschland 
vorgeführt wurden, was zu Auseinandersetzungen, die wir al-
le kennen, geführt hat.

Kein Wunder, dass sich Edzard Reuter als profunder Kenner 
der Türkeiszene im Gespräch mit der ZEIT ähnlich äußerte. 
Zitat: 

Was derzeit in der Türkei geschieht, erinnert mich an die 
Anfänge der NS-Zeit in Deutschland.

Ich frage Sie: Was tun wir? Warten wir, bis Erdogan die To-
desstrafe in der Türkei einführt? Warten wir, bis zusätzlich zu 
den aktuellen Flüchtlingen Millionen von vertriebenen Kur-
den und politischen Flüchtlingen zu uns kommen und die 
schon jetzt brisante Situation zusätzlich aufheizen? Warten 
wir darauf, dass die innertürkischen Konflikte auf unseren 
Straßen, an unseren Schulen und Arbeitsplätzen stattfinden? 
Ich erinnere die Älteren daran, dass wir das schon einmal hat-
ten. Erinnern Sie sich an die Balkankriege. Auch hier kam es 
zu Konflikten im Rahmen der Sezessionen von Jugoslawien.

Glauben Sie mir: Hierbei handelt es sich nicht um die All-
machtsfantasien der AfD bzw. meiner Partei.

(Abg. Winfried Mack CDU: Gibt es die?)

Erinnern wir uns an den 5. November. Am vergangenen Sams-
tag demonstrierten in Stuttgart 2 000 Kurden, überwiegend 
kurdische Migranten, gegen die türkische Politik. Das ist ihr 
freies Recht; das ist auch zugelassen. Während dieser De-
monstration wurden Fahnen der PKK durch Stuttgart geführt. 
Gegen die Demonstranten musste teilweise mit Schlagstöcken 
vorgegangen werden. Resultat dieser Aktion: fünf verletzte 
Polizisten.
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Ich frage Sie: Wollen wir das tatsächlich, oder treten wir mit 
geeigneten Mitteln den Demonstranten, aber vor allem Erdo-
gan entgegen, damit er seine politischen und rassistischen 
Säuberungen endlich beendet und die Träume vom osmani-
schen Großreich niederlegt?

Die Antwort auf brutale Massenverhaftungen in der Türkei 
kann nur sein, Herrn Erdogan in der gleichen Sprache anzu-
sprechen, in der er auch austeilt. Gegen brutales Vorgehen hilft 
kein Streichel- und Kuschelkurs, sondern harte Kante.

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos]) 

Drehen wir Herrn Erdogan den Geldhahn ab. Dazu sind wir 
in der Lage. Die gesamten türkischen Exporte betragen der-
zeit 140 Milliarden Dollar. Davon gehen etwa 50 % in die EU. 

2015 importierte Deutschland Waren im Wert von über 
14 Milliarden €; allein Baden-Württemberg importierte Wa-
ren im Wert von ca. 2 Milliarden €. Da Deutschland etwa 10 % 
der türkischen Exporte bezieht, sind wir wirtschaftlich der 
größte Abnehmer türkischer Produkte. 60 % der Investitionen 
in der Türkei kommen aus der Europäischen Union. 

Handelsbeziehungen in diesem Ausmaß sind aufgrund der der-
zeitigen politischen Lage in der Türkei aus Sicht der AfD-
Fraktion ethisch nicht mehr vertretbar. 

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos]) 

Es wird Zeit, dass wir Herrn Erdogan bewusst machen, dass 
wir in der Lage sind, diese Handelsbeziehungen einzufrieren. 
Die Zahlungen der EU müssen sofort gestoppt werden. Da bin 
ich mit Asselborn völlig d’accord. Weitere geplante Milliar-
densummen für den Ausbau der türkischen Infrastruktur und 
die Entwicklung des Staates gehören aus Sicht der AfD mit 
sofortiger Wirkung eingefroren. 

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos]) 

Die wirtschaftliche Förderung eines diktatorischen, nationa-
listischen Staates muss aufhören. Lassen Sie uns darüber 
nachdenken, ob wir der Bundesregierung nicht empfehlen, 
dass wir das deutsch-türkische Gesundheitsabkommen stop-
pen bzw. einfrieren. Stoppen wir die EU-Verhandlungen so-
fort. De facto sind sie ja schon gestoppt. 

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos]) 

Stoppen wir die geplante Visafreiheit und sprechen eine so-
fortige Reisewarnung für die Türkei aus. Stehen wir den de-
mokratisch gewählten Parlamentariern des türkischen Parla-
ments mit diesen Maßnahmen zur Seite und zwingen den tür-
kischen Diktator zu einem anderen Verhalten. Einen anderen 
Weg sehe ich nicht. Sie erinnern sich an die Aussage Erdo-
gans: „Es geht zum einen Ohr rein und zum anderen wieder 
raus.“

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Was schlägt er nun 
vor?)

Wenn wir diesen Wahnsinn nicht beenden, schaden wir der 
türkischen Bevölkerung, unseren Beziehungen, aber auch un-
serem inländischen Frieden. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD und des Abg. Dr. Wolfgang Ge-
deon [fraktionslos] – Abg. Wolfgang Drexler SPD: 

Was will er jetzt machen?) 

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich Herrn Abg. Lede Abal das Wort. 

(Zuruf: Gott sei Dank!)

Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! In dieser Woche hat EU-Kommissar Jo-
hannes Hahn den jährlichen Fortschrittsbericht zur türkischen 
Beitrittskandidatur vorgelegt. Darin bescheinigt er der Türkei 
schwerwiegende Rückschritte bei der Rechtsstaatlichkeit, bei 
der Meinungsfreiheit und bei der Unabhängigkeit der Justiz. 
Insgesamt stellt die EU der Türkei in ihrem Bericht das 
schlechteste Zeugnis seit Beginn der Gespräche mit Blick auf 
die Beitrittskandidatur aus. 

Seit dem Putschversuch Mitte Juli haben sich die Menschen-
rechtslage und die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien in 
der Türkei dramatisch verschlechtert. Seitdem erreichen uns 
in rascher Folge immer wieder neue Meldungen über Maß-
nahmen der türkischen Regierung. 

So wird die Meinungsfreiheit massiv eingeschränkt. Unter 
dem Schlagwort „Terrorismusbekämpfung“ kommt es zu se-
lektiven und willkürlichen Verhaftungen und willkürlicher An-
wendung von Rechtsbestimmungen. Über 100 000 Menschen 
wurden aus dem Staatsdienst entlassen. Es gibt massenhafte 
Entlassungen von Lehrerinnen und Lehrern, Professorinnen 
und Professoren und die Entlassung von etwa einem Fünftel 
aller Richterinnen und Richter. 

Die Türkei hat als Mitglied des Europarats die Europäische 
Charta der kommunalen Selbstverwaltung unterzeichnet. Aber 
auch in diesem Bereich gibt es einen gravierenden Verstoß 
durch die Amtsenthebung von 24 kurdischen Bürgermeistern; 
diese wurden auf Verdacht hin ihres Amtes enthoben. Die Ein-
schränkung der Pressefreiheit lässt sich daran messen, dass 
rund 150 Radio- und TV-Stationen sowie Zeitungen geschlos-
sen worden sind. 

Am 31. Oktober wurden mindestens 13 Mitarbeiter der be-
kannten regierungskritischen Zeitung „Cumhuriyet“, darun-
ter der Chefredakteur, verhaftet. Unternehmen mutmaßlicher 
– ausdrücklich: mutmaßlicher – Gülen-Unterstützer werden 
einkassiert und inzwischen privatisiert, ohne dass überhaupt 
der Nachweis einer Nähe zur Gülen-Bewegung erfolgt ist. Bei 
einem späteren Nachweis des Nichtbestehens einer Verbin-
dung zur Gülen-Bewegung, also einer Unschuld, besteht dann 
die Möglichkeit, dass die Unternehmer am Verkaufserlös be-
teiligt werden. Also besteht auch hier ein massiver Eingriff. 

Seit Ende September sitzt zudem ein Richter des Internatio-
nalen Strafgerichtshofs in Den Haag trotz diplomatischer Im-
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munität und trotz der massiven Forderungen der Vereinten Na-
tionen, ihn freizulassen, in Haft. 

(Zuruf von der AfD: Also, was machen wir?)

Ich möchte an dieser Stelle noch einmal explizit auf die Situ-
ation der oppositionellen Abgeordneten in der Türkei hinwei-
sen. Mindestens neun Abgeordnete des Parteienbündnisses 
HDP sind aufgrund vager, unbelegter Vorwürfe verhaftet wor-
den, darunter der Parteivorsitzende Demirtas. Mit Teilen des 
Parteienbündnisses HDP verbindet uns Grüne seit vielen Jah-
ren eine Zusammenarbeit. 

Inzwischen hat Präsident Erdogan den nächsten Schritt getan 
und Strafanzeige gegen alle 133 Oppositionsabgeordneten der 
CHP gestellt, weil sie Erdogans Vorgehen gegen Medien und 
Opposition in einer Resolution kritisiert haben. 

Das sind desaströse Entwicklungen. Wir begrüßen deshalb, 
dass die Bundesregierung ausdrücklich auf die Möglichkeit 
des politischen Asyls hingewiesen hat. In Anbetracht der Ent-
wicklungen müssen die Beitrittsverhandlungen mit der Tür-
kei aus unserer Sicht auf Eis gelegt werden. 

(Beifall bei der AfD und des Abg. Hans-Ulrich Sckerl 
GRÜNE – Abg. Daniel Rottmann AfD: Bravo!)

Wir wollen die Verhandlungen nicht abbrechen, sondern den 
Dialog aufrechterhalten, auch um den Prozess in der Türkei 
wieder umzukehren. Mit wem das gelingen kann und gelingt, 
werden wir sehen müssen. 

Ein Abbruch der Beitrittsverhandlungen würde aus unserer 
Sicht Erdogan in die Hände spielen und eine willkommene 
Ausrede für den weiteren Abbau von Demokratie und Men-
schenrechten in der Türkei sein und diesen befördern. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Der braucht keine Ausre-
den!)

Wir haben den europäischen Einigungsprozess immer als ge-
meinsamen Weg verstanden. Wir haben Europa, auch die Eu-
ropäische Union vor allem immer als ein Europa der Werte 
verstanden. Daran halten wir fest. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD) 

Wir fordern deshalb die EU dazu auf, die Beitrittsverhandlun-
gen mit der Türkei vorübergehend auszusetzen und bereits an-
gesetzte Termine abzusagen, sodass die Türkei auf den Weg 
der Rechtsstaatlichkeit zurückkehrt. Wer die Opposition eines 
Landes ins Gefängnis steckt, kann nicht erwarten, dass mit 
ihm weiterverhandelt wird, als wäre nichts geschehen. 

(Beifall bei den Grünen sowie Abgeordneten der 
CDU, der AfD, der SPD und der FDP/DVP)

Wer die Todesstrafe wieder einführt, darf nicht erwarten, dass 
man mit ihm weiterverhandelt, als wäre nichts geschehen. Wer 
deutsche Abgeordnete und ihre Familien attackiert, weil sie 
ihr Mandat wahrnehmen und beispielsweise die Armenienre-
solution des Bundestags unterstützt haben, kann kein Ge-
sprächspartner sein. 

(Beifall bei den Grünen sowie Abgeordneten der AfD 
und der SPD)

Das ist auch keine Einmischung in die inneren Belange der 
Türkei, die von dieser immer zurückgewiesen wird, sondern 
für uns sind das elementare Fragen der Zusammenarbeit und 
der Beitrittsverhandlungen. 

Wir glauben, dass die Entwicklung in der Türkei natürlich 
auch Auswirkungen auf Deutschland hat, weil die Menschen, 
die hier leben und Verbindungen persönlicher Art – Familie, 
Freunde, Bekannte – in die Türkei haben, von diesen Entwick-
lungen natürlich nicht abgekoppelt werden können. Deshalb 
ist es unsere Aufgabe – dieser werden wir auch nachkommen 
–, diese Menschen hier zu schützen und auch vor dem Ein-
fluss und dem Zugriff türkischer staatlicher Stellen zu schüt-
zen. 

Wir unterstützen deshalb ausdrücklich den Weg der Landes-
regierung und von Ministerpräsident Kretschmann, der klar 
und eindeutig zurückgewiesen hat, hier in Deutschland, in Ba-
den-Württemberg Menschen auf Verdacht, aufgrund unbeleg-
ter Vorwürfe zu verfolgen und zu diskriminieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den Grünen sowie Abgeordneten der 
CDU und der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Kößler das Wort. 

Abg. Joachim Kößler CDU: Sehr geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich habe mich lange gefragt, warum die AfD diese Ak-
tuelle Debatte beantragt hat. Ich habe mich gefragt: Was soll 
das? Geht es Ihnen um die Türkei? Geht es Ihnen um Baden-
Württemberg? Geht es Ihnen um die Demokratie, die Men-
schenrechte, die Freiheiten, die Pressefreiheit? Geht es Ihnen 
um die türkischstämmigen Mitbürger in Baden-Württemberg? 
Geht es Ihnen um die Verfolgten in der Türkei? Oder geht es 
Ihnen um die Sympathisanten von Erdogan in Baden-Würt-
temberg? Wollen Sie diese an den Pranger stellen? Oder geht 
es Ihnen darum, was Baden-Württemberg in dieser Krise un-
ternehmen kann? Um was geht es Ihnen? Geht es Ihnen um 
die Verschärfung der politischen Lage in der Türkei? Das kann 
ich nicht deuten. 

Zweitens: Die Auswirkungen, die es auf Baden-Württemberg 
gibt, gelten ja für alle Bundesländer. Der Verdacht liegt nahe, 
dass Sie im Grunde die Islamdebatte wieder auflegen wollen. 
Das hat sich gestern natürlich insgesamt gezeigt. Sie wollen 
durch die Hintertür wiederum eine Debatte über den Islam er-
zeugen. Kurzum, die AfD bringt Probleme nach Baden-Würt-
temberg, die eigentlich auf der Bundesebene zu lösen sind. 
Wir hier im Landtag können diese Probleme nicht lösen. Sie 
verbreiten Ängste und verbessern die Lage nicht. 

Tatsache ist – das bestreitet niemand; der Kollege Lede Abal 
hat dazu ja schon einiges deutlich gemacht –: Am 15. Juli 
2016 kam es in der Türkei zu einem Putschversuch. Dieser 
Putschversuch hat dazu geführt, dass der Notstand ausgeru-
fen wurde und dieser bis zum heutigen Tag verlängert wurde.

Als Reaktion auf den gescheiterten Putsch wurden 35 000 
Menschen inhaftiert. Gegen 82 000 Menschen wurde in der 
Folge des Putschversuchs ermittelt. Mehr als 50 000 Ange-
stellte des öffentlichen Dienstes haben ihre Stelle verloren. 
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Mehr als 99 Journalisten und Schriftsteller wurden verhaftet. 
Bei 100 Rundfunkanstalten wurde der Betrieb eingestellt. 
2 300 Journalisten haben ihre Arbeit verloren, 330 Journalis-
ten wurde ihr Arbeitsplatz entzogen.

Selbstverständlich treten wir auch für die Kollegen im türki-
schen Parlament ein. Die Abgeordneten und Vorsitzenden der 
HDP wurden verhaftet und in Untersuchungshaft genommen. 
Sie haben unseren Beistand, und wir müssen uns natürlich für 
sie einsetzen. 

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der AfD, der SPD und der FDP/DVP – Zu-

ruf des Abg. Rüdiger Klos AfD) 

All diese Entwicklungen in der Türkei beunruhigen natürlich. 
Sie bedrohen die Demokratie, die Menschenrechte und die 
Freiheit. Sie bedrohen die Grundwerte Europas. Wir verurtei-
len natürlich diesen Putschversuch, aber gleichzeitig kann die-
ser Putschversuch nicht der Ausgangspunkt für solche Maß-
nahmen in der Türkei sein, die die Freiheit bedrohen, die die 
Grundwerte Europas bedrohen, die natürlich unser ganzes 
Wertesystem bedrohen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der Grünen und 
der AfD sowie des Abg. Sascha Binder SPD) 

Gleiches gilt natürlich auch für die Einführung der Todesstra-
fe. Das ist die Überschreitung einer roten Linie, die wir uns 
nicht gefallen lassen können, die unser Wertesystem insge-
samt gefährdet. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der Grünen und 
der AfD)

Die Europäische Union ist natürlich gehalten, dagegen vor-
zugehen. Sehr viel wurde bereits getan. Natürlich können wir 
in Zukunft noch mehr tun. Aber eines dürfen wir nicht tun: 
Wir dürfen nicht die Gespräche abbrechen. Wir sollten ge-
sprächsbereit sein. Nur wer gesprächsbereit ist, kann an der 
Situation in der Türkei etwas ändern.

(Zuruf des Abg. Rüdiger Klos AfD) 

Wir müssen klar und deutlich sagen, was dort nicht in Ord-
nung ist. Wir müssen brandmarken, dass die Demokratie in 
der Türkei gefährdet ist. 

Wir müssen aber auch daran denken, welche Interessen das 
Land Baden-Württemberg hat. Ich will Ihnen einmal ein paar 
Zahlen nennen. In Baden-Württemberg leben 260 000 Ein-
wohner mit türkischem Pass. Es gibt viele Landsleute in Ba-
den-Württemberg, die türkische Wurzeln haben. Wir haben 
eine gute kulturelle und wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi-
schen der Türkei und Deutschland. Und, Herr Sänze, wir ex-
portieren im Volumen von 3 Milliarden €. Wenn man Ihren 
Vorschlägen folgen würde, dann müsste man den gleichen 
Maßstab an Russland, an China, an viele Länder der Welt an-
legen.

(Abg. Sascha Binder SPD: Richtig! Genau! – Zuruf 
des Abg. Reinhold Gall SPD) 

Wir müssten dann im Grunde genommen mit all diesen Staa-
ten unseren Handel abbrechen. Das kann nicht der Sinn sein.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen und der SPD)

Die Türkei selbst hat großen Schaden durch ihr Verhalten. Er-
dogan muss erkennen, dass sich die Wirtschaft nach unten ent-
wickelt. 50 % des Tourismus sind im Grunde genommen weg-
gefallen, und natürlich sind auch die weiteren Aktivitäten von 
Importeuren und Exporteuren gefährdet. Allein der produkti-
ve Sektor leidet an zurückgehenden Investitionen, an einer In-
vestitionszurückhaltung ausländischer Unternehmen. Das dy-
namische Wachstum in der Türkei, wie es das in den letzten 
zehn Jahren gegeben hat, ist gefährdet. Wir müssen dem Re-
gime in der Türkei, vor allem Erdogan, deutlich machen, dass 
er, wenn er so weitermacht, sich natürlich selbst den Fuß stellt 
und dass er die Türkei zugrunde richtet.

Aber nochmals: Wir müssen gesprächsbereit sein. Gespräch 
heißt, dass man miteinander spricht, dass man deutlich seine 
Positionen klarmacht und dass man Forderungen stellt. Unse-
re Forderung ist, dass die Demokratie in vollem Umfang wie-
derhergestellt wird, dass die Menschenrechte gewahrt bleiben 
und dass natürlich Pressefreiheit herrscht. 

Ich muss eines sagen: Wenn die AfD sich für die Pressefrei-
heit in der Türkei einsetzt, dann erinnere ich mich noch gut 
daran, dass sie teilweise selbst ein gebrochenes Verhältnis zur 
Presse hat, Wörter wie „Lügenpresse“ usw. usf. verwendet 
hat. Noch eines: Sie schließen auf Ihrem kommenden Landes-
parteitag die Öffentlichkeit und die Presse aus. Frauke Petry 
hat auf dem AfD-Bundesparteitag in Stuttgart Folgendes ge-
sagt: 

Im Übrigen können sich Mehrheiten ... ändern.

Sie hat damit der Presse gedroht. Ist das so weit von Erdogan 
entfernt?

(Lachen bei der AfD – Zuruf von der AfD: Der war 
gut! – Abg. Sascha Binder SPD: Der war gut!)

Kehren Sie also einmal vor Ihrer eigenen Tür. 

(Beifall bei der CDU, den Grünen, der SPD und der 
FDP/DVP)

Sie müssen aufpassen, dass Sie mit dieser Debatte heute nicht 
wieder Ängste schüren. Es ist klar: Wer hier demonstriert, 
auch gegen das Regime in der Türkei oder als Sympathisant 
für das Regime in der Türkei, hat sich an Recht und Gesetz zu 
halten. Dafür müssen wir sorgen. Ich bin davon überzeugt, 
dass der Innenminister und die Polizei in Baden-Württemberg 
dafür Sorge tragen werden. 

Ich will Ihnen vielleicht zum Schluss einen Ratschlag geben. 
Es gibt ein Zitat des griechischen Philosophen Aristoteles, das 
lautet: 

Das Ganze ist mehr als die Summe seiner Teile.

Schauen Sie nicht immer nur auf einen Bereich. Machen Sie 
Politik für den gesamten Bereich, und ziehen Sie nicht stän-
dig irgendwelche populistischen Themen hier hoch. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, den Grünen, der SPD und der 
FDP/DVP)
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Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Binder.

Abg. Sascha Binder SPD: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir sehen die Festnahmen von Politikern 
und Abgeordneten der kurdischen Partei HDP und von Mitar-
beitern einer türkischen Oppositionszeitung mit großer Sor-
ge. Wir nehmen wahr, dass sich dadurch die ohnehin ange-
spannte Lage in der Türkei noch weiter verschärft.

Jede weitere Eskalationsstufe der Gewalt schwächt die Chan-
cen auf einen Verständigungsprozess und eine friedliche Kon-
fliktlösung. Die Türkei hat unbestritten das Recht, mit rechts-
staatlichen Mitteln gegen Terrorismus vorzugehen. Aber dies 
darf nicht der Rechtfertigung dienen, um ungeliebte Opposi-
tionspolitiker außer Gefecht zu setzen und diese systematisch 
mundtot zu machen, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD, Abgeordneten der Grünen, der 
CDU und der FDP/DVP sowie des Abg. Hans Peter 

Stauch AfD)

Kollege Lede Abal sprach den Fortschrittsbericht der EU-
Kommission an, der diese Woche veröffentlicht worden ist. 
Die Türkei hat in diesem Jahr die schlechteste Bewertung seit 
Beginn der EU-Beitrittsverhandlungen erhalten. Die innenpo-
litische Lage in der Türkei hat deshalb auch Auswirkungen 
auf die weiteren EU-Beitrittsverhandlungen. Wer Journalis-
ten verhaftet, Medien schließt und Rechtsbestimmungen über 
die nationale Sicherheit und zum Kampf gegen Terrorismus 
selektiv und willkürlich anwendet, der darf sich nicht wun-
dern, dass dies Forderungen zur Aussetzung oder gar zum Ab-
bruch der Verhandlungen nach sich zieht. Wer ein Fünftel der 
Richter und Staatsanwälte nach dem versuchten Militärputsch 
entlässt und Beschuldigte bis zu 30 Tage in Haft lässt, bevor 
sie einem Richter vorgeführt werden, der muss sich Nachfra-
gen über die Unabhängigkeit der Justiz gefallen lassen, liebe 
Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Für uns und die Gemeinschaft in der Europäischen Union sind 
Rechtsstaatlichkeit, Meinungsfreiheit und Pressefreiheit eine 
wesentliche Grundlage für die Demokratie. Wenn diese mit 
Füßen getreten werden, müssen wir ernsthaft darüber reden, 
ob wir und wie wir mit den Beitrittsverhandlungen der Tür-
kei zur Europäischen Union umgehen. 

Ich teile die Auffassung des Kollegen Lede Abal, dass wir die-
se Beitrittsverhandlungen auf Eis legen müssen, ohne dabei 
einen Gesprächsabbruch mit der Türkei zu riskieren. Wir müs-
sen weiter im Gespräch bleiben. Wir wollen die Verhandlun-
gen unterbrechen, aber den Gesprächsfaden nicht abreißen 
lassen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der Grünen)

Deshalb hat die innenpolitische Lage im Hinblick auf die EU-
Beitrittsverhandlungen einen inneren Zusammenhang. 

Anders liegt der Fall bei der Verhängung von wirtschaftlichen 
Sanktionen gegen die Türkei. Herr Sänze, wie solche Sankti-
onen aussehen sollen, mit welchen Kriterien Sie solche Sank-
tionen grundsätzlich verbinden und unter welchen Vorausset-

zungen Sie allgemein Sanktionen verhängen wollen, haben 
Sie nicht gesagt. Auf diese Kriterien wäre ich gespannt.

Wenn wir jetzt gegen jedes Land, mit dem wir Handel treiben, 
das in der Innenpolitik rechtlich unterschiedliche Auffassun-
gen von Demokratie hat – ich möchte da nur über die Todes-
strafe reden –, Sanktionen verhängen würden, gegenüber wel-
chen Ländern müssten wir dann Sanktionen verhängen?

(Abg. Josef Frey GRÜNE: Gegen die USA!)

Ich glaube nicht, dass dies wirklich zielführend ist. 

Bei den EU-Beitrittsverhandlungen gibt es einen inneren Zu-
sammenhang. Sanktionen wurden bislang nur verhängt, um 
außenpolitisch Länder, die mit anderen Ländern kriegerische 
Auseinandersetzungen führen, zu verurteilen, aber nicht als 
Kritik und Einmischung in die Innenpolitik. Deshalb sind Sie 
die Antwort auf die Frage schuldig geblieben: Wie sehen Sie 
denn Sanktionen? Dazu haben Sie nichts gesagt. Außerdem 
haben Sie nichts dazu gesagt, welche Auswirkungen die Sank-
tionen auf Baden-Württemberg hätten.

(Beifall bei der SPD)

Im Übrigen haben Sie relativ wenig dazu gesagt, welche Aus-
wirkungen dies alles auf Baden-Württemberg hat. Wir alle 
müssen gemeinsam dafür Sorge tragen, dass es nicht zur Aus-
tragung offener Konflikte zwischen den in Deutschland leben-
den türkischstämmigen Bürgern kommt. Wir appellieren an 
alle gesellschaftlichen Kräfte, an unserem friedlichen Zusam-
menleben festzuhalten, Konflikte im bewährten Dialog und 
ohne Gewalt auszutragen und die hohen Güter der Rechts-
staatlichkeit, Meinungsfreiheit und Pressefreiheit hochzuhal-
ten.

Klar muss sein: Der innertürkische Konflikt kann nicht bei 
uns ausgetragen werden. Die Probleme der Türkei dürfen wir 
nicht zu unseren Problemen machen. Gewalttätige Demonst-
rationen und Ausschreitungen rivalisierender türkischstämmi-
ger Bürgerinnen und Bürger hier in Deutschland dulden wir 
nicht, ebenso wenig Gewalt gegen die Polizistinnen und Po-
lizisten, die sich schützend vor die Rechtsstaatlichkeit und die 
Ausübung der Meinungsfreiheit stellen.

Mein Dank geht in diesem Zusammenhang an die Sicherheits-
behörden, die aufgrund der Situation der Türkei mit erhöhter 
Wachsamkeit vorgehen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Dies geht damit einher, dass beispielsweise die Sicherheits-
maßnahmen im türkischen Generalkonsulat verschärft wer-
den und die Kräfte im Land für einen verstärkten Objektschutz 
sensibilisiert werden.

Eines bleibt klar: Wenn man öffentlich liest, dass die türki-
sche Regierung den deutschen Sicherheitsbehörden Vorgaben 
darüber machen will, wie sie in Bezug auf die innere Sicher-
heit vorgehen müssen, wen sie beobachten und wen sie nicht 
beobachten sollen, dann kann ich dem nur eine klare Absage 
erteilen. Wie wir bei uns mit der inneren Sicherheit umgehen 
und wie wir mit Organisationen umgehen, ist Sache unserer 
gesetzlichen Vorgaben für den Verfassungsschutz, für die Po-
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lizei. Da brauchen wir keinen Nachhilfeunterricht, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU, der AfD und der FDP/DVP)

Alle gemeinsam sind wir für ein friedliches Zusammenleben 
verschiedener Ethnien, Kulturen und Religionen und sind da-
für auch verantwortlich. Deshalb tragen auch alle eine Verant-
wortung, diese Konflikte und Meinungsverschiedenheiten 
nicht mit Gewalt, sondern gewaltfrei und im Gespräch zu lö-
sen. 

Eine große Verantwortung kommt bei diesem Konflikt den 
Kommunen in Baden-Württemberg zu. Viele Bürgermeister 
und Oberbürgermeister haben in ihren Städten und Gemein-
den dieses Thema Türkei sehr früh auch zu ihrem Thema ge-
macht. Die gesellschaftlichen Organisationen türkischstäm-
miger Deutscher wurden zu Gesprächen an den runden Tisch 
eingeladen – der Oberbürgermeister meiner Heimatstadt hat 
dies sehr früh getan –, um mit gemeinsamen Erklärungen da-
für zu sorgen, dass es nicht zu einer Austragung des Konflikts 
in Deutschland, in unseren Städten und Gemeinden, kommt, 
sondern dass man friedlich über die Situation in der Türkei 
diskutiert und unsere Städte und Gemeinden nicht zum Schau-
platz einer Auseinandersetzung nutzt, die eigentlich in der 
Türkei stattfindet. 

(Beifall des Abg. Daniel Rottmann AfD)

Dafür möchte ich Dank sagen an die Kommunalpolitikerin-
nen und Kommunalpolitiker, an die Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister, an die Oberbürgermeisterinnen und Oberbür-
germeister, die sehr genau sehen, dass auch ein solches The-
ma, das in der Türkei aktuell ist, Schwierigkeiten beim enge-
ren Zusammenleben in der Kommune bergen kann. Herzlichen 
Dank an unsere Kommunalpolitik dafür, dass sie auf diesem 
Gebiet vorausschauend vorgeht. Dafür herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der AfD)

In diesem Sinn glaube ich, dass wir uns an diesen Maßstäben, 
die ich gerade genannt habe, orientieren sollten, dass wir auf 
einem guten Weg sind, den inneren Zusammenhalt beizube-
halten. 

Ich glaube, dass die Türkei gut daran tut, nur ein wenig von 
dem, was wir als unsere Regeln und als unsere Leitplanke be-
trachten, zu übernehmen. Dann können wir auch wieder über 
eine Aufnahme der Beitrittsverhandlungen reden. Aber da ist 
jetzt die Türkei am Zug.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Aden.

Abg. Dr. Gerhard Aden FDP/DVP: Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Muss man der AfD 
eigentlich dankbar sein, dass sie die Vorgänge in der Türkei 
zum Thema einer Aktuellen Debatte hier im Landtag gemacht 

hat? Als ich die Tagesordnung zum ersten Mal gelesen habe, 
dachte ich: Schon wieder so ein Thema, das der AfD mit ih-
rer Flüchtlingsthematik und der Islamophobie in den Kram 
passt. Unabhängig davon müssen wir jedoch feststellen, dass 
die Vorgänge in der Türkei wirklich alarmierend sind und uns 
alle aufrütteln.

Herr Sänze hat ansatzweise darauf hingewiesen: Wir werden 
durch die Vorgänge wirklich an Parallelen in der deutschen 
Geschichte erinnert. Die Ausnutzung des Putschversuchs er-
innert mich an die Vorgänge nach dem Reichstagsbrand, Herr 
Gülen an Herrn van der Lubbe. Die Gleichschaltung von Ge-
sellschaft, Presse und Parteien ist in vollem Gang.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Eine weitere Parallele: Die Mehrzahl der Türken klatschen 
laut Beifall und stehen voll hinter Erdogan. Auch die Proskrip-
tionslisten im Zusammenhang mit dem Putschversuch erin-
nern mich an die Schwarzen Listen in der Röhm-Debatte. 
Wenn man nun aber fordert – einige fordern dies –, der Tür-
kei den Status als EU-Beitrittskandidat abzusprechen, so ver-
kennt man die juristische Lage. Aber – das ist der entschei-
dende Unterschied –: Eine Verhandlung über einen Beitritt ist 
zurzeit wenig aussichtsreich. Das zeigt auch schon der Ver-
such der Wiedereinführung der Todesstrafe, was ja allgemein 
als rote Linie bezeichnet wird.

Die Beziehungen und Verhandlungen mit der Türkei direkt 
abzubrechen wäre jedoch ein Schuss ins Knie. Für viele Län-
der – Bulgarien, Griechenland, Zypern usw. – spielt die Tür-
kei eine sehr große Rolle. Außerdem käme es zu Grenzstrei-
tigkeiten, die dadurch eventuell noch verstärkt würden.

Für die baden-württembergischen Mittelständler ist die Tür-
kei – das wurde auch schon gesagt – ein wichtiger Handels-
partner. Bereits 2005 wurde festgestellt, dass die Türkei so 
eng wie möglich, unabhängig von dem Erfolg der Verhand-
lungen, wirtschaftspolitisch an Deutschland und Europa zu 
binden ist. Ein kompletter Abbruch der Verhandlungen wür-
de unweigerlich – das ist entscheidend – die westlichen Kräf-
te in der Türkei alleinlassen.

(Vereinzelt Beifall)

Das würde wohl dazu führen, dass sich Russland und die Tür-
kei miteinander solidarisieren und einen Klub der Autokraten 
bilden können. Das ist angesichts des Auftretens Russlands 
mit seiner Annektierung der Krim nicht von der Hand zu wei-
sen. 

Fakt ist also: Sich komplett von der Türkei abzunabeln, wäre 
der falsche Weg. Gleichwohl muss man klar sagen, dass wir 
die Autokratisierung in diesem Land nicht gutheißen.

(Beifall bei der FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der 
AfD)

Genauso muss man klarmachen, dass ein Beitritt zur EU an-
gesichts der derzeitigen Lage der Grundrechte in der Türkei 
nicht möglich ist. 

Aber unabhängig von den möglichen Motiven der Antragstel-
ler: Die Lage in der Türkei ist wirklich besorgniserregend. 
Was passiert eigentlich in der Türkei? Ein machthungriger Au-
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tokrat entwickelt die moderne, westliche, durch Atatürk lai-
zistisch geprägte Türkei in einem rasanten Tempo zurück. Da-
zu bedient er sich u. a. des Islams und baut Feindbilder im ei-
genen Land auf. Besonders die Kurden haben unter seiner Po-
litik zu leiden, ja, man kann sogar von einer politischen Ver-
folgung kurdischer Politiker sprechen. 

Aber das ist nicht genug. Am Montag erstattete Erdogan An-
zeige gegen alle Abgeordneten der größten Oppositionspartei 
CHP. Der Grund: Die Opposition hat es gewagt, der AKP und 
deren Spitze vorzuwerfen, die Grundwerte der Türkei als de-
mokratisch verfasstem Staat anzugreifen. Das war für Erdo-
gan Grund genug, die Opposition wegen schwerer Beleidi-
gung anzuzeigen. Kritiker werden mundtot gemacht. – Da ha-
ben wir es wirklich besser; unser Leben als Oppositionspoli-
tiker hier im Landtag ist lange nicht so gefährlich. 

(Vereinzelt Heiterkeit und Beifall)

Dieser westlich orientierte Staat am Mittelmeer, eine der Wie-
gen Europas, kümmert sich anscheinend einen Kehricht dar-
um, was Europa zu diesem Thema zu sagen hat. Ich zitiere 
mit Erlaubnis der Präsidentin den türkischen Premier Binali 
Yildirim: 

Die Türkei ist kein Land, das sich von Drohungen zurecht-
weisen lässt. Wir werden nicht von euch Pressefreiheit 
lernen. Wir werden diejenigen, die ganz offen Gülen un-
terstützen, nicht straflos davonkommen lassen. 

Wie konnte es dazu kommen, dass ein Land, das sich seit 2005 
eifrigst darum bemüht hat, die EU-Vorgaben für einen Beitritt 
zu erfüllen, nun darauf pfeift, was Brüssel über die Türkei 
denkt? Außenpolitisch erfährt dieser Staat schon aus geopo-
litischen Gründen seit Jahrzehnten Unterstützung durch die 
NATO, und im Verhältnis zu Europa ist die Türkei durch die 
Entwicklungen der letzten Jahre in eine Position der Stärke 
gerückt. 

Nun wissen wir alle, dass Europa, aber auch Deutschland an 
dieser politischen Stärke nicht ganz unschuldig sind – im Ge-
genteil, Europa und Deutschland haben zu dieser Stärkung 
beigetragen. Das hängt nicht nur damit zusammen, dass Eu-
ropa ein großer Handelspartner der Türkei ist; nein, wir wis-
sen, dass vor allem die verunglückte Flüchtlingspolitik von 
Europa, speziell auch von Deutschland, Erdogan in eine Po-
sition der Stärke gehievt hat. Zurzeit kann er sich fast alles 
leisten, in der Gewissheit, dass Europa schon stillhalten wird, 
um den Flüchtlingsdeal nicht zu gefährden. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der 
AfD)

Der Deal hat uns leider kalt erwischt. Die schwarz-rote Bun-
desregierung zeigt sich sehr schmallippig gegenüber der Tür-
kei. Das fing schon mit dem peinlichen Verhalten bezüglich 
der Armenienresolution des Deutschen Bundestags an. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der 
AfD)

Weiter ging es, als allenfalls verhaltene Kritik an den Säube-
rungsaktionen Erdogans nach dem Putsch im Juli geäußert 
wurde. Man muss der Bundesregierung ein Armutszeugnis da-
für ausstellen, dass sie sich in eine solche Abhängigkeit von 

der Türkei begeben hat, dass sie Angst hat, deren Staatsspit-
ze zu brüskieren. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Vereinzelt Beifall bei der 
AfD)

So wurde die Armenienresolution des Bundestags öffentlich 
für nicht bindend erklärt – das ist ein Affront der Regierung 
gegenüber dem Parlamentarismus –, und zwar nur, weil man 
die Türkei bei Laune halten möchte. 

Der Flüchtlingsdeal von Kanzlerin Merkel mit Präsident Er-
dogan gereicht uns sicher auch zum Vorteil: Es fallen weni-
ger Flüchtlinge den Fluten des Mittelmeers zum Opfer, die 
Lage der Flüchtlinge in Deutschland hat sich deutlich gebes-
sert, Verwaltungen und Sozialämter werden deutlich entlastet 
und können wieder durchatmen. Aber ich frage Sie, liebe 
Christ- und Sozialdemokraten: Wollen Sie sich das wirklich 
damit erkaufen, dass ein wichtiger Verbündeter droht, ein de-
mokratisches System über den Haufen zu werfen? 

Es hätte erst gar nicht zu dieser Abhängigkeit kommen dür-
fen. Das hat Kanzlerin Merkel mit ihrem Bruch der geltenden 
Regeln im September 2015 leider selbst mit provoziert.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Was zeigt das uns, den Vertretern Baden-Württembergs? Es 
zeigt, dass es wichtiger denn je ist, dass wir uns starkmachen 
für die Stärkung der europäischen Grenzschutzbehörde Fron-
tex. Der Grenzschutz braucht eine personelle Aufstockung und 
hoheitliche Befugnisse. Wären wir in der Lage, unsere euro-
päischen Grenzen selbst zu sichern, wären wir nicht auf den 
Goodwill von Herrn Erdogan angewiesen. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Außerdem sollten wir Herrn Erdogan nicht aus lauter Angst, 
dass er seine Grenzen wieder aufmacht, weiter vor sich hin-
werkeln lassen. Wir sollten uns nicht zum Appeasement zwin-
gen lassen. Nein, es ist dringend geboten, dem Treiben Erdo-
gans etwas entgegenzusetzen. Die Auslandsgruppe Europa der 
FDP im Europaparlament setzt sich dafür ein, dass die Kom-
mission Sanktionen gegen die Türkei prüft, ähnlich denen ge-
genüber Russland. Nur so können wir glaubhaft und konse-
quent die Fahne der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit 
hochhalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP und der 
AfD)

Vielleicht sollte die Bundesregierung den türkischen Botschaf-
ter einbestellen. Ein Einknicken vor den werdenden Autokra-
ten wäre fatal und würde falsche Signale an alle Länder sen-
den, in denen die Demokratie auf wackligen Füßen steht. 

Aber was bedeuten nun die Vorgänge in der Türkei für Euro-
pa, für Deutschland und ganz speziell für Baden-Württem-
berg? Zunächst bedeutet ein Abwenden Baden-Württembergs 
von der Türkei natürlich Handelserschwernisse. Aber das ist 
in diesem Zusammenhang nicht entscheidend. Viel wichtiger 
für Baden-Württemberg sind die innenpolitischen und sicher-
heitspolitischen Aspekte. Ich habe die Befürchtung, dass tür-
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kische innenpolitische Probleme nach Baden-Württemberg 
exportiert werden. 

(Zuruf von der AfD: Genau!)

In Baden-Württemberg gibt es viele türkischstämmige Ein-
wohner und ebenso viele Einwanderer aus kurdischen Gebie-
ten. Schon in der jüngeren Vergangenheit war die Polizei häu-
fig damit beschäftigt, Streitereien und Gewalt zwischen die-
sen beiden Gruppen zu unterbinden und zu ahnden. Es muss 
daher vonseiten der Polizei vermehrt darauf geachtet werden, 
dass kurdische und türkische Demos und Veranstaltungen be-
sonders geschützt werden. Es muss unbedingt vermieden wer-
den, dass die innenpolitischen Probleme der Türkei auf unse-
ren Straßen ausgetragen werden. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Wir dürfen nicht vergessen, dass einige der hier lebenden 
Menschen die zunehmende Autokratisierung westlicher De-
mokratien gutheißen. Wenn wir das System Erdogan durch 
Stillschweigen tolerieren, gefährden wir auch die Grundfes-
ten unserer eigenen Demokratie. 

Viele Türken hier in Deutschland stehen auf Erdogans Kurs. 
Diese bilden eine der größten Migrantengruppen in Deutsch-
land. Wenn diese Menschen anfangen, an Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit zu zweifeln, wirkt das auch unmittelbar 
auf unser Land. 

Ich komme zum Schluss: Wir müssen feststellen, dass wir we-
nige Möglichkeiten haben, die Lage von unserer Seite aus zu 
beeinflussen. Ich wollte mit diesen Ausführungen darauf hin-
weisen, dass die genannten Probleme tatsächlich auf uns zu-
kommen werden, und ich hoffe, dass wir diese – mehr oder 
weniger gut – lösen können. 

Danke schön. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Regierung erteile ich 
das Wort Herrn Minister Strobl. 

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Mit großer Sorge beobachtet die Landesregierung die 
jüngsten Entwicklungen in der Türkei. Anlass zur Besorgnis 
gibt es mehr als genug. Seit Jahrzehnten engagieren sich die 
Staaten Europas wie auch die Türkei in hohem Maß für eine 
Annäherung und für eine möglichst gute nachbarschaftliche 
und freundschaftliche Beziehung. Die Beziehungen auf allen 
Feldern – auf den Feldern der Wirtschaft, der Wissenschaft, 
des Sports bis hin zur Sicherheit, auf den Feldern der Kultur 
und des Tourismus – wurden eng geflochten. Dies hat die Tür-
kei zu einem festen Partner und Freund Europas und Deutsch-
lands werden lassen. Das zeigt sich formell an der Mitglied-
schaft der Türkei im nordatlantischen Verteidigungsbündnis 
und an der Rolle der Türkei als Beitrittskandidat für die Eu-
ropäische Union. 

Ein besonders enges Verhältnis hat die Türkei zur Bundesre-
publik Deutschland, nachdem in den vergangenen Jahrzehn-
ten viele türkische Staatsbürger ihren Weg in unser Land ge-

wählt haben und nun hier eine neue Heimat gefunden haben. 
Das gilt insbesondere für unser Bundesland Baden-Württem-
berg.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Die türkischen Einwanderer, ihre Kinder und Enkel haben ih-
re kulturellen Wurzeln in der Türkei, aber ihre vertraute Um-
gebung, ihre Heimat hier in Deutschland. Durch diese Mit-
bürgerinnen und Mitbürger wird ein Interesse an allen Ge-
schehnissen in der Türkei auch bei uns in besonderem Maß 
begründet. 

Seit der Nacht vom 15. auf den 16. Juli, in der die Türkei 
durch einen gewaltsamen Putschversuch erschüttert wurde, 
hat sich dort die gesellschaftliche und politische Situation be-
denklich entwickelt. Die Erfolge und die Annäherung auf dem 
gemeinsamen Weg Europas mit der Türkei aus den zurücklie-
genden Dekaden scheinen uns innerhalb weniger Monate ein-
fach zwischen den Händen zu zerrinnen. Die Türkei ist auf ei-
nem Weg in Verhältnisse, wie sie nicht zu Europa, nicht zu 
Deutschland und nicht zu Baden-Württemberg passen. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der AfD und der SPD)

Die Landesregierung lässt keinen Zweifel daran, dass sie den 
Versuch eines gewaltsamen Putsches, eines Umsturzes demo-
kratischer Verhältnisse durch das Eingreifen des Militärs und 
die gewaltsame Entfernung demokratisch gewählter Vertreter 
entschieden verurteilt. Doch die darauffolgenden Ereignisse 
haben eine Dynamik angenommen, die über eine Wiederher-
stellung der staatlichen Ordnung weit hinausgehen. 

Die Verhaftung Tausender Richter, Lehrer und Beamter weckt 
schon allein durch die große Anzahl der Betroffenen erheb-
lich Zweifel, ob allen ein anerkannter Straftatbestand zum 
Vorwurf gemacht werden kann oder ob nicht auch andere 
Gründe, politische Gründe, zur Verhaftung geführt haben. Das 
Ausmaß des Verbots von Medien, Zeitungen und nicht staat-
lichen Rundfunkanstalten weckt erhebliche Zweifel, ob dies 
noch in Verbindung mit dem Putschversuch steht. Die Aufhe-
bung der Immunität von Oppositionspolitikern und die Ver-
haftung von führenden Oppositionsvertretern führt zu einem 
gesellschaftlichen und politischen Klima der Einschüchterung, 
der Unsicherheit, ja, der Feindschaft. 

Meine Damen und Herren, Rechtsstaatlichkeit, Demokratie, 
Meinungsfreiheit, Menschenwürde – das ist das unerschütter-
liche Fundament unseres Landes und eines vereinten Euro-
pas. Wer nicht auf diesem Fundament steht, kann nicht im 
Haus Europa leben. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der AfD, der SPD und der FDP/DVP)

Über diese unverhandelbare Grundfeste hinaus orientiert sich 
alles staatliche Handeln an der Unantastbarkeit der Menschen-
würde. Damit ist auch die Wertegemeinschaft der Europäi-
schen Union definiert und folglich auch eindeutig. Hier kann 
es keinen Rabatt geben. Wer die Todesstrafe einführt, verlässt 
das gemeinsame Wertefundament. Und noch konkreter: Wenn 
die Türkei zur Todesstrafe zurückkehrt, verliert sie die Pers-
pektive auf einen Beitritt zur Europäischen Union. Dann ha-
ben auch Beitrittsverhandlungen keinen Sinn mehr. Dann 
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schließen wir das Buch, und dann gibt es keine weiteren Ka-
pitel. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der AfD und der SPD)

Meine Damen und Herren, leider ist aber auch nicht zu über-
sehen, dass gerade bei der antragstellenden Fraktion, der AfD, 
eine gewisse Häme zu erkennen ist, dass sich die Türkei so 
entwickelt hat – 

(Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD schüttelt den Kopf. – 
Abg. Anton Baron AfD: Wir wollten unseren Lieb-

lingsminister hören!)

man möchte beinahe meinen, eine gewisse Freude, dass sie in 
ihrer fundamentalen Türkeikritik scheinbar bestätigt wurde. 

(Zurufe von der AfD)

Dies finde ich nicht in Ordnung. 

(Zuruf von der AfD: Eine bösartige Unterstellung!)

Das Ziel der Landesregierung in ihrem begrenzten internati-
onalen Wirken ist es, alles zu tun, um die Entwicklung wie-
der hin zu mehr Rechtsstaatlichkeit und Demokratie zu för-
dern. Wir wollen die Partnerschaft und Freundschaft zur Tür-
kei stärken, um dort einen Verbündeten zu wissen, der an der 
Grenze zum Nahen Osten für die Verteidigung der Menschen-
rechte einsteht. Daran arbeiten wir, auch wenn die Lage in der 
Tat Anlass zu großer Sorge gibt. Die Türkei hat diesen richti-
gen Pfad lange beschritten, und es ist nicht akzeptabel, dies 
alles durch die Geschehnisse weniger Monate aufzugeben. 
Die Türkei ist für uns mehr als nur die Regierung Erdogan. 
Dem Staatsgründer der Türkei Mustafa Kemal Atatürk wird 
das Zitat zugeschrieben:

Die Freiheit ist das Leben des Türken.

Hoffen wir, dass sich die Türken ihre Freiheit nicht nehmen 
lassen. Liebe türkische Freunde, denkt an Mustafa Kemal Ata-
türk. Lasst euch euer freies Leben nicht nehmen. Bewahrt 
euch die Freiheit. 

(Beifall bei allen Fraktionen)

Unser Wunsch ist nicht nur von dem grundsätzlichen Ziel ei-
ner internationalen Friedenspolitik getragen. Wir haben auch 
ganz handfeste Interessen an einem verlässlichen und hand-
lungsfähigen Partner. Vergessen wir nicht, dass Europa gera-
de in Fragen der Flüchtlingspolitik eng mit der Türkei zusam-
menarbeitet. 

Aber lassen Sie mich auch ganz deutlich sagen: Trotz unseres 
bekannten und berechtigten Interesses in Fragen der Flücht-
lingspolitik an einem verlässlichen Partner Türkei werden wir 
uns nicht unter Druck setzen lassen. Die Bundesregierung hat 
hier eine besonders kluge Haltung eingenommen, indem sie 
die Türkei stets zur Rückkehr auf den richtigen gemeinsamen 
Weg ermahnt und gleichzeitig die Verbundenheit beider Län-
der nicht infrage stellt. Gerade an dieser Stelle habe ich gro-
ßen Respekt vor den Leistungen unserer Bundeskanzlerin An-
gela Merkel, die besonnen, entschlossen und klug handelt. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der Grünen)

Was bedeuten nun diese Entwicklungen für Baden-Württem-
berg? Als Priorität sehe ich: Wir müssen jede Anstrengung un-
ternehmen, um den innertürkischen Konflikt aus Baden-Würt-
temberg herauszuhalten. Seit Jahrzehnten leben die Deut-
schen, die seit Generationen hier sind, mit den Deutschen mit 
türkischen Wurzeln, den türkischen Staatsangehörigen, den 
Erdogan-Befürwortern, den Erdogan-Gegnern, den Gülen-An-
hängern, den Sunniten und Schiiten, den Aleviten sowie der 
großen Gemeinschaft der Kurden friedlich, nachbarschaftlich 
und freundlich zusammen. So soll es bleiben.

Neben der Unterstützung oder Ablehnung von Präsident Er-
dogan sind besonders die Konflikte zwischen türkischen Na-
tionalisten und kurdischen Aktivisten zu nennen. In den letz-
ten Monaten fiel besonders die starke Aggressivität und Ge-
waltbereitschaft der kurdischen Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen auf. Auf der Gegenseite wird die Stimmung durch 
türkische National- und Halbmondfahnen sowie den Wolfs-
gruß als Zeichen der Grauen Wölfe aufgeheizt. Die Polizei in 
unserem Land ist daher sehr sensibel für Situationen, in de-
nen die Emotionen schnell ansteigen oder in denen in bedeut-
samen Einrichtungen bestimmte Gruppierungen gefährdet sein 
können. Bislang haben die meisten, die sich auf eine Seite 
schlagen, einen kühlen Kopf bewahrt und sich innerhalb der 
Grenzen des Zulässigen bewegt. Aber klar ist auch: Durch die 
Spannungen in der Türkei ist auch die Schwelle für Ausein-
andersetzungen in unserem Land gesunken. Es ist eine aufge-
heizte Stimmung entstanden.

Erstaunlich – der Kollege Binder hat es bereits angesprochen 
– und höchst ungewöhnlich ist dabei die Forderung des türki-
schen Generalkonsulats vom Juli dieses Jahres, gegen be-
stimmte Vereine, Organisationen und Einzelpersonen in un-
serem Land zu ermitteln. Dem haben wir selbstverständlich 
nicht entsprochen. Gegen wen in Baden-Württemberg ermit-
telt wird, wen unser Landesamt für Verfassungsschutz unter 
Beobachtung nimmt, das wird nicht in Ankara entschieden, 
sondern das entscheiden wir in Stuttgart. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der AfD, der SPD und der FDP/DVP)

Wir haben das Generalkonsulat in Stuttgart aufgrund der Aus-
wirkungen der Vorgänge in der Türkei auf die bei uns leben-
den Menschen eindringlich darum gebeten, sich für ein fried-
liches Miteinander in unserem Land einzusetzen und seinen 
Einfluss zu nutzen, um jegliche unnötige Polarisierung zu ver-
meiden. Auch von dieser Stelle aus appelliere ich an alle Be-
teiligten in unserem Land, an diesem hohen Gut des friedli-
chen Zusammenlebens festzuhalten und es nicht infrage zu 
stellen. Eine Beeinträchtigung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung hat am Ende nur Verlierer. Die Landesregierung wird 
ein Aufkeimen von gewaltsamen Konflikten auf keinen Fall 
tolerieren und wird, wenn nötig, konsequent durchgreifen. Für 
uns gilt der Grundsatz „Wehret den Anfängen!“. Wer hier 
Konflikte aus anderen Ländern austragen will, muss sich ent-
scheiden, wo er sein möchte, wo er leben möchte. Gewaltsa-
me Auseinandersetzungen dulden wir unter gar keinen Um-
ständen. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der AfD, der SPD und der FDP/DVP)

Unmissverständlich klar ist folglich auch, dass jeder Form des 
ausländischen Extremismus und natürlich zuvörderst dem Ter-
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rorismus das besondere Augenmerk unserer Sicherheitsbehör-
den gilt. Das gilt gleichermaßen für den islamistischen wie für 
den politischen Terrorismus.

(Zuruf: Sehr gut!)

Jeden Zweifel an unserer Entschlossenheit im Kampf gegen 
den Terrorismus weise ich mit aller Deutlichkeit zurück.

Wie schnell sich eine Lage verschärfen kann, haben wir erst 
vor wenigen Tagen erlebt, nachdem am 3. November führen-
de kurdische Oppositionspolitiker in der Türkei verhaftet wur-
den. Bereits in der Nacht vom 4. auf den 5. November ver-
sammelten sich in zahlreichen Städten unseres Landes Men-
schen, um dagegen zu protestieren. Hier in Stuttgart waren es 
rund 2 000, die friedlich ihre Meinung äußerten. Es war trotz-
dem hoch emotionalisiert, und ich bin unseren Sicherheits-
kräften dankbar, dass sie die Lage zu jeder Zeit im Griff hat-
ten.

Die aufgeheizte Stimmung nutzen aber auch zunehmend An-
hänger aus dem politisch extremistischen Lager, vorwiegend 
aus der linksextremen Szene. Sie machen sich die Situation 
zunutze, um ihrem Drang nach Randale und Aufruhr nachzu-
geben oder weil sie bei der einen oder anderen Gruppe Über-
schneidungen mit ihrem kruden extremistischen Gedanken-
gut erkennen wollen. Auch hier werden wir besonders acht-
sam sein, und ich bin dankbar für den tatkräftigen Einsatz un-
serer Polizei und die aufmerksame Beobachtung durch unser 
Landesamt für Verfassungsschutz.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der AfD, der SPD und der FDP/DVP)

Wir werden weiter offene Ohren und offene Augen haben. Al-
le sollen wissen: Wir haben euch im Blick.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich abschließend fest-
stellen, dass es uns – damit meine ich nicht nur die Landesre-
gierung, sondern die gesamte Gesellschaft in unserem Land 
– bislang gelungen ist, das friedliche Zusammenleben auch 
der Anhängerschaft der unterschiedlichen türkischen Grup-
pierungen zu bewahren. Mir scheint, dass trotz der Aufregung 
allen klar ist, wie viel wir hier zu verlieren haben, wenn der 
Streit bei uns eskaliert. Auf diese Vernunft und Besonnenheit 
hoffe ich und setze auch darauf. Im Zweifel werden wir sie 
aber auch konsequent durchsetzen.

Gleichzeitig vertraue ich auf unsere Polizei und auf unsere Si-
cherheitsbehörden, dass sie ihrer Aufgabe gerecht werden und 
jegliche Gewalt entschieden unterbinden.

Noch einmal: Es gilt der Grundsatz „Wehret den Anfängen!“. 
Schließlich liegt es auch an uns, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, den Politikern, den Entscheidungsträgern in unserem 
Land, unabhängig von der Türkeidebatte ein Klima des Zu-
sammenhalts und der Gemeinsamkeit zu pflegen. Lassen Sie 
uns in diesem Sinn auch ein Beispiel geben. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der AfD und der SPD – Zuruf: Bravo!)

Präsidentin Muhterem Aras: In der zweiten Runde erteile 
ich das Wort für die AfD-Fraktion Herrn Abg. Sänze.

Abg. Emil Sänze AfD: Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr 
geehrte Damen und Herren! Lieber Herr Kößler, wie infantil 
ist denn das? Sie sagten,

(Abg. Nicole Razavi CDU: Na, na, na!)

diese besorgniserregenden Ereignisse gebe es nicht auf unse-
ren baden-württembergischen Straßen. Die fünfte Kolonne ist 
doch schon vor Ort in Form von DITIB.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Und vielleicht an Sie: Wir lehnen natürlich nicht die Presse 
ab. Die ist selbstverständlich bei unserem Parteitag zugelas-
sen. Das ist übrigens kein Delegiertenparteitag, sondern ein 
Parteitag der Mitglieder.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Zu glauben, Herr Binder, dass die Freiheit Europas nur am 
Kundus verteidigt wird und wir uns im Vorhof Europas nicht 
aktiv einmischen, und das auch noch dem Gedanken des 
„Business as usual“ zu unterwerfen, das ist schon ziemlich 
amoralisch.

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD)

Das zeigt mir auf, dass Sie den moralischen Impetus nicht ge-
pachtet haben.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Im Übrigen gilt dieser Schutz natürlich auch unseren Mitbür-
gern türkischer Herkunft. Auch sie sind diesen Ereignissen 
unterworfen; sie werden unter Umständen unter Druck gesetzt 
und gehen in eine Richtung, die von uns nicht akzeptiert wer-
den kann. Deshalb danke ich Herrn Strobl, der das geklärt hat, 
für seine Worte, dass solche Tendenzen keine Achtung und 
keinen Respekt verdienen und dass wir sie ablehnen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Deshalb nochmals mein Hinweis: Die Türkei war in der Ver-
gangenheit ein Partner. In der Zwischenzeit entwickelt sie sich 
analog unserer eigenen historischen Erfahrungen. Ich danke 
auch Herrn Aden, dass er noch einmal darauf hingewiesen hat.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Dr. Gerhard 
Aden FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Lede Abal.

Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Da-
men und Herren! Die Konflikte in der Türkei spielen natür-
lich eine Rolle für uns hier. Ich greife das noch einmal auf. 
Ich bin aber überzeugt, dass wir alle tagtäglich erleben, was 
es heißt und welchen Vorzug es hat, in einer starken und sta-
bilen Demokratie zu leben. Ich bin auch überzeugt, dass das 
auch die Menschen mit türkischen Wurzeln hier so erleben.

Deshalb werden wir es auch nicht zulassen – weder von au-
ßen noch von innen –, dass türkische Konflikte hier ausgetra-
gen werden oder dass Menschen mit türkischen Wurzeln hier 
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bedrängt werden. Das haben wir in der Vergangenheit unter-
bunden, und das werden wir auch in Zukunft unterbinden, 
wenn diese Aktivitäten über die Mittel der friedlichen und de-
mokratischen Meinungsäußerung hinausgehen.

Dazu passt auch ins Bild, dass es gestern eine groß angelegte 
Polizeiaktion in sechs Bundesländern gab – auch in Baden-
Württemberg; der Schwerpunkt lag allerdings woanders –; 
denn dabei ging es auch um diese Frage – nicht nur, aber eben 
auch. Deshalb muss die Botschaft lauten, dass diese Ansage 
und diese Haltung auch weiter gelten.

Ich möchte aber doch noch einmal ein Wort zum Redner der 
FDP/DVP sagen.

(Abg. Anton Baron AfD: Herr Aden heißt er!)

– Herr Aden. – Es beim Thema Türkei so darzustellen, als wä-
ren der Bundesregierung jetzt die Hände gebunden, weil Frau 
Merkel Flüchtlinge ins Land gelassen hat, ist schon eine ziem-
lich schräge Auffassung. Diese teilen wir nicht. Ganz im Ge-
genteil: Wir erwarten von der europäischen Ebene und auch 
von der Bundesregierung eine klare Haltung in dieser Frage, 
eine klare Aussage in dieser Frage. Das hinter einem solchen 
Ding zu verstecken ist etwas, was wir absolut nicht nachvoll-
ziehen können.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Zuruf des 
Abg. Dr. Erik Schweickert FDP/DVP)

Wir erwarten deshalb auch die Ansage aus Europa – auch un-
terstützt von der Bundesregierung –, dass die Beitrittsverhand-
lungen eingefroren werden – dass der Dialog nicht abreißt, 
aber dass die Beitragsverhandlungen unter diesen Vorausset-
zungen – –

(Zurufe) 

– Das ist unsere Haltung. Ihre können Sie ja, wenn Sie noch 
Redezeit haben, gern noch einmal ausführen.

Unsere Haltung ist, dass die Beitrittsverhandlungen einzufrie-
ren sind.

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Die müssen 
doch weiterreden! Das geht doch gar nicht!)

– Natürlich! Unter diesen Voraussetzungen kann in dieser 
Form kein Beitritt stattfinden. Das ist doch offensichtlich.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen – Zuruf: Man 
muss doch miteinander reden!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Mack.

Abg. Winfried Mack CDU: Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Uns beschäftigt doch heute hauptsächlich 
die Frage: Wie gehen wir mit der Türkei um, mit einem Land, 
das die Bürger- und Menschenrechte mit Füßen tritt? Die Tür-
kei hat die UN-Resolution der Bürger- und Menschenrechte 
von 1948 unterschrieben. Sie ist Mitglied des Europarats, und 
sie hat sich den Urteilen des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte in Straßburg unterworfen.

Messen wir doch das, was die Türkei macht, anhand dieser 
Verträge. Wir müssen feststellen, dass die UNO gestern for-
derte, einen Richter des Internationalen Strafgerichtshofs in 
Den Haag freizulassen. Der Gerichtspräsident darf diesen 
Richter in der Haft in der Türkei nicht einmal besuchen.

Kollegen von uns, gewählte Abgeordnete, sitzen dort im Ge-
fängnis – ohne Urteil – und dergleichen mehr. Journalisten 
werden verhaftet, Mitarbeiter der Staatsanwaltschaft, der Ver-
waltung werden verhaftet. 50 000 sind aus dem öffentlichen 
Dienst entlassen worden.

Wenn wir all diese Vorgänge sehen, müssen wir sie benennen 
und sagen, was in der Türkei los ist. Das, was die Türkei im 
Moment vollzieht, ist nicht nur ein politischer Rückschritt, 
sondern das ist ein zivilisatorischer Rückschritt. Das müssen 
wir auf die Tagesordnung bringen, und das müssen wir an-
prangern. 

(Beifall bei der CDU, den Grünen, der AfD und der 
SPD sowie Abgeordneten der FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abgeordneter, kommen 
Sie bitte zum Schluss.

Abg. Winfried Mack CDU: Gern. Ich will nur den Gedan-
ken zu Ende führen. 

Präsidentin Muhterem Aras: Einen Satz, bitte.

Abg. Winfried Mack CDU: Einen Gedanken.

(Zuruf der Abg. Nicole Razavi CDU) 

Erinnern wir uns an die Schlussakte der KSZE in Helsinki, 
der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. 
Genau das war die Methode, wie wir mit den Menschenrechts-
verletzungen in der Sowjetunion umgegangen sind. Diese Me-
thode hatte Erfolg. Ich empfehle, genau diese Methode auch 
gegenüber der Türkei anzuwenden.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der AfD und der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Binder das Wort.

Abg. Sascha Binder SPD: Kollege Dr. Aden und Kollege 
Kößler haben die Frage aufgeworfen, ob es sinnvoll sei, dass 
die AfD diese Debatte beantragt hat. Ehrlich gesagt, im Nach-
hinein muss ich sagen: Ich frage mich, warum die AfD sie 
überhaupt beantragt hat.

(Abg. Joachim Kößler CDU: Ja!)

Denn Sie haben zur Diskussion überhaupt nichts Habhaftes 
beigetragen. Sie haben weder die Frage beantwortet, welche 
Sanktionen nach welchen Kriterien – – Herr Sänze, Sie kön-
nen hier lachen. 

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Das ist 
die Hilflosigkeit!)

Aber in diesem Parlament werden Vorschläge gemacht und 
wird nicht Populismus betrieben, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)
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Wenn Sie schon über die Auswirkungen auf Baden-Württem-
berg reden,

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Der Wahlkampf 
ist vorbei, Herr Binder! – Zuruf von der AfD: Kom-

men Sie zur Sache!)

müssen Sie auch sagen: Welches Ziel verfolge ich mit Sank-
tionen? Werden dadurch unsere klaren Ansagen zu der Situa-
tion in Baden-Württemberg bei der Auseinandersetzung zwi-
schen den türkischen Gruppen – – Glauben Sie, dass solche 
Sanktionen ein friedliches Zusammenleben in Baden-Würt-
temberg befördern? Glauben Sie, dass dies in direktem Zu-
sammenhang mit den Problemen steht, mit denen die Sicher-
heitsbehörden und unsere Kommunalpolitiker sich auseinan-
dersetzen? Glauben Sie wirklich, dass Sanktionen dafür ein 
Mittel sind? Ich glaube es nicht.

(Zuruf des Abg. Emil Sänze AfD) 

In Baden-Württemberg muss man mit anderen Mitteln dafür 
sorgen, dass diese Auseinandersetzung friedlich geschieht. 

Sie haben weder zur türkischen Frage noch zu der Frage, wel-
che Auswirkungen dies in Baden-Württemberg hat, irgendet-
was beigetragen. Sie sind auf alle Fragen die Antworten schul-
dig geblieben, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Nun erteile ich Herrn Abg. Dr. 
Gedeon das Wort.

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Jetzt geht mein 
Puls wieder hoch!)

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Es wird viel vom Import der Kon-
flikte in der Türkei geredet.

(Zuruf des Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP) 

Das ist sicherlich ein Aspekt. Aber viel wichtiger ist für uns 
die Tatsache, dass hier durch die Erdogan-Türkei der politi-
sche Versuch besteht, Deutschland politisch zu erobern. Das 
ist unser Hauptproblem, 

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

und das politische Instrument dazu ist die DITIB. Darüber 
müssen wir jetzt reden, meine Damen und Herren. 

Wir müssen auch über das Verhalten der Türken, die hier le-
ben, reden. Bei den letzten Wahlen in diesem Jahr haben von 
den drei Millionen Türken 60 % Erdogan gewählt. Was heißt 
denn das? 7 % haben Parteien gewählt, die noch islamistischer 
und schlimmer sind als Erdogan. Das heißt, zwei Drittel der 
hier lebenden türkischen Bevölkerung bilden mehr oder we-
niger ein Potenzial für den politischen Islamismus in Deutsch-
land.

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD – Abg. Andrea 
Lindlohr GRÜNE: Der Staatsbürger und nicht der 
Bevölkerung! – Staatssekretärin Bärbl Mielich: Das 

ist ja unglaublich, so etwas zu behaupten!)

Das ist das Faktum, das wir zunächst einmal registrieren müs-
sen. Die Sache ist auch gut organisiert. Ich habe schon ges-
tern gesagt: Der terroristische Islamismus ist kurzfristig 
schlimmer. Aber langfristig ist der politische Islamismus 
schlimmer, weil er Stück für Stück aus nicht islamischen Ge-
sellschaften islamische zu machen versucht.

(Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE: Sie woll-
ten doch diese Unterscheidung gar nicht machen!)

Die DITIB ist eine solche Organisation – über 800 Moschee-
verbände, direkt gesteuert vom Religionsministerium in An-
kara. 

(Abg. Sabine Wölfle SPD: Das hatten wir ja gestern 
schon!)

Systematisch versucht sie hier, ihren Einfluss im Sinne von 
Erdogan in der türkischen Parallelgesellschaft zu entfalten und 
aus dieser sozusagen einen Staat im Staate zu machen. 

Die DITIB ist die fünfte Kolonne des turko-islamistischen Er-
dogan-Systems, meine Damen und Herren. Darauf müssen 
wir jetzt endlich einmal richtig reagieren. 

Was haben wir bislang gemacht? Wir haben mit der DITIB 
kooperiert. Wir sind ihr förmlich in den Hintern gekrochen. 
Die konnten bei allen schulischen Problemen – –

(Glocke der Präsidentin – Zuruf des Abg. Daniel An-
dreas Lede Abal GRÜNE) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abgeordneter, ...

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Ich bin fertig.

Präsidentin Muhterem Aras: ... wählen Sie die richtigen 
Worte. Hier kriecht niemand irgendjemandem in den Hintern.

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Na ja, jetzt seien 
wir nicht so pedantisch. Wir sind hier ja nicht ein Frauenklos-
ter oder so was.

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: He! So geht es 
nicht! – Abg. Nicole Razavi CDU: Sagen Sie einmal! 

– Weitere Zurufe)

– Oh Gott, oh Gott, welche Bigotterie, welche Bigotterie!

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abgeordneter, Ihre – –

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Darf ich jetzt ein-
mal zu Ende reden? 

(Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Nein.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin) 

– Ruhe, bitte! Moment! – Herr Abg. Dr. Gedeon, Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen.

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Ja, aber – –

Präsidentin Muhterem Aras: Nein, Sie hatten zwei Minu-
ten. Ihre Redezeit ist abgelaufen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP – Abg. Nicole Ra-

zavi CDU: Bravo!)
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Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Ich protestiere. 
Ich bin unterbrochen worden.

(Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Sie protestieren jetzt gar nicht. 
Nehmen Sie bitte – –

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Sie haben bitte ei-
nen anderen Ton. Das ist Ihre schulmeisterliche Art. Die geht 
nicht, Frau Aras. Die geht wirklich nicht.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Dr. Gedeon, nehmen Sie 
bitte Ihren Platz ein.

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Sie sind hier nicht 
die Schullehrerin.

Präsidentin Muhterem Aras: Wenn Sie sich beschweren 
wollen, ...

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Ja, wir sind freie 
Abgeordnete.

Präsidentin Muhterem Aras: ... können Sie sich gern schrift-
lich beschweren. Es gibt jetzt keine Debatte.

(Beifall des Abg. Karl Rombach CDU)

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Sie sind nicht die 
Schulmeisterin.

(Glocke der Präsidentin – Zuruf: Ordnungsruf!) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Gedeon, ich er-
teile Ihnen hiermit förmlich einen Ordnungsruf.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP)

Abg. Dr. Wolfgang Gedeon (fraktionslos): Einspruch!

(Unruhe)

Präsidentin Muhterem Aras: Ich darf um Ruhe bitten. – 
Meine Damen und Herren, in der zweiten Runde hat Herr Mi-
nister Wolf das Wort.

Minister der Justiz und für Europa Guido Wolf: Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich finde, eine De-
batte, in der wir uns fraktionsübergreifend mit großer Sorg-
falt darüber Gedanken machen, wie wir unsere Beziehungen 
zu der Türkei gestalten und pflegen, wie wir in der Situation 
auch einen Weg finden, eine Debatte, die in weiten Teilen auch 
fraktionsübergreifend gemeinsame Sorgen zum Ausdruck ge-
bracht hat und insoweit auch sinnvoll war, eine solche Debat-
te darf nicht durch den Beitrag des Kollegen Dr. Gedeon in 
dieser Form abgeschlossen werden. Deshalb will ich für die 
Landesregierung hier doch noch einmal zum Schluss Stellung 
beziehen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gab vorhin differenzier-
te Anmerkungen dazu, ob dieser Debattentitel richtig und klug 
gewählt war. Jetzt will ich ganz ehrlich einräumen: Ich habe 
schon bessere erlebt, ich habe aber auch schon schlechtere er-
lebt. 

Es heute hier in diesem Haus zu schaffen, uns fraktionsüber-
greifend zu positionieren in einer Zeit, in der wir uns über die 
rechtsstaatliche Entwicklung in der Türkei Sorgen machen, 
das steht diesem Hohen Haus gut an, und für diese Debatte 
bin ich dankbar, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der AfD sowie Abgeordneten der Grünen, 
der CDU und der SPD)

Es erfüllt uns mit Sorge, was sich in der Türkei abgespielt hat 
und unverändert abspielt. Denn die Türkei ist ein wichtiger 
Partner für Deutschland und für Europa ebenso wie für die 
NATO. Was dort geschieht, kann uns nicht kaltlassen. 

Wir haben uns in Baden-Württemberg bewusst dafür entschie-
den, die Zuständigkeit für Justiz und Europa zusammenzufüh-
ren, weil wir unterstellen, dass die Einhaltung von rechtsstaat-
lichen Grundsätzen für ein gelingendes Europa zwingend ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der AfD)

Wie richtig und wie klug diese Zusammenführung war, zeigt 
sich jetzt mit Blick auf die Entwicklung in der Türkei. Wenn 
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit dort in eine ernste Krise 
rutschen, müssen wir als Partner und Freunde Stellung bezie-
hen.

Übrigens, finde ich, muss man in dieser Debatte auch die Ge-
legenheit nutzen, sich mit den Mitbürgerinnen und Mitbür-
gern in der türkischen Community in Baden-Württemberg, die 
sich in gleicher Weise Sorgen über die Entwicklung in ihrer 
Heimat, in der Türkei, machen, in einer solchen Diskussion 
zu solidarisieren. Das wollen wir auch tun. Auch ihnen gehört 
unsere Solidarität. 

(Beifall bei allen Fraktionen)

Es ist vielfach angeklungen, Kollege Binder, dass türkische 
Konflikte nicht auf unseren Straßen ausgetragen werden dür-
fen. Auch hat der Ministerpräsident frühzeitig erklärt: „Wir 
sind nicht Instrument und verlängerter Arm der türkischen Re-
gierung.“ Da sind wir uns fraktionsübergreifend einig. 

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, fand ich die Erklä-
rungen des türkischen Staatspräsidenten in den letzten Tagen 
unerträglich. Wenn er sagt: „Deutschland ist ein wichtiger Ha-
fen für Terroristen geworden“, wenn er sagt: „Deutschland 
öffnet den Schoß für Terroristen“, wenn er sagt: „Deutschland 
ist der Hinterhof der Gülen-Bewegung“, dann müssen wir klar 
und deutlich zu erkennen geben, dass wir uns solche Einmi-
schungen, solche Einlassungen verbitten, verehrte Kollegin-
nen und Kollegen. 

(Beifall bei Abgeordneten aller Fraktionen)

Wir wollen nicht, dass diese Zwistigkeiten, diese Konflikte, 
diese Auseinandersetzungen aus der Türkei in unser Land ge-
tragen werden. 

(Zuruf von der AfD: Das ist schon passiert!)

Nach dem Putschversuch ist es zu erheblichen Verwerfungen 
im Justizapparat der Türkei gekommen. Ich habe mich am 
26. August mit dem türkischen Generalkonsul in einem aus-
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führlichen Gespräch darüber unterhalten. Wenn Tausende 
Richter und Staatsanwälte aufgrund angeblicher Verwicklun-
gen entlassen werden, und das anhand einer Liste, die nach 
dem Putsch von heute auf morgen auf dem Tisch lag, dann 
stimmt mich das nachdenklich, und dann sehe ich hier mit 
Misstrauen all das, was sich rings um diesen Putsch ereignet 
hat. Dann ist das nicht nur für die Türkei ein besorgniserre-
gender Zustand, sondern dann ist das ein Problem für ganz 
Baden-Württemberg, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der CDU und der AfD sowie Abgeordne-
ten der Grünen und der FDP/DVP – Zuruf von der 

AfD: Bravo!)

Eine unabhängige Justiz, die eben nicht politischen Richtun-
gen oder Parteien verpflichtet ist, gehört zum Kernbestand der 
europäischen Wertekultur. Da kann es keine Kompromisse ge-
ben, und da darf es kein Wegschauen geben. Ein Putschver-
such ist eine einschneidende Erfahrung für einen demokrati-
schen Staat, besonders wenn dieser Staat schon viele negati-
ve Erfahrungen dieser Art gemacht hat.

Es gibt aber keine Alternative zu einer rechtsstaatlichen Auf-
arbeitung solcher Ereignisse. Der abgewendete Putschversuch 
darf nicht der Vorwand sein, um die Unabhängigkeit der Jus-
tiz einzuschränken. Mit Verlaub, diesen Eindruck konnte man 
in der Aufarbeitung der Folgen des Putsches durchaus gewin-
nen.

Ganz im Gegenteil: Gerade in der Reaktion auf solche Um-
sturzversuche muss sich die Stabilität und Reife eines Rechts-
staats beweisen. Die Reaktionen müssen rechtsstaatlichen An-
sprüchen genügen. Sie müssen verhältnismäßig sein und dür-
fen nicht in Willkür ausarten.

Deswegen muss Europa in der Sache ein Auge auf unsere Part-
ner in der Türkei haben. Wir müssen unmissverständlich die 
Einhaltung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit fordern. 
Denn ohne Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gibt es keinen 
Platz in Europa. 

(Beifall bei der CDU und der AfD sowie Abgeordne-
ten der Grünen und der SPD – Zuruf von der AfD: 

Bravo!)

Sollte die Entlassungswelle in der türkischen Justiz nicht 
grundsätzlich überdacht, nach rechtsstaatlichen Maßstäben 
überprüft und dann wohl in weiten Teilen zurückgenommen 
werden, dürfte dieses Kernstück des Prozesses der Annähe-
rung an die EU deutlich infrage gestellt sein. Zu diesem Er-
gebnis kommt auch der – man lasse es sich auf der Zunge zer-
gehen – aktuelle Fortschrittsbericht 2016 der EU zur Türkei. 
Er verzeichnet erhebliche Rückschritte in Sachen Rechtsstaat-
lichkeit. Man könnte fast sagen, dass es eher ein Rückschritts-
bericht ist. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sollte die Türkei – das ist 
heute mehrfach angeklungen – wirklich die Todesstrafe wie-
der einführen, dann ist der Prozess des Beitritts zur Europäi-
schen Union aus meiner Sicht – viele hier haben es in gleicher 
Weise betont – nicht mehr zu retten. Dann müssen wir Kon-
sequenzen ziehen. 

(Beifall bei der AfD)

Lassen Sie mich abschließend noch einmal sagen: Es geht, 
auch in unserem eigenen Interesse, nicht darum, Beziehungen 
und Verbindungen zur Türkei zu kappen, abzuschneiden, sich 
ohne Not zu entfremden. Aber es gibt rote Linien innerhalb 
eines gemeinsamen Europas, die nicht überschritten werden 
dürfen. Darauf hinzuweisen entspricht unserer Verantwortung 
als überzeugte Europäer. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, es 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Ak-
tuelle Debatte beendet und Punkt 2 der Tagesordnung erle-
digt.

Ich rufe Punkt 3 der Tagesordnung auf: 

Antrag der Fraktion der FDP/DVP und Stellungnahme 
des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migra-
tion – Haltung der Landesregierung in Fragen der Refor-
mierung des Glücksspiels – Drucksache 16/40

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten und für 
die Aussprache fünf Minuten je Fraktion. 

Für die Begründung erteile ich das Wort Herrn Abg. Profes-
sor Dr. Goll für die Fraktion der FDP/DVP.

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die bisherige Politik zum Glücksspiel 
ist weitgehend gescheitert. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Das ist eine Feststellung, die – das ist bekannt – nicht nur ei-
ne liberale Oppositionsfraktion hier im Landtag trifft; viel-
mehr ist das pikanterweise eine Feststellung der schwarz-grü-
nen Regierung im Nachbarland Hessen. Die hat festgestellt: 
Die bisherige Politik zum Glücksspiel ist weitgehend geschei-
tert.

Das gibt Anlass, ganz kurz einmal ein Schlaglicht darauf zu 
werfen, wie diese bisherige Politik war und wie sie – man 
muss fast schon sagen: krachend – gescheitert ist. Die bishe-
rige Politik war geprägt durch folgende Punkte: Das ist ers-
tens die Erhaltung des staatlichen Lottomonopols um jeden 
Preis und mit jeder Begründung, obwohl man merkt, dass es 
immer schwerer ist, eine Begründung für das Monopol zu fin-
den. 

Zweitens ist das die Bekämpfung der Sucht, wozu die Regie-
rungen auch durch Gerichtsurteile aufgefordert wurden. Be-
kämpfung der Sucht – ja, aber das findet dann beim gewerb-
lich angebotenen Glücksspiel statt. Ich drücke es einmal zu-
gespitzt aus: Die Sucht wird überall bekämpft, nur nicht dort, 
wo der Staat Geld damit verdient. Das ist tatsächlich so. Sie 
wird überall bekämpft, nur nicht dort, wo der Staat Geld ver-
dient, nämlich bei Lotterien, Spielkasinos und Ähnlichem. 
Das Geld nimmt man dann wieder gern. 

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU) 

Das ist der zweite Punkt. 
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Dritter Punkt: Bei dieser Politik sieht man zu, wie sich das 
Spiel generell einerseits in den unregulierten illegalen Bereich 
und andererseits ins Internet verlagert, und zwar in dramati-
schem Tempo. Laut einer glaubwürdigen Untersuchung er-
folgte das Marktwachstum in den letzten Jahren im unregu-
lierten Markt und vor allem beim Onlineglücksspiel. Der An-
teil des Onlinebereichs am Wachstum im unregulierten Be-
reich lag bei 90 %.

Man meint immer noch, das könnte man verbieten, beliebig 
beschränken oder Ähnliches. Jetzt hat die hessische Landes-
regierung für sich praktisch die Notbremse gezogen. Dazu 
gleich noch mehr. 

In der Stellungnahme zu unserem Antrag antwortet die Lan-
desregierung fast immer noch etwas treuherzig – ich zitiere –, 
es sei

bemerkenswert, dass ein Land, das den Glücksspielstaats-
vertrag unterzeichnet und entscheidende länderübergrei-
fende Aufgaben wie beispielsweise das Sportwettenkon-
zessionsvergabeverfahren oder die Führung der zentra-
len Sperrdatei übernommen hat, die Aufhebung grundle-
gender Elemente der derzeitigen Regelung verlangt.

Ja, klar. Es sollte einem doch zu denken geben, dass gerade 
Hessen zentrale Aufgaben übernommen hat und jetzt die Reiß-
leine zieht. Wenn ich sage: „etwas treuherzig“, dann deswe-
gen, weil es in der Stellungnahme zum Antrag immer noch 
heißt: Ziel der Regulierung sei, 

den natürlichen Spieltrieb der Bevölkerung in geordnete 
und überwachte Bahnen zu lenken sowie der Entwicklung 
und Ausbreitung von unerlaubtem Glücksspiel auf den 
Schwarzmärkten entgegenzuwirken.

Politik muss vielleicht nicht für alle und in jedem Moment auf 
die Realität Rücksicht nehmen. Ich habe aber selten einen Fall 
erlebt, bei dem die Formulierung in der Stellungnahme so we-
nig die wirkliche Realität wiedergibt. Diese ist dadurch ge-
kennzeichnet, dass im Moment fast alles in den unregulierten 
Bereich, in den Onlinebereich verschwindet und dass wir Stu-
dien zufolge derzeit in Deutschland allein 133 illegale Sport-
wettenseiten haben. So will man das in kontrollierte Bahnen 
lenken. Das wird denkbar schwierig.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Jetzt gibt es eine neue Sachlage. Insofern war es gar nicht un-
praktisch, dass die Beratung über unseren Antrag um eine Sit-
zung verschoben wurde. Denn zwischen der letzten Sitzung 
und dieser Sitzung gab es eine Ministerpräsidentenkonferenz, 
in der gewissermaßen eine neue Sachlage entstanden ist. Man 
möchte jetzt die quantitative Beschränkung der Sportwetten-
konzessionen, die nicht funktioniert hat – man wollte sie auf 
20 beschränken –, aufheben und durch eine qualitative Verga-
be der Konzessionen im Sportwettenbereich ersetzen. Das ist 
richtig; darauf komme ich gleich noch zu sprechen. Außer-
dem sind noch drei Prüfaufträge beschlossen worden, mit de-
nen man – wenigstens – der Realität einmal ein bisschen ins 
Auge sehen möchte.

Pikant ist, dass die Hessen dieser Neuregelung so wenig trau-
en, dass sie sich ihrerseits ein Sonderkündigungsrecht bewahrt 
haben. Die haben faktisch gesagt: „Okay, jetzt machen wir 
halt noch einmal ein bisschen mit. Aber wenn das jetzt auch 

nichts wird, gehen wir Ende 2019 endgültig aus dem System 
heraus.“ Das ist eigentlich logisch und schlüssig, denn man 
muss natürlich befürchten, dass auch auf diesen neuen Be-
schluss hin nicht wirklich gehandelt wird. 

Wie könnte dieses Handeln aus der Sicht unserer Fraktion aus-
sehen? Wir haben einen Vorschlag. Es könnte das Modell ei-
ner qualitativen Regelung für die Vergabe von Konzessionen 
sein – keine quantitative Beschränkung, sondern qualitative 
Kriterien: Wer bekommt eine Konzession, um Sportwetten 
anbieten zu dürfen? Ein solches Modell verspricht nicht nur 
Einnahmen über Konzessionen und Steuern – das kann man 
sich ja durchaus honorieren lassen –, die zumindest einen Teil 
der jetzigen Zahlungen ausgleichen, die ja immer fragwürdi-
ger werden. Das sehen wir schon. Wir haben aus dem Lotto-
monopol natürlich einen Nutzen, aber es wird immer wackli-
ger und fragwürdiger. Der Punkt kommt immer näher, an dem 
man durch eine bestimmte Zahl von Konzessionen – – Ich ha-
be die Zahl von 133 illegalen Anbietern genannt, da kommt 
über ein Konzessionsmodell, über Steuern schon Geld zusam-
men.

Es geht dann also darum, dass man nicht nur Transparenz her-
stellt, sondern man würde daran sogar auch verdienen – auch 
auf ehrlichere Art, wenn ich das vielleicht einmal so sagen 
darf. Es würde das Glücksspiel natürlich ein Stück weit aus 
der Grauzone herausziehen. Und – jetzt kommt fast das Wich-
tigste – es wäre auch die Voraussetzung für einen effektiven 
Spielerschutz. 

Denn was reden wir von einer Sperrdatei, wenn wir gar kei-
ne Möglichkeiten der Kontrolle und keine Möglichkeiten des 
Vollzugs haben? Wir haben in weiten Teilen überhaupt keine 
Kontrolle und deswegen auch keinen Spielerschutz und auch 
keine funktionierende Sperrdatei. Würde man auf ein Konzes-
sionssystem umsteigen, dann könnte man natürlich den Be-
werbern sagen: Ihr bekommt eine Konzession, wenn ihr ko-
operiert. Kooperieren bedeutet natürlich auch, dass man einen 
wirksamen Spielerschutz herstellt.

(Beifall bei der FDP/DVP – Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Abg. Dr. Goll, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abg. Dr. Reinhart?

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Ja, natürlich. Gern. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Bitte, Herr Abg. Dr. Rein-
hart.

Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Herr Kollege Dr. Goll, 
sehen Sie bislang Mehrheitsfähigkeiten unter den 16 Ländern? 
Und wie sehen Sie die Frage der Europarechtskonformität?

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Um mit der letzten Frage 
anzufangen: Ich habe schon früh und nachweislich – wahr-
scheinlich in vielen Protokollen – die umgekehrte Frage ge-
stellt, nämlich ob die Politik, die wir bisher gemacht haben, 
eigentlich europarechtlich auf Dauer tragfähig ist. Sie ist ja 
nicht nur wenig überzeugend und wenig moralisch, sondern 
sie ist meines Erachtens auch wenig tragfähig. Denn ein sol-
ches Konzessionsmodell würde natürlich auf europäischer 
Ebene viel besser passen als unser staatliches Lottomonopol; 
da sind wir uns wahrscheinlich einig. 

Jetzt verstehe ich, dass manche Länder aus finanziellen Grün-
den zögern. Aber man muss sehen, dass das jetzige System 
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immer wackliger wird. Schleswig-Holstein ist außen vor; das 
ist bekannt. Die gehen jetzt schon ihren eigenen Weg. Hessen 
hat gesagt: „Wenn es nicht so kommt, wie wir wollen, gehen 
wir auch einen eigenen Weg.“ Da muss ich fragen: Was ma-
chen wir eigentlich? Das wäre natürlich ein weiteres deutli-
ches Signal, wenn Baden-Württemberg es genauso machen 
würde, wie Hessen es vorhat und Schleswig-Holstein es schon 
macht. Das ist eigentlich genau das Modell, das auf dem Tisch 
liegt. 

Ich darf das zusammenfassen: Wir halten es für ein Gebot der 
Stunde, auf eine Regulierung nach qualitativen Gesichtspunk-
ten hinzuarbeiten, dadurch den Schwarzmarkt in die Legali-
tät zu bringen, nebenbei die staatlichen Einnahmen zu verbes-
sern und vor allem einen effektiven Spielerschutz zu gewähr-
leisten.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Fraktion GRÜNE 
erteile ich das Wort Herrn Kollegen Frey.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Ich muss mich erst 
daran gewöhnen, dass die größer sind! – Vereinzelt 
Heiterkeit bei den Grünen und der SPD – Weitere Zu-

rufe)

Abg. Josef Frey GRÜNE: Herr Präsident, meine sehr verehr-
ten Kollegen! Der Glücksspielstaatsvertrag hat sich zum Ziel 
gesetzt, das Entstehen von Glücksspielsucht zu verhindern, 
die Jugend und die Spieler wirksam zu schützen und die ord-
nungsgemäße Durchführung von Glücksspielen zu gewähr-
leisten. Die Verhandlungen – das wissen Sie auch, Herr Goll 
– waren nicht einfach. Letztlich ist es dann aber gelungen, die 
16 Bundesländer 2012 zur Unterzeichnung des Glücksspiel-
änderungsstaatsvertrags zu bewegen. 

Diese Unterschrift aller 16 Bundesländer war genauso frei-
willig wie auch die Unterschrift des Landes Hessens, dass es 
die Sonderaufgabe der Ausschreibung der Sportwettenkon-
zessionen übernimmt. Jetzt spüren wir wieder – ähnlich wie 
beim vorhergehenden Redner, beim vorhergehenden Tages-
ordnungspunkt – eine gewisse Geschichtsvergessenheit. Denn 
damals, bei der Unterzeichnung dieses Vertrags, hatte Hessen 
eine schwarz-gelbe Landesregierung. Das haben Ihre Partei-
kollegen unterschrieben – nicht die schwarz-grüne Regierung, 
die es jetzt in Hessen gibt. Insofern: Korrigieren Sie das bitte 
in Ihrem Geschichtsbuch, dass das hier ein schwarz-grünes 
Problem sein soll. Diesen Änderungsstaatsvertrag hat damals 
die schwarz-gelbe Koalition unterschrieben. Insofern zeich-
nen Sie da auch verantwortlich. 

Als Reaktion auf die Vollzugsprobleme bei dieser Hausaufga-
be, die Hessen da nicht gut erledigt hat, nämlich die Aus-
schreibung der Sportwettenkonzessionen, legen Sie nun Leit-
linien vor. Diese beinhalten zum Teil ganz gute Punkte – da-
rauf komme ich später noch zu sprechen –, aber eben auch 
pauschale Punkte, die so nicht umzusetzen sind. 

Der Glücksspieländerungsstaatsvertrag ist normativ eine gu-
te Sache. Dessen Erstellung wurde auch von der Kommissi-
on begleitet, und er wurde nach dem Urteil des EuGH soweit 
auch als gangbarer Weg bezeichnet. 

Anstatt jetzt bei ersten Schwierigkeiten das Kind mit dem Ba-
de auszuschütten, sollten wir, denke ich, gemeinsam mit den 
Ländern nach Lösungen suchen. Deswegen ist es auch ein gu-
ter Ansatz, dass die Ministerpräsidentenkonferenz in der ver-
gangenen Woche erste Schritte gemacht hat, um in einen Di-
alog zu treten. Doch von einem Scheitern des ganzen Glücks-
spieländerungsstaatsvertrags zu sprechen ist genauso abwe-
gig, wie ganze Bereiche des Internetglücksspiels schranken-
los zu liberalisieren, wie es die FDP/DVP, die Liberalen hier 
fordern. 

(Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Haben Sie eigent-
lich zugehört?)

Vielmehr sollten wir weitestgehend kohärente europaweite 
Regulierungen mit anderen EU-Mitgliedsstaaten anvisieren, 
die qualitative Standards setzen, die aber auch definiert wer-
den müssen und nachher auch verfolgt werden müssen, wenn 
sie überschritten werden. Denn nur mit einer europäischen Lö-
sung ist auch eine sinnvolle Lösung im Bereich des Internet-
glücksspiels möglich.

Hessens Leitlinien enthalten dennoch ein paar gute Elemen-
te. Die Einführung einer bundesweiten Sperrdatei für Spiel-
hallen ist im Hinblick auf den Spielerschutz nur zu befürwor-
ten. In einer Sperrdatei können sich die Spielsüchtigen selbst 
sperren lassen oder von Angehörigen gesperrt werden. So kön-
nen sie effektiv am Spielen gehindert werden. 

Daher begrüße ich auch den jüngsten Bericht der Landesre-
gierung. Denn sie sieht die Einführung einer zentralen Sperr-
datei auf Bundesebene auch als eine wirksame Möglichkeit 
zum Spielerschutz. Dieses Ziel sollten wir mit Nachdruck wei-
terverfolgen. 

Die Einführung von weiteren qualitativen Rahmenbedingun-
gen bei der Vergabe von Sportwettenkonzessionen könnte 
ebenfalls ein gangbarer Weg sein, zumal die rein mengenmä-
ßige Begrenzung auf 20 Konzessionen ja gerichtlich untersagt 
wurde. Die Hängepartie muss hier endlich beendet werden. 
Es muss aber auch sichergestellt sein, dass die Kriterien für 
die Vergabe ausreichend definiert sind und ihre Einhaltung re-
gelmäßig kontrolliert wird. 

Der Glücksspieländerungsstaatsvertrag lässt in seiner vorlie-
genden Form bereits ausreichend Handlungsspielraum für 
weiter gehende Regelungen. Nur, wenn nach eingehender Prü-
fung eine Revision wirklich nötig ist, sollte diese eingeleitet 
werden. Dies gilt z. B. bei der Frage einer Gründung einer ge-
meinsamen Anstalt des öffentlichen Rechts. Diese ist im Staats-
vertrag schon vorgesehen. Die Länder wurden vom EuGH auf-
gefordert, kohärente Regelungen zu schaffen, um die Sucht-
prävention wirksam durchzusetzen. Das Land Baden-Würt-
temberg hat dies mit seinem Landesglücksspielgesetz ge-
macht. Bei der Prävention ist Baden-Württemberg Vorreiter 
und kann anderen Ländern ein Beispiel sein. Die Pflicht zur 
Erstellung eines Sozialkonzepts verzeichnet ebenso gute Er-
folge wie die Sperrzeitenregelung zu Feiertagsruhen für Spiel-
hallen.

Die Schnittstelle allerdings zwischen Landesglücksspielrecht 
und der bundesrechtlichen Gaststättenverordnung muss eben-
so betrachtet werden, weil das Landesglücksspielgesetz in 
Gaststätten nicht greift. Erst ab dem 10. November 2019 wird 
die Zahl der in Gaststätten erlaubten Automaten auf zwei re-
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duziert. Der Referentenentwurf von Herrn Gabriel sah ur-
sprünglich nur einen vor. Da hat die Lobbyarbeit der Automa-
tenverbände wirksam eingegriffen, und am Ende standen jetzt 
doch zwei; früher waren es drei. Das halbherzige Vorgehen 
des Bundeswirtschaftsministers ist bedauerlich, da jeder Au-
tomat weniger ein Mehr an Spielerschutz bedeutet hätte, denn 
Automaten haben nach wie vor das höchste Suchtpotenzial. 
Hier gilt es, sich auf Bundesebene für einen wirkungsvollen 
Jugend- und Spielerschutz einzusetzen.

Von einem weitgehenden Scheitern der Politik zum Glücks-
spiel, wie in Ihrem Antrag, Herr Goll, zu lesen ist, kann kei-
ne Rede sein. Baden-Württemberg ist auf einem guten Weg 
hin zu einer rechtssicheren Regulierung. Konstruktive Verbes-
serungsvorschläge halte ich dabei für hilfreicher als Ihre Skan-
dalisierung.

Vielen Dank.

(Beifall bei den Grünen – Abg. Dr. Erik Schweickert 
FDP/DVP: Ach, „Skandalisierung“!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die CDU-Fraktion er-
teile ich das Wort dem Kollegen Zimmermann.

Ich bitte die Kollegen auch für die nachfolgenden Beiträge, 
auf die Uhr zu schauen, da die Anzeige „Sprechzeit beendet“ 
leider nicht funktioniert. Dann erspare ich mir den Gong.

Abg. Karl Zimmermann CDU: Ich habe schon gedacht, der 
Kollege Frey hat zu lange gespielt.

Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Heute ha-
ben wir ein etwas diffiziles Thema. Spielen ist einfach, aber 
das Thema und der Vertrag sind schwierig. Deshalb sage ich 
Ihnen, Glücksspiel ist kein Gut wie jedes andere. Es ist kein 
gewöhnliches Wirtschaftsgut, sondern ein Gut, das – das ist 
angesprochen worden – mit speziellen Gefahren verbunden 
ist.

Die Vorschläge aus Hessen, besser gesagt, Herr Kollege Goll, 
die „Leitlinien für eine zeitgemäße Glücksspielregulierung in 
Deutschland“ – das ist der genaue Wortlaut der Hessischen 
Landesregierung –, sind aus heutiger Sicht nur ein Anfang. 
Das haben Sie auch so betont. Aber ich muss Ihnen sagen: Es 
ist kein guter Anfang. Eine Öffnung des Glücksspielmarkts in 
Deutschland ist unter den Bedingungen, die uns aus Hessen 
vorgelegt wurden, sehr zu hinterfragen und ganz genau zu prü-
fen. Dieser hessische Vorschlag sieht eine Liberalisierung vor, 
der Sie als Vertreter der FDP sicherlich sehr nahestehen, aber 
er verhindert sicherlich nicht die Sucht, sondern gefährdet aus 
meiner und aus unserer Sicht entsprechende suchtverhindern-
de Maßnahmen. Es ist auch nicht zu erwarten, dass die ille-
galen Anbieter – um deren Verhinderung geht es ja – aus den 
sogenannten Drittstaaten – da möchte ich jetzt ein paar nen-
nen, auch wenn sie aus Europa sind: Malta, Gibraltar, aber 
auch Österreich, England, Isle of Man oder andere Steueroa-
sen – nach Öffnung des Marktes ihre Verbraucherschutzmaß-
nahmen wesentlich ändern. Glauben Sie wirklich daran?

Ich schweife jetzt etwas ab. Seit Jahrzehnten und aus der Er-
fahrung meines früheren Berufs habe ich immer wieder pro-
pagiert: Wir haben Steueroasen in Europa, werte Kollegen,

(Abg. Anton Baron AfD: Und Europa toleriert das!)

von A bis Z, von Andorra bis Zypern. Wir haben es bis heute 
nicht fertiggebracht,

(Abg. Anton Baron AfD: Vor allem nicht die CDU!)

diese Steueroasen auszutrocknen bzw. stillzulegen oder anzu-
passen. Jetzt geht man davon aus, dass wir es im Bereich des 
Glücksspiels schaffen. Wenn es uns gelingt, dann hoffen wir, 
dass wir dieses Vollzugsdefizit, gegen illegale Anbieter vor-
zugehen, damit beenden können. Da bin ich aber sehr skep-
tisch. Ich sage Ihnen, eine Marktöffnung bedeutet per se, au-
tomatisch zumindest eine Marktausweitung. Dies kann gera-
de im Bereich des Glücksspiels nicht im Sinne von Jugend-
schutz, Verbraucherschutz oder Spielerschutz sein. Gleichzei-
tig führt das aus meiner und aus unserer Sicht eher zu einer 
Erhöhung der Zahl der Anbieter, die wiederum tatkräftig die 
Werbetrommel rühren. Somit steigt auch die Gefahr der Ani-
mation, hier auch einsteigen zu wollen, und es steigt die Ge-
fahr der Sucht.

Das alles, denke ich, widerspricht diesem Glücksspielstaats-
vertrag. Man erlaube es mir: Wie die Hessen aktuell solch ei-
nen Vorschlag auch mit den Grünen machen können – wo ist 
Herr Kollege Frey? –, erschließt sich mir nicht. Ich habe ak-
tuell nichts von den Grünen gehört, dass sie die Sache jetzt 
bremsen wollen – weil Sie gesagt haben, es sei unter schwarz-
gelber Ägide gemacht worden. 

Ich denke, deshalb sollten wir uns in der kommenden Zeit de-
taillierten Beratungen widmen, um eine Lösung zu finden.

Was die Lotterien anbelangt, so ist davon im hessischen Vor-
schlag nichts zu sehen. Natürlich sagen Sie: Das hat ja gar 
nichts mit dem staatlichen Lotteriemonopol zu tun. Aber, wer-
te Kollegen, wer glaubt denn so etwas? Wenn Sie dies aus-
dehnen, dann greift es automatisch – wie jetzt z. B. staatliches 
Toto-Lotto, 6 aus 49 usw. – in den Spielbereich ein. Es ist mir 
ein Anliegen, dass das Lotteriemonopol der Länder erhalten 
bleibt. Wer hin und wieder Radio hört, weiß: Keine Werbung 
ohne Warnhinweis.

Aber – das möchte ich auch nicht unerwähnt lassen –: Toto-
Lotto ist für das Allgemeinwohl in unserer Gesellschaft, für 
Sport, Kultur und für alle sozialen und rechtsstaatlichen Ein-
richtungen nicht wegzudenken. Jeden Tag, Montag bis Sonn-
tag, führt unser staatliches Toto-Lotto 1 Million € an den Lan-
deshaushalt ab. Glauben Sie tatsächlich, wenn Sie die Priva-
ten ausweiten, dass die das dann genauso tun?

Ich möchte abschließend sagen: Den Glücksspielstaatsvertrag 
von 2011 hat auch Schleswig-Holstein inzwischen unterzeich-
net. Wir sind für eine Änderung der Glücksspielregelung of-
fen. Deshalb sollten wir – was Sie angesprochen haben, Herr 
Kollege Dr. Goll – den Beschluss der Ministerpräsidenten-
konferenz in der letzten Sitzung vom 28. Oktober 2016 näher 
prüfen, auch Ihren Antrag näher prüfen und in die Beratungen 
mit einbeziehen. Nichts anderes war Ihr Antrag auch heute. 
Es liegt kein Beschlussantrag vor. Ihr Antrag wird zu den Un-
terlagen genommen, und wir prüfen ihn. Wir haben ja noch 
etwas Zeit.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und des Abg. Josef Frey GRÜ-
NE – Abg. Dr. Wolfgang Reinhart CDU: Sehr gut!)
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Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die AfD-Fraktion er-
teile ich das Wort dem Kollegen Rottmann zu seiner ersten 
Rede.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Abg. Daniel Rottmann AfD: Rien ne va plus. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Was?)

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Damen 
und Herren! Rien ne va plus. Wer hört bei diesem Satz nicht 
das atemberaubende, langsamer werdende Klicken der Kugel, 
die über den Roulettetisch rollt? Wer sieht nicht vor dem in-
neren Auge die Kasinos in Monte Carlo, Las Vegas oder Ba-
den-Baden? 

(Zuruf des Abg. Thomas Blenke CDU) 

Und wer denkt nicht an das ganz große Los, die Kugel, die 
von einer Sekunde auf die andere in ein sorgenloses Leben 
katapultiert, ein Leben, in dem Geld keine Rolle mehr spielt? 
Die einzige Voraussetzung: Sie muss nur die richtige Zahl tref-
fen. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Und jetzt?)

Je höher der Einsatz, desto höher das Risiko? Nein! Je höher 
der Einsatz, desto höher die Gewinnchance, desto mutiger, be-
eindruckender, begehrenswerter und männlicher ist man. Die 
Hoffnung ist doch, dass alles geht. Und dann heißt es doch oft 
wieder: Rien ne va plus, nichts geht mehr. Denn niemand 
denkt zuerst an die äußerst geringen Gewinnchancen, niemand 
denkt an Verantwortung, und niemand denkt daran, dass auch 
er alles verlieren könnte. 

Diejenigen von Ihnen, die schon einmal durch die Paulinen-
straße hier in Stuttgart gegangen sind, kennen vielleicht auch 
das dort ehemals ansässige Merkur-Kasino und das verlocken-
de Klimpern der Münzen, das beim Vorbeilaufen die Luft er-
füllte. Ich nehme ja stark an, dass die wenigsten von Ihnen 
dort schon einmal ihr Glück versucht haben.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Fragen Sie 
mal bei der AfD!) 

Wir alle haben eine natürliche Hemmschwelle, ein Kasino zu 
betreten. Niemand möchte den Ruf eines Spielers haben. Oder 
diskutieren Sie gerade darüber, welche Einsätze Sie beim 
nächsten Mal machen, Herr Binder?

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Der spielt doch gar 
nicht! – Zuruf: Der spielt doch Fußball!)

Beim Onlineglücksspiel entfällt diese Hemmschwelle voll-
kommen. Onlineglücksspiel findet anonym in den eigenen vier 
Wänden statt, und die geringen Einsätze dabei verschärfen das 
Problem zusätzlich.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Diese geringen Einsätze machen auch für Normalverdiener 
das Spielen erschwinglich. Das klingt doch auch für Sie, mei-
ne Damen und Herren von der FDP/DVP, ganz interessant, 
oder? Ich finde, nicht. 

In meinem engsten Bekanntenkreis gibt es eine Familie, die 
an einer Sucht nach Onlinepoker zerbrochen ist. Es war nicht 
nur das verlorene Geld, das die Familie in Schwierigkeiten 
stürzte, sondern es waren in erster Linie die Wesensverände-
rungen, die mit der Sucht einhergehen, die Abwesenheit – al-
les drehte sich nur noch um den PC –, die Aggressivität, her-
vorgerufen durch die Niederlagen beim Spiel, und die Gewalt-
tätigkeit – der Mann wurde seiner Ehefrau gegenüber hand-
greiflich, so lange, bis diese sagen musste: „Rien ne va plus, 
nichts geht mehr“, und mit dem gemeinsamen Baby ausgezo-
gen und ins Frauenhaus gegangen ist.

Vielleicht sagen einige: Das ist ein Einzelfall. Sicherlich nicht! 
Herr Zimmermann hat es schon gesagt: 1 Million € werden 
pro Tag an Erträgen an den Landeshaushalt überführt. 22 Mil-
liarden € im Jahr beträgt der Umsatz mit Onlineglücksspiel in 
Deutschland.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Nein! Die 1 Milli-
on € sind nicht aus dem Onlineglücksspiel! – Glocke 

des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Liebe Kollegen, es ist ein 
guter Brauch des Hohen Hauses, bei ersten Reden keine Zwi-
schenrufe zu machen und auch keine Zwischenfragen zu stel-
len. Ich bitte darum, dass sich alle daran halten.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Ha no!)

Bitte, Kollege Rottmann, fahren Sie fort.

Abg. Daniel Rottmann AfD: 1 Million € pro Tag betragen 
also die Einnahmen insgesamt. Ich danke für die Korrektur. 
Ich möchte da genau bleiben.

22 Milliarden € Umsatz pro Jahr werden in Deutschland mit 
Onlineglücksspiel eingefahren. Bei der klammen Haushalts-
lage könnte man ja sagen: Was für einen Segen bietet diese 
Legalisierung. Ich glaube, genau darum geht es der Partei der 
Besserverdienenden, der FDP. Es ist auffällig, dass Herr Dr. 
Rülke heute fast den ganzen Tag durch Abwesenheit glänzt.

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Er hat gerade 
eine Besuchergruppe!)

– Okay. Entschuldigung. Das war mir nicht bekannt. Ich bit-
te um Verzeihung.

(Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: Bitte schön!)

Die Zerstörung von Existenzen wird billigend in Kauf genom-
men. Ich frage Sie von der FDP/DVP, die Sie den Antrag ge-
stellt haben: Wie rechtfertigen Sie, dass Menschen in den Ru-
in getrieben werden? Wie rechtfertigen Sie, dass sozialer Nie-
dergang von Bürgern billigend in Kauf genommen wird? Ist 
es das, wofür die Freien Demokraten mit ihrem Ansatz wirk-
lich stehen: „Freie Sucht für alle, egal, zu welchem Preis“? 

(Beifall bei der AfD)

Es sollte klar sein: Wer Geld über das Wohl von Menschen 
stellt, der gehört nicht in die Politik. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Jimmy!)
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Wir haben eine Verantwortung für die Menschen in unserem 
Land. Das gilt auch für die FDP. Zu dieser Verantwortung ge-
hört, das Suchtpotenzial von Onlineglücksspielen immer wie-
der zu betonen. Dieser Verantwortung müssen wir nachkom-
men, indem wir durch eine klare Gesetzgebung immer wie-
der Zeichen gegen Onlineglücksspiel setzen.

(Beifall bei der AfD)

Mit einem regionalen Verbot oder einer Einschränkung wer-
den wir das globale Internet nicht verändern; das ist wahr. 
Aber wir setzen ein richtiges Zeichen. 

Ich persönlich möchte nie wieder von einem Menschen hö-
ren: Rien ne va plus. 

(Beifall bei der AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Kollegen Stickelberger.

Abg. Rainer Stickelberger SPD: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieser Antrag und sei-
ne Behandlung passen in die gerade laufenden Diskussionen 
und sind aktuell geworden durch die Beschlüsse der Minis-
terpräsidentenkonferenz. Da weiß man nicht so genau, was ei-
gentlich beschlossen wurde. Es geht um ein qualitatives Er-
laubnissystem. Es interessiert uns natürlich auch, wie das im 
Einzelnen aussehen könnte. Herr Innenminister, Sie werden 
ja nachher zu den Fragen zum Antrag der FDP/DVP Stellung 
nehmen. Ich nehme an, Sie nehmen allein seitens der Landes-
regierung Stellung, sodass wir im Gegensatz zur vorherigen 
Debatte eine einheitliche Meinung der Landesregierung zu ei-
nem Tagesordnungspunkt vernehmen können.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der AfD – 
Abg. Karl Zimmermann CDU: Herr Kollege, inner-
halb der Fraktionen oder innerhalb der Länder? – 
Abg. Anton Baron AfD: Bei der SPD ist es nicht an-

ders!)

Die Bewertung, das Glücksspielkonzept, die Glücksspielpo-
litik sei gescheitert, teilen wir nicht. Gescheitert ist die CDU-
geführte hessische Landesregierung mit ihrer Praxis. Ich kom-
me noch darauf zurück.

Inhaltlich werden wir die Vorschläge aus Hessen, die sich ja 
in dem Antrag und in Ihrer Begründung, Herr Dr. Goll, mit ei-
ner wohlwollenden Tendenz wiederfinden – Sie zeichnen ja 
schon das Bild einer Regelung auf, die sich an diese hessi-
schen Vorschläge anlehnt –, ablehnen. Das ist der erste Punkt.

Der zweite Punkt: Natürlich bedarf es rechtlicher Rahmenbe-
dingungen und Regelungen, die sich als europarechtskonform 
erweisen. Ich komme darauf zurück.

Wir, die SPD, halten am Glücksspielmonopol des Staates fest. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Sehr gut!)

Glücksspiel bringt für viele Familien, für viele Kinder und Ju-
gendliche unheimliches Leid. Es führt zu einer Abwärtsspira-
le, zu einem Verhalten, das viele mit in den Abgrund zieht. Da 
besteht ein hohes Schutzbedürfnis. Ich glaube, es ist eine staat-
liche Aufgabe – wie dies im Glücksspielstaatsvertrag seinen 
Niederschlag findet –, dem entgegenzuwirken. 

Dieser Schutz ist, wie wir meinen, durch das Glücksspielmo-
nopol bisher gewährleistet, aber natürlich nicht in ausreichen-
der Form. Natürlich gibt es jetzt über das Internet und über 
viele illegale Anbieter Spielmöglichkeiten, denen man schwer 
beikommt. Aber dann kann nicht die Lösung sein, dass man 
den Schutz durch den Staat aufgibt oder abmildert. Ihre Ar-
gumentation, die in dem Antrag zum Ausdruck kommt, kommt 
mir vor, als wenn jemand den Diebstahlparagrafen abschaf-
fen will, weil er zur Erkenntnis kommt, es wird immer noch 
gestohlen und man erwischt nicht alle Täter. Das kann ja nicht 
die Lösung sein.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Mit der Marktgläubigkeit, die die FDP bei vielen Themen an 
den Tag legt, sollte Schluss sein. Eine ungezügelte Freigabe 
des Marktes kann nicht die Lösung für die Glücksspielprob-
lematik sein.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der AfD)

Natürlich müssen wir europarechtskonforme Regelungen fin-
den, insbesondere im Bereich der Sportwetten. Da gab es ja 
die Regelung, dass man 20 Konzessionen vergibt. In der Pra-
xis hat sich bisher leider nichts an der Situation geändert. Aber 
das lag nicht an der Regelung selbst, sondern am Verfahren, 
weil die hessische Landesregierung, die das übernommen hat-
te, das nicht auf die Reihe bekommen hat. Sie hat dieses Ver-
fahren nicht rechtskonform ausgestaltet mit der Folge, dass es 
zahlreiche gerichtliche Beanstandungen gab. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Genau so war es!)

Das ändert aber nichts daran, dass die Regelung, dass die Ba-
sis an sich richtig ist. Das Versagen der hessischen Landesre-
gierung kann nicht zu einer Abkehr von dieser Grundlage füh-
ren.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der SPD: Sehr gut!)

Uns wundert natürlich, dass Sie diesen neuen hessischen Vor-
schlägen schon nähertreten. Da ist ja auch von einer Anstalt 
des öffentlichen Rechts die Rede – das ist schon angeklungen 
– und auch von einer Steuer, die man dann zur Regulierung 
des Marktes erheben will – eine Steuer, und das von der FDP. 
Bürokratie aufbauen und Steuern erheben – neue Politik à la 
FDP. Ich bin verwundert. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der AfD so-
wie des Abg. Wilhelm Halder GRÜNE)

Wir wollen eine Regelung, die den Schutz von Spielern und 
ihren Familien weiter in den Mittelpunkt stellt, die am Ge-
waltmonopol des Staates festhält. Wir wollen eine Regelung, 
die einen rechtlichen Rahmen zur Rechtssicherheit für alle 
Betreiber und für alle Beteiligten schafft, und wir wollen ei-
ne Regelung, die dann in der Praxis auch umgesetzt wird. Ich 
bin gespannt, Herr Innenminister, wie sich die Landesregie-
rung das in Zukunft vorstellt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Landesregierung 
erteile ich das Wort Herrn Innenminister Strobl.
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Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Fünf Monate sind vergangen, seit die Fraktion der FDP/
DVP durch ihren Antrag die Haltung der Landesregierung zur 
Reformierung des Glücksspiels erfahren wollte. Jetzt muss 
ich sagen: Seit der schriftlichen Stellungnahme der Landes-
regierung ist einiges an Neuformierung, wenn auch nicht an 
Reformierung geschehen. Unverändert – um nicht zu sagen: 
unverrückbar – ist hingegen die grundlegende Haltung der 
Landesregierung, die alle Maßnahmen und Erwägungen im 
Glücksspielbereich immer mit Blick auf den Schutz der Spie-
ler und auf die Prävention von Spielsucht bewertet. Dieser 
Leitgedanke hat selbstverständlich weiterhin Priorität für uns.

(Beifall des Abg. Karl Zimmermann CDU – Abg. 
Karl Zimmermann CDU: Sehr gut!)

Am 28. Oktober haben sich die Ministerpräsidenten nun auf 
Eckpunkte einer Änderung des Glücksspielstaatsvertrags ver-
ständigt. Besonders das Land Hessen hatte in der Vergangen-
heit auf eine Änderung hingewirkt und Leitlinien für eine 
Überarbeitung formuliert.

Die großen Herausforderungen sind zum einen die Angebote 
der Onlinekasinos, die oftmals im fernen Ausland betrieben 
werden und gegen die eine Vollstreckung schwierig ist.

Des Weiteren gibt es die Sportwetten, bei denen eine Vielzahl 
von Anbietern auf den Markt drängen und ein Konzessions-
verfahren deshalb sorgfältig und gewissenhaft durchzuführen 
ist. 

Ein Schwerpunkt ist schließlich auch die Zusammenarbeit 
zwischen den Ländern, die für die Glücksspielregulierung zu-
ständig sind, sich für ein erfolgreiches Verwaltungshandeln 
aber möglichst geschlossen zeigen müssen. 

Wie so oft bei Staatsverträgen sind die einzelnen Regelungen 
sehr vielfältig und detailliert. Die Eckpunkte sehen Folgendes 
vor:

Zum 1. Januar 2018 soll ein neuer Glücksspielstaatsvertrag in 
Kraft treten. Die Aufgaben, für die bislang das Land Hessen 
verantwortlich ist, sollen mit Inkrafttreten des Änderungs-
staatsvertrags auf andere Länder übertragen werden. Um fol-
gende Aufgaben handelt es sich: die Erteilung von Sportwet-
tenkonzessionen, Interneterlaubnisse für Pferdewetten, die 
Führung der gemeinsamen Geschäftsstelle des Glücksspiel-
kollegiums und schließlich die Führung der zentralen Sperr-
datei. 

Die sonstigen in den hessischen Leitlinien angesprochenen 
Punkte sollen von allen Ländern näher geprüft werden. Die 
Chefin und die Chefs der Staats- und Senatskanzleien sind ge-
beten worden, bis zur CdS-Konferenz am 17. November 2016 
Vorschläge zu unterbreiten, welches Land alle oder einzelne 
Aufgaben des Landes Hessen übernehmen könnte. 

Weiter wird dem Land Hessen ein Sonderkündigungsrecht 
zwei Jahre nach Inkrafttreten des Änderungsstaatsvertrags ein-
geräumt. Dieses greift aber nur dann, wenn die Verhandlun-
gen über das Onlineglücksspielangebot und die Errichtung ei-
ner Anstalt des öffentlichen Rechts nicht binnen 18 Monaten 
nach Inkrafttreten mit Zustimmung der Ministerpräsidenten 
abgeschlossen sind. 

Weiter sind die obersten Glücksspielaufsichtsbehörden gebe-
ten worden, der Konferenz der Chefinnen und Chefs der 
Staats- und Senatskanzleien im Jahr 2017 zu berichten, wie 
der Vollzug gegenüber illegalen Onlineglücksspielangeboten 
nachhaltig verbessert werden kann. Illegale Lotterien, Sport-
wetten und Kasinoangebote im Internet müssen aus Sicht der 
Landesregierung eingedämmt werden. 

Ferner sollen Vollzug und Vollstreckung im illegalen Glücks-
spielbereich optimiert werden. Dazu werden die obersten 
Glücksspielaufsichtsbehörden prüfen, ob eine Anstalt des öf-
fentlichen Rechts den Vollzug in diesen Bereichen stärken 
kann. 

Die Experimentierphase für Sportwetten soll bis zum 30. Ju-
ni 2024 verlängert werden. Voraussetzung hierfür ist, dass der 
Glücksspielstaatsvertrag über den 30. Juni 2021 hinaus gilt. 
Während der Experimentierphase wird die Begrenzung der 
Zahl der Konzessionen aufgehoben. Ein Auswahlverfahren 
findet folglich nicht statt. 

Den Bewerbern um eine Sportwettenkonzession, die die Min-
destanforderungen der zweiten Stufe erfüllt haben, wird ab 
Inkrafttreten des Änderungsstaatsvertrags vorläufig erlaubt, 
Sportwetten anzubieten. Hierzu wird eine Übergangsregelung 
getroffen. 

Alle anderen 15 Länder sind damit Hessen entgegengekom-
men, sodass die Länder wieder geschlossen und entschlossen 
handeln. 

Auch wenn Glück und Spiel harmlos klingen – Herr Kollege 
Zimmermann hat bereits darauf hingewiesen –, hängen Pech 
und Pflicht oft untrennbar mit dem Glücksspiel zusammen. 
Wir dürfen das Glücksspiel nicht gedankenlos den freien Kräf-
ten des Marktes überlassen; denn diese Kräfte können gewalt-
sam und für den Einzelnen gefährlich und schädlich sein. Der 
Schutz der Spieler vor betrügerischen Machenschaften ist un-
serem Land ebenso wichtig wie der Schutz vor ihrem Absturz 
in ein suchtbedingtes Nichts. 

Der Glücksspielstaatsvertrag bildet den Rahmen für das ord-
nungsrechtliche Handeln im Glücksspielbereich, dessen Kern 
das Lotteriemonopol ist. Das Lotteriemonopol gilt es zu schüt-
zen. Mit dem Kompromiss der Ministerpräsidenten haben wir 
die Chance, notwendige Änderungen im Bereich der Sport-
wetten länderübergreifend umzusetzen. Zugleich haben wir 
Gelegenheit, die von Hessen eingebrachten Punkte sorgfältig 
zu prüfen. Ziel muss es sein, die Gesamtkohärenz im Sinne 
unseres Landes und vor allem und nicht zuletzt zum Schutz 
der Spielerinnen und Spieler zu erhalten. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Richtig!)

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen und der AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die FDP/DVP-Frakti-
on erteile ich in der zweiten Runde noch einmal Herrn Abg. 
Dr. Goll das Wort. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Habe ich auch noch 
eine Möglichkeit?)
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Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Es war natürlich zu befürchten, dass ein 
Popanz aufgebaut und mit Windmühlen gekämpft wird, statt 
tatsächlich auf unsere Vorschläge einzugehen. Ich habe solch 
eine widersprüchliche Kritik selten erlebt. Wir sollen also 
gleichzeitig für Markt und für Staat sein, und beides wird uns 
vorgeworfen. 

Beim Hören der Reden anderer hat man den Eindruck, sie hät-
ten unseren Antrag gar nicht gelesen. Wieder andere haben 
ihn absichtsvoll missverstanden mit Ausnahme – das muss ich 
sagen – des Kollegen Zimmermann. 

(Abg. Anton Baron AfD: Schwarz und Gelb nähern 
sich an! – Unruhe)

Jetzt halten wir einmal nüchtern fest: Die Ministerpräsiden-
ten haben Ende Oktober beschlossen – der Innenminister hat 
das richtig wiedergegeben –, in ein qualitatives Konzessions-
system einzusteigen. Das ist genau das, was wir gefordert ha-
ben. 

Der Ministerpräsident von Baden-Württemberg, der heute 
nicht hier ist, hat dem zugestimmt. Die Landesregierung hat 
dem Vorschlag zugestimmt. 

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Ob die es genau ge-
lesen haben, das weiß ich auch nicht! – Gegenruf des 
Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Herr Kollege, ich 
bitte Sie! – Gegenruf des Abg. Karl Zimmermann 
CDU: Nicht Ihren Antrag, sondern den Vorschlag von 

Hessen!)

– Das wäre aber ziemlich fürchterlich, gell? – Jedenfalls wur-
de das einstimmig beschlossen. Nehmen Sie das zur Kennt-
nis. Daran waren alle politischen Farben beteiligt. 

Hessen hat schon angekündigt, dass sie ein solches Konzes-
sionssystem machen wollen; ich habe es erwähnt: In Hessen 
regiert Schwarz-Grün. Bereits praktiziert wird das Konzessi-
onssystem in Schleswig-Holstein; da regiert Rot-Grün. 

Schleswig-Holstein ist übrigens zur Stunde das einzige Land 
mit einem regulierten Sportwettenangebot. Wissen Sie, Herr 
Innenminister, was überall sonst stattfindet? Das freie Spiel 
der Kräfte. Da ist kein Schutz möglich. Das ist genau das, was 
Sie kritisiert haben. Das wollen wir abschaffen. Wie kann man 
jemanden so missverstehen? 

Ich muss Ihnen eines sagen: Die Attacken, die von verschie-
denen Seiten kamen, haben mir klargemacht, dass sich die 
Scheinheiligkeit, die in den ganzen Debatten über das Glücks-
spiel steckt, auch in dieser Debatte fortgesetzt hat. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Meine Damen und Her-
ren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des 
Antrags Drucksache 16/40. Der Antrag ist ein reiner Berichts-
antrag und kann für erledigt erklärt werden. – Sie stimmen 
dem zu. 

Damit ist Punkt 3 der Tagesordnung erledigt. 

Wir treten in die Mittagspause ein und setzen die Sitzung um 
14:20 Uhr fort. 

(Unterbrechung der Sitzung: 12:47 Uhr)

*

(Wiederaufnahme der Sitzung: 14:21 Uhr)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Meine Damen und Her-
ren, wir treten wieder in die Sitzung ein.

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde – Drucksache 16/924

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 1 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D r . 
F r i e d r i c h  B u l l i n g e r  F D P / D V P  –  B e -
u r t e i l u n g  d e s  B e g r i f f s  „ b e k ö m m l i c h “ 
a u s  e r n ä h r u n g s p h y s i o l o g i s c h e r  S i c h t 
b e i  B i e r  u n d  W e i n  n a c h  d e m  a k t u e l -
l e n  U r t e i l  d e s  O b e r l a n d e s g e r i c h t s 
( O L G )  S t u t t g a r t  u n d  d a d u r c h  z u  b e -
f ü r c h t e n d e  W e t t b e w e r b s n a c h t e i l e  f ü r 
d i e  h e i m i s c h e n  E r z e u g e r

Bitte schön, Herr Abg. Dr. Bullinger.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir 
zwei kleine Vorbemerkungen. Zunächst einmal: Paracelsus 
von Hohenheim sagte sinngemäß: „Die Dosis macht’s.“ Zwei-
tens: Bier und Wein in Maßen genossen sind bekömmlich und 
gehören zur Esskultur. Wenn die EU und der EuGH das an-
ders sehen, stellen sie aus meiner Sicht einmal mehr ihre Welt-
fremdheit unter Beweis.

(Beifall des Abg. Nico Weinmann FDP/DVP)

Ich frage die Landesregierung: 

a) Wie beurteilt die Landesregierung aus ernährungsphysio-
logischer Sicht den Terminus „bekömmlich“ im Zusam-
menhang mit dem aktuellen Urteil des OLG Stuttgart und 
der einschlägigen EU-Health-Claims-Verordnung für die 
Lebensmittel Bier und Wein?

b) Welche Möglichkeiten sieht die Landesregierung, die hei-
mischen Brauer und Winzer zu unterstützen, um beispiels-
weise durch Aufklärung über die seit Jahrhunderten zum 
heimischen Kulturgut zählenden Qualitätserzeugnisse Bier 
und Wein Verbraucher zu informieren, damit dem durch 
das Urteil und die damit verbundene mediale Berichterstat-
tung entstandenen Imageschaden sowie zukünftig zu be-
fürchtenden Wettbewerbsnachteilen für die betroffenen Be-
rufsgruppen entgegengewirkt wird?

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Vielen Dank, Herr Abge-
ordneter. – Ich darf für die Landesregierung Herrn Minister 
Hauk an das Rednerpult bitten.

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Herr Präsident! Namens der Landesregierung 
beantworte ich die Mündliche Anfrage des Kollegen Dr. Fried-
rich Bullinger wie folgt:
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Zur Frage a: Im Zusammenhang mit dem Urteil des OLG 
Stuttgart zur Verwendung der Auslobung „bekömmlich“ ist 
die ernährungsphysiologische Sicht nicht relevant. 

(Vereinzelt Heiterkeit – Abg. Dr. Friedrich Bullinger 
FDP/DVP: Die Antwort wollte ich so! Danke!)

Leider. Das ist keine Festlegung des Landesgesetzgebers oder 
gar der Exekutive, sondern der Europäischen Kommission, 
weil die bestimmt hat, dass bereits ein Alkoholgehalt von 
mehr als 1,2 Volumenprozent nach der EU-Health-Claims-
Verordnung ein Ausschlusskriterium für die Verwendung die-
ses Begriffs darstellt. Das OLG hat entschieden, dass auch das 
Wort „bekömmlich“ in diese Begriffsreihung fällt. 

Zur Frage b, der Frage, welche Möglichkeit die Landesregie-
rung zur Unterstützung der heimischen Brauer und Winzer 
sieht: Die Lebensmittelüberwachung in Baden-Württemberg 
hat nach Inkrafttreten der EU-Health-Claims-Verordnung im 
Jahr 2006 Lebensmittelunternehmen dahin gehend beraten, 
dass die Verwendung gesundheitsbezogener Aussagen auf Le-
bensmitteln mit einem Alkoholgehalt von mehr als 1,2 Volu-
menprozent nicht mehr zulässig ist. Auch hatte der Europäi-
sche Gerichtshof bereits im Jahr 2012 festgestellt, dass die 
Angabe „bekömmlich“ auf Wein eine unzulässige gesund-
heitsbezogene Angabe darstellt. – Das hätte übrigens auch die 
Brauerei wissen können, wenn sie sich erkundigt hätte.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Eben! Daraus muss man 
keinen Staatsakt machen!)

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, ein solches 
Urteil herbeizuzwingen ist ja auch ein Marketingeffekt, der 
nicht gänzlich zu unterschätzen ist.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Aus Sicht der Landesregierung stehen den Brauereien in Ba-
den-Württemberg zahlreiche Möglichkeiten zur Verfügung, 
ihre Produkte rechtskonform zu kennzeichnen und zu ver-
markten, gerade im Hinblick auf die stetig steigende Popula-
rität regionaler Produkte und die damit verbundene Möglich-
keit der Auslobung regionaler Rohstoffe. 

Da die EU-Health-Claims-Verordnung EU-weit gilt, ist für 
Unternehmen in Baden-Württemberg kein einseitiger Wettbe-
werbsnachteil erkennbar, dem abgeholfen werden müsste. Die 
Urteilsfindung in den nationalen Gerichten, aber auch auf eu-
ropäischer Ebene, ist relativ einheitlich. 

(Zuruf: Sehr gut!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine Zusatzfrage, zunächst 
Herr Kollege Dr. Bullinger als Fragesteller.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herr Minister, vie-
len Dank. Sie haben sicherlich vollumfänglich juristisch kor-
rekt und nach dem Terminus der Juristen geantwortet, aber die 
Frage nicht beantwortet, die ich Ihnen gestellt habe.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Ich habe gefragt: Wie beurteilt die Landesregierung aus er-
nährungsphysiologischer Sicht den Terminus „bekömmlich“? 
Das hätte ich gern gewusst, und vor allem hätte ich gern eine 
Bestätigung, dass diese Kulturgüter Bier und Wein in Maßen 

genossen sehr wohl bekömmlich sind, unabhängig von dem 
Rechtsterminus der Juristen und der Festlegung der vorge-
nannten Gerichte.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Das ist sehr pauschal! Das 
ist bestimmt nicht für alle bekömmlich!)

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Sehr verehrter Kollege Bullinger, vielen Dank 
für den Hinweis. Wir haben nur versucht, eine Rechtsklarheit 
oder Klärung über die Hintergründe des Urteils zu schaffen. 
Mir ist natürlich schon bewusst, dass die Landesregierung 
wohl omnipotent ist

(Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD) 

und deshalb natürlich auch die grammatikalischen und die 
wortbedeutsamen Wirkungsweisen noch hätte ergründen kön-
nen. Sie dürfen versichert sein, dass wir dieses Vorhaben ge-
meinsam mit der Kultusministerin angehen werden, um auch 
aus ernährungsphysiologischer Sicht

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Nicht psy-
chologisch, sondern physiologisch!)

– physiologischer Sicht – geeignete Worte zur Umschreibung 
von Sachverhalten zu finden, die dem Urteil und den Vor-
schriften der EU-Health-Claims-Verordnung nicht zuwider-
laufen. 

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der AfD 
und der FDP/DVP – Zuruf von der CDU: Sehr gut! 
– Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Vielen 

Dank!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine weitere Zusatzfrage, 
Kollege Katzenstein.

(Abg. Hermann Katzenstein GRÜNE: Hat sich erle-
digt!)

– Hat sich erledigt. – Dann eine weitere Zusatzfrage, Kollege 
Dr. Fiechtner.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Herr Minister, sehen Sie 
dies auch als Beispiel dafür, dass wir unser Verhältnis zur EU 
grundlegend überdenken müssen, 

(Vereinzelt Heiterkeit)

wenn sogar einzelne Begrifflichkeiten derartige Probleme auf-
werfen und hier offensichtlich eine Reglementierung aus 
Brüssel greifen kann?

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: War das 
jetzt eine psychologische Frage?)

Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Peter Hauk: Herr Kollege Fiechtner, ich meine, es gibt ein 
klares Rechtsregime in einer Demokratie. Jetzt leben wir ja 
unzweifelhaft auch in einer deutschen Demokratie, die wir al-
le über Jahrzehnte und über Jahrhunderte herbeigesehnt ha-
ben und nach dem Zweiten Weltkrieg erstmals in der deut-
schen Geschichte auch dauerhaft herbeigeführt haben.

Es war uns immer wichtig, dass wir auch eine europäische Ei-
nigung zumindest in unserem Kulturkreis, nämlich dem des 
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christlichen Abendlands, herbeiführen. Das ist uns, glaube ich, 
durch die Römischen Verträge 1957 und die nachfolgenden 
Verträge, die zum Teil mit Erweiterungen und zum Teil mit 
Spezifikationen in der Frage der Kompetenzen verbunden wa-
ren, am Ende ja auch gelungen. Ich glaube, dass spätestens 
mit der Stärkung des Europäischen Parlaments, mit den letz-
ten Verträgen auch die Demokratisierung der Exekutive und 
das Verhältnis und die Balance zwischen Exekutive, Legisla-
tive und der zweiten Kammer, nämlich dem Europäischen Rat, 
zugunsten einer grundlegenden Demokratisierung der Euro-
päischen Union verbessert wurden.

Nachdem sich Ihre Partei ja auch an den Wahlen zu diesem 
Parlament beteiligt hat, nehme ich einmal an, dass Sie sich 
auch darin repräsentiert fühlen. Wir tun es jedenfalls. Wir sind 
nicht mit allen Einzelheiten einverstanden, aber das bin ich 
auch nicht mit der Bundesregierung etc.; das liegt in der Na-
tur der Sache. Aber deshalb das Grundlegende infrage stellen 
zu wollen, das würde ich nicht wagen. Ich würde auch Ihnen 
raten, nicht vom Einzelfall abgeleitet gleich die grundlegen-
de Frage zu stellen.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der SPD und der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Ist die Mündliche Anfra-
ge damit erledigt oder gibt es noch Zusatzfragen? – Keine Zu-
satzfragen. Damit ist die Behandlung der Mündlichen Anfra-
ge unter Ziffer 1 beendet. – Vielen Dank, Herr Minister.

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 2 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  D r . 
F r i e d r i c h  B u l l i n g e r  F D P / D V P  –  V e r -
k e h r s s i t u a t i o n  u n d  S t r a ß e n i n f r a -
s t r u k t u r  i n  F r e u d e n b e r g  a m  M a i n

Bitte, Herr Abg. Dr. Bullinger.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herr Präsident! Ich 
frage die Landesregierung:

a) Welche verkehrspolitische Bedeutung hinsichtlich der 
Schließung eines bereits seit Jahren existierenden verkehr-
lichen Nadelöhrs misst die Landesregierung einem zeitnah 
gemeinsam mit der Bayerischen Staatsregierung zu reali-
sierenden Bau einer neuen Mainbrücke im Bereich der 
Stadt Freudenberg bei?

b) Wie beurteilt sie den bereits vor Jahren geplanten Ausbau 
der L 2310 im Bereich Tremhof/Prozelten–Fahr/Rosen-
mühle, insbesondere vor dem Hintergrund eines im Zuge 
dieser Maßnahme als Kombinationslösung zu planenden 
Radweglückenschlusses auf dem entsprechenden Strecken-
abschnitt?

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Vielen Dank, Herr Abg. 
Dr. Bullinger. – Zur Beantwortung darf ich für die Landesre-
gierung Herrn Minister Winfried Hermann ans Rednerpult bit-
ten.

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 
Bullinger, die Landesregierung beantwortet Ihre Frage gern, 
denn uns ist die verkehrliche Problematik in Freudenberg auf 

der baden-württembergischen Seite, aber auch in Collenberg-
Kirschfurt auf der bayerischen Seite wohl bewusst. Ich habe 
dieses Thema als Erbe übernommen. Das ist also nicht erst 
jetzt ein Verkehrsbelastungsproblem, sondern es ist seit Jah-
ren eine belastete Ortsdurchfahrt, von der wir Kenntnis ha-
ben, sowohl auf der baden-württembergischen Seite als auch 
auf der bayerischen Seite. Deshalb gab es immer wieder Ab-
stimmungen zwischen Baden-Württemberg und Bayern.

Die Landesregierung von Baden-Württemberg hat zur Entlas-
tung der Ortsdurchfahrt auf der baden-württembergischen Sei-
te, auch auf Wunsch der Gemeinde, eine Ortsumfahrung ge-
plant, die zu einer Tunnellösung geführt hat. Diese Tunnellö-
sung verursacht Kosten von mindestens 45 Millionen € und 
wäre damit ein Großprojekt. So wurde es nach dem General-
verkehrsplan und von uns eingestuft. 

Das Problem ist, dass wir momentan keine Mittel für Groß-
projekte zur Verfügung haben, weil derzeit viele Sanierungs- 
und Erhaltungsmaßnahmen sowie kleinere Neubaumaßnah-
men laufen, deren Volumina geringer als diese hohen Sum-
men sind; diesen haben wir momentan den Vorzug gegeben.

In der Zwischenzeit denkt man aber über neue Lösungen nach. 
Wenn wir eine zweite Brücke bauen würden, könnten wir uns 
den Tunnel auf der baden-württembergischen Seite ersparen

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Richtig!)

und auf der bayerischen Seite eine kostengünstigere Lösung 
ermöglichen. Dem ist die bayerische Seite grundsätzlich nicht 
abgeneigt.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das ist der 
andere Herrmann! – Abg. Winfried Mack CDU: Ja!)

Der Kollege Herrmann – mit zwei r – findet diese Lösung auch 
nicht schlecht. Ich habe bereits mit dem Landrat gesprochen. 
Dieser kann sich diese Lösung ebenfalls vorstellen. Klar ist, 
dass wir dann gemeinsam handeln. Der Kollege Herrmann hat 
mir dann allerdings gesagt, er könne sich dies gut vorstellen, 
aber er mache nichts, ohne einen Konsens in der Region zu 
haben. Diesen hat er noch nicht. Diese Gespräche laufen noch. 
Erst wenn klar ist, dass man auch auf bayerischer Seite diese 
Alternative als gut für beide Seiten ansieht, dann setzen wir 
diese um.

Ich persönlich hoffe, dass es klappt. Denn was haben die Men-
schen diesseits und jenseits des Mains davon, dass wir zwar 
eine gute Lösung haben, diese aber nicht realisieren? Neben 
der kostengünstigeren Lösung hätte die zweite Brücke noch 
einen weiteren Nutzen: Sie hilft verkehrlich auch in sonstiger 
Weise. Somit wäre dies sicherlich die kostengünstigere und 
bessere Lösung.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Vielen Dank, Herr Minis-
ter.

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Ich möchte gleich 
die zweite Frage beantworten.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Gut, jawohl.

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Hier geht es um 
die Landesstraße 2310 zwischen Tremhof und Rosenmühle. 
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Auch hier muss man sagen, dass uns schon lange bekannt ist, 
dass hier ein Problem vorliegt und dieses gelöst werden muss 
und dass der Radweg, der hier entlangläuft, eine Lücke auf-
weist. Diese Lücke ärgert uns, und wir würden sie gern schlie-
ßen. 

Insofern kann ich sagen: Auch diese Projekte sind der Lan-
desregierung wichtig, die Straße wie der Radweg. Wir sehen 
sie auch als dringlich an und haben sie auch dementsprechend 
bewertet. Diese Landesstraße ist in unserer – wie Sie wissen 
– sachlichen und fachlichen Bewertung der vielen Projekte 
des Landes relativ weit vorn und hat eine gute Chance auf Re-
alisierung.

Warum ist sie noch nicht realisiert? Das hat Gründe. Diese 
Straße ist in einem Bereich, in dem sich eine Kiesgrube be-
findet. Der Betreiber dieser Kiesgrube ist während der Pla-
nung auf das Land zugekommen und hat gesagt, er hätte gern, 
dass die Straße verlegt wird; denn er möchte seine Kiesgrube 
in diesem Bereich

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Ausbauen!)

ausbauen. Dem hat sich die Landesregierung nicht verschlos-
sen, mit der Ansage: „Wenn ihr das verlegt haben wollt, schön 
und gut, aber dann müsst ihr euch auch an den Kosten betei-
ligen.“ Das hat der Unternehmer auch prinzipiell akzeptiert. 
Momentan gibt es Verhandlungen über einen Vertrag, im Rah-
men dessen geregelt werden soll, welchen Betrag der Unter-
nehmer übernehmen soll. Solange diese Verhandlungen nicht 
abgeschlossen sind, können wir nicht weitermachen.

Sie sehen schon, wir sind dran, wollen es vorantreiben und 
wollen nicht bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag den Lücken-
schluss vermeiden. Im Gegenteil: Wir wollen so schnell wie 
möglich die Straße bauen und auch so schnell wie möglich 
den entsprechenden Radweg realisieren, damit diese ärgerli-
che Lücke geschlossen wird.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine Zusatzfrage, Kolle-
ge Dr. Bullinger.

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herr Minister, vie-
len Dank für die Auskunft. Sie haben gesagt, dass die Tunnel-
variante rund 45 Millionen € koste. Die andere Variante wä-
re, in Zusammenarbeit mit der bayerischen Seite, preisgüns-
tiger. Kann man hier bereits abschätzen, welche Einsparun-
gen den beiden Ländern bzw. uns dadurch entstehen würden?

Zu Buchstabe b habe ich noch die Nachfrage: Wenn es tat-
sächlich so ist, dass es bei Grundstücksverhandlungen Schwie-
rigkeiten dergestalt gibt, dass man sich dort total verschließt, 
wäre man dann auch bereit, im Notfall Richtung Enteignung 
zu gehen, um diesem großen Anliegen gerecht zu werden?

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Minister, bitte.

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Die erste Frage 
kann ich nur sehr pauschal beantworten, weil die neuen Plä-
ne noch nicht ganz genau sind. In der Summe wäre es deut-
lich kostengünstiger. Allerdings muss man sagen: Baden-
Württemberg würde am meisten sparen.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das ist der 
Hubschraubereffekt!)

Wir würden uns zur Hälfte an der Brücke beteiligen, weil die-
se grenzüberschreitend ist. Die Umgehungsstraße müsste dann 
vom Land Bayern gebaut werden. Insofern wäre dies eine ge-
schickte Nummer für Baden-Württemberg. Aber das merken 
die Bayern auch; blöd sind sie ja auch nicht.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Den Trick 
haben wir schon beim Rettungshubschrauber ge-

macht!)

In der Summe wäre es sachgerecht, die kostengünstigere Lö-
sung zu suchen. Nun wissen wir auch, dass die Bayern genü-
gend Geld haben. Vielleicht ist es auch möglich, dass sie es 
im eigenen Interesse realisieren.

Zur zweiten Frage: Eine Enteignung steht eigentlich momen-
tan gar nicht an, weil der Unternehmer signalisiert hat, er un-
terstütze dieses Vorhaben und er mache mit uns einen Vertrag. 
Deswegen muss man hier nicht mit Enteignung drohen.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Okay, dan-
ke!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine Zusatzfrage, Kolle-
ge Katzenstein.

Abg. Hermann Katzenstein GRÜNE: Zu Buchstabe a: Orts-
umfahrung Freudenberg. Ortsumfahrungen machen manch-
mal Sinn, manchmal sind sie unsinnig. Hier sind wir uns si-
cherlich alle einig, dass sie voraussichtlich sehr sinnvoll ist. 
Es ist eine sehr enge Ortsdurchfahrt in Freudenberg. Die Lan-
desregierung hat in der letzten Legislaturperiode einen objek-
tiven Kriterienkatalog erarbeitet, um genau solche Situatio-
nen nachprüfbar zu machen. Sind diese Kriterien hier in die-
sem Fall bereits auf beide Varianten – Tunnel respektive Brü-
cke – angewendet worden, und wie ist gegebenenfalls das Er-
gebnis?

Zum Themenkomplex 2: Im Maintalradweg klafft im Bereich 
Freudenberg eine Lücke von etwa 4 km; beim Tremhof sind 
es etwa 1,3 km, die andere Lücke von 2,7 km ist direkt be-
nachbart.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Frage!)

Nach meiner Kenntnis wurde eine Machbarkeitsstudie für die-
sen Radweg zwischen dem Gewann Wels und Rosenmühle 
erstellt. Liegen die Ergebnisse bereits vor? Wenn ja, wie se-
hen diese aus?

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Minister, bitte.

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Zu Punkt 1: Wir 
haben alle Maßnahmen nach den Kriterien beurteilt und erar-
beitet. Wir haben am Ende jedoch Großprojekte anders behan-
delt als die kleinen Projekte, weil diese eine separate Finan-
zierung benötigen. Angewendet wurde es aber für alle Projek-
te.

Zum Gutachten über den Radweg kann ich Ihnen nicht sagen, 
wie hier der letzte Stand ist. Das müsste ich schriftlich nach-
reichen.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Gibt es weitere Zusatzfra-
gen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist die Anfrage unter Zif-
fer 2 beantwortet. – Vielen Dank, Herr Minister.



 813

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 17. Sitzung – Donnerstag, 10. November 2016
(Stellv. Präsident Wilfried Klenk)

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 3 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  A n t o n 
B a r o n  A f D  –  A b b a u  k l e i n e r  K r a n k e n -
h ä u s e r  i m  l ä n d l i c h e n  R a u m

Bitte schön, Herr Abg. Baron.

Abg. Anton Baron AfD: Vielen Dank. – Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren, werte Kollegen 
Abgeordnete! Bei mir im Wahlkreis Hohenlohe treibt die 
Menschen derzeit ein Thema um – bzw. treibt sie in Teilen 
auch auf die Straße –, und das ist der weitestgehende Abbau 
von Betten am Künzelsauer Krankenhaus bis hin zur Schlie-
ßung des stationären Bereichs sowie zum Ausbau des Öhrin-
ger Standorts. In Künzelsau gibt es, wenn es beim derzeit Be-
schlossenen bleibt, künftig keinen stationären Operationsbe-
trieb mehr. Nur noch ambulante Operationen sollen in Zukunft 
ausgeführt werden, größtenteils von den dort tätigen Beleg-
ärzten. Notaufnahme, Intensivstation und Zentrallabor wer-
den nach Öhringen verlagert, wo künftig der komplette Ope-
rationsbereich angesiedelt ist. 

Die medizinische Grundversorgung in der Fläche im ländli-
chen Raum steht damit akut zur Disposition, was auch Aus-
wirkungen auf die gesamte – –

(Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Kollege, ich darf Sie 
darauf hinweisen, dass in der Fragestunde Fragen zu stellen 
sind; es sind dabei keine Wertungen oder Feststellungen zu 
treffen. Ich bitte Sie daher, Ihre Frage zu formulieren, und 
dann bitte ich die Regierung, diese zu beantworten. 

(Zuruf: Das ist keine Regierungsbefragung!)

Abg. Anton Baron AfD: Dann komme ich halt zur Frage. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sie müssen 
nicht alles von mir nachmachen!)

– Natürlich, ja. Ich habe bei Herrn Bullinger abgeschaut, und 
dann habe ich gedacht, das könnte ich jetzt auch so machen. 

(Vereinzelt Heiterkeit) 

Die Gesundheit der Menschen darf keine Kostenfrage sein; 
das ist auf jeden Fall klar. 

Deshalb frage ich die Landesregierung: 

a) Liegen der Landesregierung Erhebungen dazu vor, wie 
hoch – in Prozentzahlen ausgedrückt – der Anteil stationär 
aufgenommener Patienten ist, die im Land Baden-Würt-
temberg der Grund- und Regelversorgung bedürfen?

b) Ist es zutreffend, dass es eine wichtige Voraussetzung für 
eine Förderung aus dem Krankenhausstrukturfonds ist, 
Krankenhausstandorte abzubauen (z. B. Künzelsau), dass 
der Bund also mit dem Instrument des Strukturfonds 
Schließungen von Klinikabteilungen oder einzelnen Kli-
nikstandorten ausdrücklich honoriert?

Vielen Dank. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Vielen Dank. – Für die Be-
antwortung der Fragen darf ich das Wort Herrn Sozialminis-
ter Lucha erteilen. 

Minister für Soziales und Integration Manfred Lucha: 
Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Abg. Baron, ich beantwor-
te die Anfrage wie folgt: 

Zur Frage unter Buchstabe a: Die in den früheren Kranken-
hausplanungen vorgenommene Zuweisung von Leistungsstu-
fen wurde mit dem Krankenhausplan 2010 aufgehoben. Inso-
fern werden auch keine Parameter zu den früheren Einteilun-
gen nach Grund- und Regelversorgung erhoben. 

Generell gilt: Die wichtigste Aufgabe der Gesundheitsversor-
gung ist angesichts des demografischen Wandels, eine adäqua-
te und bedarfsgerechte Versorgung von chronisch und mehr-
fach erkrankten Menschen sicherzustellen. Die Zusammenar-
beit von Leistungserbringern sowohl im intersektoralen Be-
reich, also ambulant und stationär, als auch intrasektoral, al-
so hausärzte-, fachärzte-, aber auch regionen- und gebietsüber-
greifend, wird immer wichtiger. 

Sie haben es vielleicht noch nicht verfolgt; die Kolleginnen 
und Kollegen, die schon länger da sind, wissen das: Bereits 
in der letzten Legislaturperiode wurde ein Modellprogramm 
aufgelegt, mit dem in derzeit drei Landkreisen versucht wird, 
Parameter zu entwickeln: Was brauchen wir, um zielgenau zu 
fördern? Denn wir haben eben das Dilemma – das berührt be-
reits Ihre Frage unter Buchstabe b –, dass vor allem kleinere 
Klinikstandorte aus unterschiedlichen Gründen immer weni-
ger leistungsfähig sind, dass sie für das Operieren kein Perso-
nal mehr bekommen, dass sie die Mindestmenge nicht mehr 
erfüllen und dass sie das Problem haben, das ich als „Tante-
Emma-Syndrom“ bezeichnen möchte: Um fünf Minuten vor 
sechs holt man im kleinen Laden noch die Prise Zucker. Ein 
ähnliches Problem haben die kleinen Krankenhäuser; für die 
elektive Versorgung wählt der Patient nämlich vor allem die 
größeren Einheiten. 

Davon abgekoppelt ist natürlich – der Innenminister ist ja ge-
rade hier – unsere Verpflichtung zu einer guten und flächen-
deckenden Notfallversorgung. – Im Übrigen sind die gut aus-
gestatteten Notarztwagen ja heute schon rollende Intensivsta-
tionen, die in der Erstversorgung – denken Sie an Schlagan-
fälle, Stroke Units – genau schauen. Diese gehen sowieso 
nicht in die kleinen Krankenhäuser, wie es sie bislang gibt. 

Insofern ist es ganz richtig, dass es diese Festlegung nicht 
mehr gibt. Denn es muss auf der großen Landkarte geschaut 
werden: Wo ist das richtige Angebot? Daran arbeiten wir. Wir 
haben dabei in der Landesgesundheitskonferenz für sektoren-
übergreifende und intersektorale Arbeit gute Aufschläge ge-
macht. 

Ich möchte nun Ihre Frage unter Buchstabe b beantworten, 
die Frage zum Strukturfonds: Der Strukturfonds des Bundes 
knüpft sich an den Abbau von Betten, an Zusammenlegung 
und Effizienzsteigerung von Strukturen. Es ist in der Tat so, 
dass Teile von Krankenhäusern oder auch ganze Krankenhäu-
ser zu schließen sind, wenn man diese Strukturfondsmittel ha-
ben will. Der Hintergrund ist, Versorgungskapazitäten so zu 
bündeln, dass leistungsfähige Krankenhäuser entstehen. 
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Wir können jetzt nicht die alte Debatte führen, die wir seit fünf 
Jahren geführt haben in den Fragen: Ist der Landesbasisfall-
wert zu niedrig? Gibt das Land zu wenig Investitionskosten-
zuschuss? Ich glaube, wir sind uns einig, dass wir – übrigens 
gemeinsam, alle Sozial- und Gesundheitspolitiker – in den 
letzten fünf Jahren ordentlich aufgeholt haben. Mit einer mei-
ner Vorgängerinnen, Frau Altpeter, haben wir hier eine her-
vorragende Zusammenarbeit gehabt. 

Es ist in der Tat so: Das Land Baden-Württemberg erhält nach 
dem Königsteiner Schlüssel 63,72 Millionen € für die Umset-
zung des Strukturfonds. Wir sind in der Lage, diese Mittel ko-
zufinanzieren; wir müssen diese Mittel erbringen. Wir haben 
gemeinsam mit den Klinikträgern, die Anträge stellen – und 
die von Ihnen genannten sind dabei – – Die haben dieses Kon-
zept vorgelegt. Es ist die Entscheidung der Klinikträger; es ist 
nicht unsere Entscheidung, sich hieran zu beteiligen. Aber die 
Klinikträger haben für sich, aus eigenen gesundheits- und be-
triebswirtschaftlichen Überlegungen, diesen Weg gewählt. 

Wir gehen nächste Woche in das Spitzengespräch mit den 
Krankenkassen und werden denen die Liste für die 63,72 Mil-
lionen € vorlegen. Wie gesagt, wir, das Land, bringen dieses 
Geld. Dies war auch eine Leistung meiner Vorgängerin; das 
muss ich an dieser Stelle ganz eindeutig sagen: Das war eine 
hervorragende Arbeit. Insofern sind wir an diesem Punkt gut 
aufgestellt. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Vielen Dank. – Eine wei-
tere Zusatzfrage, Kollege Baron. 

Abg. Anton Baron AfD: Es gibt ja immer wieder Diskussio-
nen, dass im Umkreis von 20 km die Grundversorgung gesi-
chert werden muss. Wie steht die Landesregierung dazu? Das 
wird ja ständig diskutiert, und ich hätte gern eine wirkliche 
Antwort darauf. 

Minister für Soziales und Integration Manfred Lucha: Das 
ist ein bisschen kompliziert. Ich hatte es schon gesagt: Die Be-
griffe Grundversorgung und Regelversorgung gibt es nicht 
mehr; diese benutzen wir fördertechnisch nicht mehr. Wir fra-
gen: Was brauchen wir als adäquate Versorgung für die Men-
schen? 

Das Wichtigste ist eine funktionierende Erst- und Notfallver-
sorgung: Wenn jemand einen Herzinfarkt hat, wenn schwere 
Traumata bestehen, im Fall von schweren Schlaganfällen, in 
diesen Fällen müssen wir die Erstversorgung optimal gewähr-
leisten. Dabei ist Baden-Württemberg – wir haben ja gestern 
schon debattiert – auf einem sehr guten Weg. Punkt. 

(Zurufe von der AfD)

– Ja, das ist so, liebe Leute. Sie müssen sich einmal die Mess-
kriterien in der Gesamtheit vergegenwärtigen; Sie müssen sich 
einmal die Morbiditätsskalen anschauen. Beschäftigen Sie 
sich mal ein bisschen mit Krankenhäusern! Der Krankenhaus-
wissenschaftler Augurzky sagt zu uns in Baden-Württemberg: 
„Sie haben mit Ihren Krankenhäusern ein Problem: Ihre Be-
völkerung ist zu gesund.“ Also, Gesundheit steht da auch im-
mer für gute Versorgung, für eine gute Sozialstruktur, für gu-
te andere Dinge. Daran arbeiten wir. 

Das heißt, diese Frage stellen wir so nicht, sondern wir fragen 
– da haben Sie natürlich recht –: In welcher Frist ist was zu 

erreichen? Wenn jemand Schulterbeschwerden hat, oder wenn 
er eine chronische Magen-Darm-Entzündung hat und einen 
guten Internisten braucht, was macht er dann? Er surft im In-
ternet und schaut: Wo ist die Spezialklinik? Wo kann ich hin-
gehen? Das ist ja der Punkt. Wir wollen aber flächendeckend 
für alle Bürgerinnen und Bürger die richtigen Angebote. 

Die Krankenhausbehandlung wird in Zukunft immer kürzer 
und immer spezieller. Es sind ein paar Ältere hier. Die alten 
Fußballer wissen es noch: Wenn sie eine Meniskusoperation 
hatten, waren sie sechs Wochen außer Gefecht, 

(Abg. Reinhold Gall SPD: Ich war nur vier Wochen 
außer Gefecht! – Gegenruf des Abg. Dr. Friedrich 
Bullinger FDP/DVP: Du hast ja auch nur Kreisliga B 
gespielt! – Gegenruf des Abg. Reinhold Gall SPD: 

Von wegen!)

heute wird das minimalinvasiv und ambulant gemacht. Wir 
haben da also permanente Veränderungen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Das heißt für uns, die wir für die Krankenhausstruktur verant-
wortlich sind: Das Krankenhaus ist das Speziellste und auch 
Teuerste der Gemeinschaft, auch für die Volkswirtschaft das 
Teuerste, weil es der höchsten Qualifizierung bedarf. Man 
muss aber auch darauf achten, dass man das Richtige an der 
richtigen Stelle macht. Krankenhäuser mit gewissen Betriebs-
größen – ich vermute auch die, über die Sie reden –, erfüllen 
diese Bedingungen nicht. 

Deshalb sind die Träger froh über die getroffenen Maßnah-
men. Dieser Strukturfonds ist ja nicht vom Himmel gefallen, 
sondern beruht auf einer langjährigen Erfahrung, auf die der 
Bund richtig reagiert hat, nämlich ein Angebot zu machen, um 
Strukturen zu schaffen, die für die Patienten wie für die Kli-
nikträger und auch für das Personal dauerhaft lebensfähig 
sind. Man bekommt nämlich bei bestimmten kleinen Klinik-
größen gar nicht mehr das entsprechende Fachpersonal, weil 
entweder die ärztliche Weiterbildung nicht möglich ist oder 
andere Kriterien nicht zutreffen. Insofern sind wir immer da-
bei, auch dort das Richtige zu tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der CDU)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Kollege Palka.

Abg. Thomas Axel Palka AfD: Herr Minister, folgende Zu-
satzfrage: Sie sagten vorhin, 63,72 Millionen € umfasst der 
Strukturfonds. Kann man herunterbrechen, wie viel für jedes 
kleine Krankenhaus übrig bleibt? Das war bei uns im Kreis-
tag der Streitpunkt. Bei uns gibt es nämlich zwei kleine Kran-
kenhäuser, und wenn dann bloß 2 Millionen € für das Haus 
übrig bleiben, dann stimmt die Zahl irgendwo nicht. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das ist doch 
keine Gießkanne!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Minister, bitte.

Minister für Soziales und Integration Manfred Lucha: Ich 
bedanke mich bei Abg. Dr. Bullinger für den Hinweis: Das 
läuft nicht nach dem Gießkannenprinzip. Das sind ganz kon-
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krete fachabteilungsbezogene Maßnahmen, die entsprechend 
den allgemein gültigen Fördergrundsätzen konzipiert umge-
setzt werden. Anrechnungsfähig ist das, was der Träger selbst 
bringt, und das, was wir über die Krankenhausförderung fi-
nanzieren können, jedoch mit dem Effekt, dass diese 63,72 
Millionen € nicht der Träger erbringen muss, sondern statt-
dessen der Bund erbringt. Das ist der große Vorteil. Deshalb 
hat der Krankenhausträger ein Interesse, das zu tun. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine zweite Zusatzfrage 
des Kollegen Baron.

Abg. Anton Baron AfD: Vielen Dank für Ihre Ausführungen. 
Trotzdem muss ich noch einmal nachfragen. Natürlich sind 
die Krankenhausträger froh, sie schauen auf die Kosten. Aber 
mir geht es prinzipiell um die Bürger. Die Bürger müssen doch 
wissen, in welchem Umkreis ungefähr sich das nächste Kran-
kenhaus befindet, wo sie in einer Notsituation hinkommen. 
Sieht die Landesregierung einen bestimmten Umkreis vor, in-
nerhalb dessen sich die Krankenhäuser befinden sollen?

Minister für Soziales und Integration Manfred Lucha: Es 
gibt keinen bestimmten Umkreis, aber wir haben ja historisch 
gewachsen vergleichsweise viele Krankenhäuser. Denken Sie 
nur an andere Landstriche. Wir haben nicht so viele wie Nord-
rhein-Westfalen, aber wir haben im Prinzip eine Struktur, bei 
der Klinikstandorte – so auch in den letzten Jahren – immer 
wieder zusammengefasst worden sind. Dieser Trend wird auch 
noch weitergehen. Trotzdem müssen wir uns wirklich davon 
verabschieden – selbst bei einem hohen Hilfebedarf und ei-
nem intensiven Behandlungsbedarf –, dass das ausschließlich 
immer nur im stationären Leistungsspektrum stattfindet. 

Was die Menschen wirklich kümmert, wird an folgendem Bei-
spiel deutlich: Im Landkreis Ravensburg, aus dem ich kom-
me, haben wir zwei kleine Klinikstandorte geschlossen; ich 
weiß, worüber ich rede. Dort habe ich persönlich sehr viel Re-
de und Antwort gestanden, aber die Kliniken hatten keine 
Chance mehr gehabt, waren einfach nicht tragbar, auch nicht 
finanziell. Wenn eine kommunale Körperschaft jedes Jahr 10 
bis 15 Millionen € für den Betriebsabmangel bezahlt, dann ist 
irgendwann die Messe gelesen. 

Wichtig ist: Wir achten darauf, dass wir, wenn die Menschen 
akut etwas haben – einen Blinddarmdurchbruch, einen Herz-
infarkt, einen Schlaganfall oder bei einem Polytrauma –, die 
richtigen Hilfen schnell organisieren. Da ist die Erstbehand-
lung das A und O. Der Patient geht dann dorthin, wo er im 
nächsten Schritt nach der Erstdiagnose am besten behandelt 
wird. Das, was elektiv gemacht wird und bisher Krankenhaus-
arbeit war, das wird künftig noch stärker ambulant behandelt 
werden. Es werden hoch spezialisierte Kliniken übrig bleiben, 
auch wenn diese gar nicht so groß sind. 

Was uns angeht – das müssen wir auch einmal im Ausschuss 
diskutieren, wenn wir die Modellergebnisse präsentieren wer-
den –, müssen wir natürlich zwischen Krankenhaus, Reha und 
ambulanter Versorgung, auch Leistungen der Pflegekasse un-
terscheiden. Da wird es in Zukunft auch noch zu gewissen 
Zwischenformen kommen. Wir reden auch heute schon bei 
der intersektoralen und multidisziplinären Versorgung darü-
ber, dass es mal wieder einen Puffer geben wird. Daran arbei-
ten wir; da muss das Leistungsrecht mitmachen. Wir, das 

Land, unterstützen gemeinsam mit den Gesundheits- und So-
zialpolitikern aller Fraktionen natürlich solche Überlegungen, 
weil das Bedürfnis der Menschen nach Sicherheit und nach 
Gesundheit wichtig ist, und das nehmen wir auch ernst. Das 
steht bei uns in der Agenda ganz vorn. 

Insofern ist der Weg, den wir bestreiten, im Moment sehr so-
lide und beruht auch auf sehr viel Akribie der Krankenhaus-
träger vor Ort. Alle haben einen guten Job gemacht. Ich muss 
die alle mal richtig loben. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Ist die Mündliche Anfra-
ge damit erledigt, oder gibt es noch Zusatzfragen? – Herr Kol-
lege Baron, Sie können keine Zusatzfrage mehr stellen; Sie 
haben schon zwei gestellt. Es sind nur zwei Zusatzfragen je 
Abgeordneten zulässig. 

Hat sonst noch jemand eine Frage? – Wenn das nicht der Fall 
ist, dann ist die Behandlung der Mündlichen Anfrage unter 
Ziffer 3 – – Wer hat sich noch gemeldet? – Niemand. Ich 
möchte nichts Falsches sagen. 

Damit ist die Behandlung der Mündlichen Anfrage unter Zif-
fer 3 beendet. Ich bedanke mich beim Herrn Minister für So-
ziales und Integration für die Beantwortung. 

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 4 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  M a n u e l 
H a g e l  C D U  –  R ü c k k e h r  v o n  F l ü c h t -
l i n g e n  i n  d a s  F l u c h t l a n d

(Abg. Anton Baron AfD: Das ist ja fast populistisch!)

Bitte schön, Herr Abg. Hagel.

Abg. Manuel Hagel CDU: Sehr geehrter Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Aus aktuellem Anlass, dass 
Flüchtlinge in ihrem Herkunftsland Urlaub machen und da-
nach wieder als Flüchtlinge bei uns einreisen, frage ich die 
Landesregierung: 

a) Wie viele Fälle sind der Landesregierung bekannt, in de-
nen Asylberechtigte zu Urlaubszwecken in das Land zu-
rückkehren, aus dem sie offiziell geflüchtet sind?

b) Plant die Landesregierung Schritte und gegebenenfalls wel-
che, um diese Unterhöhlung des Asyl- und Flüchtlingssta-
tus zu unterbinden?

Vielen Dank.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das hättest 
du vielleicht TUI fragen sollen!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Landesregierung 
darf ich Herrn Minister Strobl ans Rednerpult bitten.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Herr Abg. Hagel, jeder, der vor Krieg, vor Ver-
folgung oder vor Vertreibung aus seiner Heimat fliehen muss, 
genießt bei uns Schutz und muss ihn auch bekommen. Wer al-
lerdings als Flüchtling dann in seiner Heimat Urlaub ver-
bringt, legt den Schluss nahe, dass er weder Verfolgung noch 
Bedrohung ausgesetzt ist. Dass jemand aus seiner Heimat vor 
Gewalt oder Vergewaltigung flüchten muss und dann gleich-
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sam zu Urlaubszwecken freiwillig wieder dahin zurückkehrt, 
das können Sie schwer nachvollziehen

(Abg. Nicole Razavi CDU: Gar nicht!)

und das kann auch ich schwer nachvollziehen. Ich glaube, dass 
auch die Bevölkerung dafür wenig Verständnis hat. 

Sie haben gefragt, Herr Abg. Hagel, wie viele Fälle der Lan-
desregierung bekannt sind. Die Ausländerbehörden berichten 
in unterschiedlichem Ausmaß von solchen ihnen bekannt ge-
wordenen Fällen. Eine exakte Quantifizierung ist allerdings 
nicht möglich, da keine Statistik geführt wird. Freilich ist da-
von auszugehen, dass es eine sehr hohe Anzahl, eine sehr ho-
he Dunkelziffer von Fällen gibt, die den Ausländerbehörden 
gar nicht bekannt sind. 

Der zweite Teil Ihrer Frage geht in die Richtung: Was tut die 
Landesregierung? Zunächst: Die Rechtslage ist unbefriedi-
gend. Die Anerkennung als Asylberechtigter und die Zuerken-
nung der Flüchtlingseigenschaft erlöschen nach derzeitiger 
Rechtslage nur, wenn sich der Flüchtling in seinem Heimat-
land niederlässt, das heißt, wenn er dauerhaft oder für eine ge-
wisse Zeit, also eine längere Zeit, dorthin zurückkehrt. Um 
den Schutzstatus widerrufen zu können, muss es sich in der 
Regel ebenfalls um einen länger andauernden Aufenthalt han-
deln. Derzeit gibt es also keine befriedigende Handhabe, aus 
Urlaubsreisen von anerkannten Schutzberechtigten in ihre 
Heimatländer ausländerrechtliche Konsequenzen zu ziehen. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP schüttelt den 
Kopf.)

Deswegen habe ich, gleich nachdem solche Fälle bekannt ge-
worden sind, dem Bundesminister des Innern in einem Schrei-
ben vorgeschlagen, im Zuge der aktuellen Gesetzesänderung 
zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht die Vorschrif-
ten zum Erlöschen bzw. Widerruf des Schutzstatus sowie zur 
Herausgabe von Pässen im Asylgesetz zu ändern. 

(Beifall bei der AfD)

Ein denkbarer Lösungsansatz wäre die Änderung der Vor-
schriften über das Erlöschen bzw. den Widerruf des Schutz-
status im Asylgesetz. Hier käme in Betracht, bereits einen vo-
rübergehenden Aufenthalt im Heimatstaat für das Erlöschen 
und den Widerruf des Schutzstatus ausreichen zu lassen.

Als eine weitere Möglichkeit sollte eine Anpassung der Pass-
vorschriften im Asylgesetz in Betracht gezogen werden, um 
eine Ausreise der betreffenden Personen zu Urlaubszwecken 
in das Herkunftsland, aus dem sie geflüchtet sind, zu erschwe-
ren. Derzeit sind Pässe nach der vorübergehenden Verwah-
rung während des Asylverfahrens den Betroffenen wieder aus-
zuhändigen, wenn sie für die weitere Durchführung des Asyl-
verfahrens oder für aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht 
mehr benötigt werden. Die Schutzberechtigten nutzen dann 
ihre nationalen Pässe, um in ihre Heimatländer zu reisen, da 
bei deutschen Passersatzpapieren die Verfolgerstaaten vom 
Geltungsbereich ausgenommen sind.

Es erscheint daher sachgerecht, die Pässe im Regelfall erst 
dann wieder auszuhändigen, wenn der Schutzstatus nicht mehr 
besteht. Dann dürfen Flüchtlinge nicht nur wieder in ihre Hei-
mat zurückreisen, sondern dann sollen sie ja in ihre Heimat 

zurückkehren, und das nicht nur zu Urlaubszwecken, sondern 
dauerhaft.

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Vielen Dank. – Eine Zu-
satzfrage, Kollege Hagel.

Abg. Manuel Hagel CDU: Herr Minister, vielen Dank. – Ver-
stehe ich Sie richtig, dass die Botschaft des Tages lautet?: Wir 
dulden keinen Asyltourismus.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: So ist es, Herr Abgeordneter.

(Zurufe)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine Zusatzfrage, Kolle-
ge Dr. Fiechtner.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Herr Minister, der Entzug 
setzt, wie Sie gerade erwähnten, voraus, dass ein längerer Auf-
enthalt im Fluchtland erfolgt. Gibt es Hinweise, wie lang ein 
„längerer Aufenthalt“ ist? Ein Tag, eine Woche? Was bedeu-
tet das?

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Das ist nicht messerscharf zu definieren. Wir ver-
stehen ja beispielsweise unter einer Niederlassungserlaubnis 
– das ist ein deutscher Rechtsbegriff – im Grunde genommen 
ein Daueraufenthaltsrecht. Das heißt, es muss sich um einen 
längeren Zeitraum handeln, jedenfalls nicht um das, was man 
typischerweise unter einer Urlaubsreise versteht. Ich würde 
als grobe Orientierung einmal sagen: Einige Wochen definie-
ren wir als Urlaub. Wenn es einen Zeitraum von mehreren Mo-
naten oder gar von mehreren Jahren überschreitet, kann man 
in diesem Zusammenhang von Niederlassen sprechen.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine Zusatzfrage, Kolle-
gin Böhlen.

Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Herr Minister, Sie sprechen von 
einer hohen Dunkelziffer. Es ist also eine Dunkelziffer, und 
weil es eine Dunkelziffer ist, wissen Sie nicht, wie hoch sie 
ist. Sie sprechen jedoch von einer hohen Dunkelziffer. Wes-
halb gibt es dann einen Regelungsbedarf?

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Es gibt deswegen einen Regelungsbedarf, Frau 
Abgeordnete – – Noch einmal: Wer vor Gewalt, vor Verge-
waltigung flieht, wer am Leben bedroht ist, wer politisch ver-
folgt ist, soll bei uns Schutz und Aufnahme finden, auch ein 
offenes Herz. Es geht aber nicht damit zusammen, dass die-
jenigen, die wir aufnehmen, dann zu Urlaubszwecken – – Al-
so, Frau Abgeordnete, Entschuldigung, ich vermag es einem 
Bürger nur schwer zu erklären, dass jemand, der einen Schutz-
status hat, der ein Flüchtling ist, der aus einem Kriegsgebiet 
kommt, der um Leib und Leben gelaufen ist, Urlaub macht 
und dazu ausgerechnet dahin geht, wo sein Leben bedroht 
oder vermeintlich bedroht ist.

(Abg. Dr. Rainer Balzer AfD tippt sich an die Stirn. 
– Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Grotesk!)

Das ist schlichtweg nicht nachvollziehbar.



 817

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 17. Sitzung – Donnerstag, 10. November 2016
(Minister Thomas Strobl) 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU, der AfD und der 
FDP/DVP sowie der Abg. Dorothea Wehinger GRÜ-
NE – Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das ist gro-
tesk! – Zuruf des Abg. Reinhold Gall SPD – Gegen-
ruf des Abg. Anton Baron AfD: Das kann die SPD 

wieder nicht verstehen!)

Die Ermittlungen meines Hauses haben ergeben, dass es sol-
che Fälle gibt – das steht nun einmal fest; es gibt diese Fälle 
– und dass die Vermutung naheliegt, dass es noch mehr Fälle 
gibt – das ist die Dunkelziffer –, und zwar nicht ganz wenig. 
Diejenigen, die in der Praxis tätig sind, wissen in der Regel 
auch, von was sie sprechen. Deswegen haben wir auch die 
Ausländerbehörden befragt. Das ist keine Erfindung des Mi-
nisteriums.

Aber ich will Ihnen einfach einmal sagen: Unabhängig von 
der Anzahl der Fälle ist so etwas einfach nicht nachvollzieh-
bar. Es ist so, wie Herr Abg. Hagel es dann auch zum Schluss 
ausgeführt hat: Wenn wir die Aufnahmebereitschaft unseres 
Landes für tatsächlich politisch verfolgte, an Leib und Leben 
bedrohte Menschen erhalten wollen, dann kann es nicht sein, 
dass es da so eine Art Tourismus gibt und am Leben bedroh-
te Flüchtlinge zum Urlaubmachen dorthin zurückkehren, wo 
Ihnen die Gefahr droht.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Das ist ein 
Widerspruch in sich!)

– Das ist ein Widerspruch in sich. Danke, Herr Abg. Dr. 
Bullinger. Das ist inkompatibel. Deswegen müssen wir das 
tun, was wir tun können, damit das gar nicht mehr möglich 
ist.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine weitere Zusatzfrage 
der Kollegin Böhlen.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Ist das so schwer zu ver-
stehen?)

Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Sehr geehrter Herr Minister 
Strobl, es ist doch unbenommen, dass solch ein Fall, wie Sie 
ihn jetzt schildern, von niemandem hier gebilligt werden kann.

(Abg. Karl Zimmermann CDU: Frau Kollegin, ich 
verstehe Sie nicht! – Gegenruf des Abg. Dr. Friedrich 
Bullinger FDP/DVP: Herr Kollege Zimmermann, sei-

en Sie doch froh!)

Da sind wir uns doch völlig einig.

Für mich stellt sich – auch in meiner Funktion – die Frage, 
wie hoch die Anzahl derer ist. Das zu erfahren wäre für uns 
sehr wichtig gewesen. Ich bin froh, dass ich aus Ihrer Einlas-
sung, dass wir den Menschen hier helfen wollen, ihnen mit 
offenem Herz begegnen wollen, schließen kann, dass ich viel-
leicht jetzt gleich zu Ihnen kommen kann, um zwei Fälle mit 
Ihnen zu besprechen.

Vielen Dank.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Minister.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Zunächst einmal: Es ist schön, dass wir im Grun-
de genommen einer Meinung sind.

(Heiterkeit – Beifall bei Abgeordneten der CDU, der 
AfD, der SPD und der FDP/DVP)

– Ich bitte im Protokoll vor allem zu notieren, dass es hefti-
gen Applaus bei der Opposition gibt.

(Abg. Andreas Stoch SPD: Wir haben gelacht!)

Wenn die Koalition sich einig ist und die Opposition applau-
diert,

(Abg. Reinhold Gall SPD: Dann sind jedenfalls be-
rechtigte Zweifel angebracht! – Abg. Dr. Friedrich 
Bullinger FDP/DVP: Da kommt die Berliner Routi-

ne raus! – Weitere Zurufe)

muss ich feststellen, dass jedenfalls bei diesen zentralen Fra-
gen eine breite Mehrheit – – Nein, noch einmal: Es ist einfach 
ein Widerspruch in sich, und wir dürfen diese Fälle, die auch 
für eine gewisse Beunruhigung in der Bevölkerung sorgen, 
gar nicht produzieren; das ist auch eine Voraussetzung dafür, 
dass wir bei uns dieses offene Herz behalten. Selbstverständ-
lich dürfen Sie, verehrte Frau Abgeordnete, nicht nur jetzt 
gleich, sondern jederzeit mit bestimmten Fällen zu mir kom-
men.

(Oh-Rufe – Vereinzelt Beifall – Abg. Dr. Friedrich 
Bullinger FDP/DVP: Morgen früh um halb zwei an-
rufen! – Abg. Nicole Razavi und Abg. Dr. Bernhard 

Lasotta CDU: Dürfen wir auch kommen?)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine weitere Zusatzfrage, 
Kollege Dr. Fiechtner.

Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Herr Minister Strobl, 
herzlichen Dank dafür, dass Sie den Sachverhalt in seiner gan-
zen Absurdität sehr klar benannt haben. Gibt es irgendwelche 
Hinweise darauf, dass diejenigen, die diese absurde Handlung 
durchführen, nämlich hier als Asylbewerber zu leben und dann 
in das Gebiet zurückzukehren, aus dem sie geflohen sind, 
möglicherweise an Kampfhandlungen oder ähnlichen aggres-
siven Aktionen dort in ihrer Heimat teilnehmen und mögli-
cherweise dann auch hier bei uns Probleme darstellen könn-
ten?

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Minister.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Dass wir in Baden-Württemberg auch eine be-
stimmte Anzahl von Personen haben, die in Kriegsgebiete aus-
reisen – – Wir verzeichnen im Übrigen auch eine Anzahl von 
Personen aus Baden-Württemberg, die in Kriegsgebiete aus-
gereist sind und nicht mehr zurückkehren werden, weil sie 
nämlich dort verstorben sind. Es reisen welche aus, die nicht 
zurückkommen, und es reisen welche aus, die auch wieder zu-
rückkehren. Das ist jetzt aber nicht dieser typische Fall, um 
den es hier geht, dass nämlich sozusagen ein Urlaub gemacht 
wird. Das sind zwei unterschiedliche Sachverhalte.

Das eine ist ein Sachverhalt, der uns unter sicherheitspoliti-
schen Gesichtspunkten größte und allergrößte Besorgnisse 
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macht. Es geht um diejenigen, die in den Dschihad ziehen und 
sich dort völlig radikalisieren, dort den praktischen Umgang 
mit Sprengstoff und mit dem Töten üben und dann völlig ra-
dikalisiert und natürlich höchst gefährlich hierher zurückkeh-
ren. Diese sind für uns ein riesengroßes Sicherheitsproblem. 

Die, die Urlaub machen, sind kein Sicherheitsproblem. Aber 
sie sind insofern ein Problem, als man nicht nachvollziehen 
kann und niemandem erklären kann, dass jemand an Leib und 
Leben verfolgt sein soll, hierher flüchtet und sich dann aber 
freiwillig wieder aufmacht, in das Land zu gehen, wo er an 
Leib und Leben bedroht ist, um dort Urlaub zu machen. Das 
ist ein Thema, bei dem ich sagen würde: Wenn wir uns wei-
ter ein offenes Herz für tatsächlich an Leib und Leben bedroh-
te Menschen bewahren wollen, müssen wir so etwas mit Kon-
sequenz beenden. Herz und Härte gehören hier zusammen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine weitere Zusatzfrage, 
Kollege Dr. Grimmer.

Abg. Dr. Bernd Grimmer AfD: Herr Minister, Sie haben ge-
rade als denkbare Lösung dargestellt, durch Einbehaltung der 
Heimatpässe die Ausreise zu verhindern. Wäre es angesichts 
der Vielzahl der Zugewanderten nicht sinnvoller, die Ausrei-
se zuzulassen und stattdessen bei der Wiedereinreise Restrik-
tionen zu setzen – da ja ganz offensichtlich keine Verfolgung 
vorliegt –, entweder hinsichtlich des weiteren Verfahrens oder 
überhaupt der Einreisezulassung?

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Ja. Ich habe dem Bundesinnenminister mehrere 
Vorschläge gemacht, wie man dieses Phänomen bekämpfen 
kann. Das Nichtaushändigen der nationalen Pässe ist eine 
Maßnahme gewesen. 

Die erste Maßnahme – das haben Sie vielleicht bei der Ge-
schwindigkeit des Zuhörens so nicht realisieren können – 

(Lachen des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

ist im Grunde die, dass wir sagen: Für diejenigen, die so et-
was tun, beenden wir das Asylverfahren. Das hätte dann auch 
zur Folge, dass sie nicht mehr mit diesem Status zurück nach 
Deutschland reisen können.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Ist die Mündliche Anfra-
ge damit beantwortet? Oder gibt es noch Zusatzfragen? – Das 
ist nicht der Fall. Damit ist die Behandlung der Mündlichen 
Anfrage unter Ziffer 4 beendet. – Herr Minister, vielen Dank.

Ich rufe die Mündliche Anfrage unter Ziffer 5 auf:

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  M a r t i n 
R i v o i r  S P D  –  K ü r z u n g e n  i m  N a h v e r -
k e h r  a m  B a h n h o f  A m s t e t t e n

Bitte schön, Herr Abg. Rivoir.

Abg. Martin Rivoir SPD: Herr Präsident, Kolleginnen und 
Kollegen! Ich frage die Landesregierung:

a) Mit welcher Begründung werden am Bahnhof Amstetten 
insbesondere die für die Schülerverkehre relevanten Ver-
stärkerzüge nach dem Fahrplanwechsel am 12. Dezember 
2016 gestrichen?

b) Was wird die Landesregierung unternehmen, um diese An-
gebotskürzungen zu verhindern?

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Vielen Dank. – Für die 
Landesregierung darf ich Herrn Minister Winfried Hermann 
ans Mikrofon bitten.

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Vielen Dank, 
Herr Präsident. – Vielen Dank, Herr Abg. Rivoir, für die An-
frage.

Der Bahnhof Amstetten liegt übrigens zwischen Geislingen 
und Lonsee – für alle, die das nicht so genau wissen.

(Abg. Sascha Binder SPD: Wo ist Lonsee? – Abg. 
Martin Rivoir SPD: Wo ist Geislingen? – Heiterkeit 

des Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP)

Seit Jahren werden die Fahrzeiten der Schienenverkehrsfahr-
zeuge mit den Zeiten des Schulbeginns abgestimmt. Das ist 
ein eingespieltes Verfahren, das wir über viele Jahre hinweg 
praktiziert haben. Insbesondere wird darauf Wert gelegt, dass 
die Schüler rechtzeitig zur ersten Schulstunde kommen. An 
diesem grundsätzlichen Regime werden wir auch nichts än-
dern.

(Zuruf: Okay!)

Jetzt gibt es einen einzigen Zug – eine Regionalbahn –, der 
bisher um 7:01 Uhr von Geislingen Richtung Ulm gefahren 
ist.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Eine Drai-
sine!) 

Genau dieser Zug soll zukünftig nicht mehr fahren. Stattdes-
sen sollen die Schüler mit einem Zug, der genau 13 Minuten 
früher fährt, mitfahren. Diese Züge bringen die Schüler zu den 
verschiedenen Schulen, z. B. zu der Gemeinschaftsschule 
nach Lonsee oder nach Ulm oder – in die andere Richtung – 
nach Geislingen.

Wir haben, wie immer bei Fahrplankonferenzen mit der Re-
gion, dieses neue Verfahren vorgeschlagen. Es gab damals üb-
rigens keinen Protest. Jetzt, im Nachhinein, gibt es Protest. 
Wohlgemerkt: Es geht nur um diesen einen Zug.

Grundsätzlich möchte ich sagen: Mit unserem neuen Ange-
botssystem werden deutlich mehr Züge im Takt fahren. Es ist 
immer ein bisschen ärgerlich, dass wir insgesamt zwar alles 
besser machen, aber dann, wenn ein Zug nicht mehr so fährt 
wie früher, ein Riesengeschrei entsteht, als würde sozusagen 
der ganze Schienenverkehr abgestellt.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das stimmt!)

Das ist einfach nicht verhältnismäßig.

Ich sage einmal, was künftig zusätzlich fährt: Es fährt stünd-
lich ein Interregio-Express von Stuttgart über Esslingen, Plo-
chingen, Göppingen, Geislingen nach Ulm.
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(Zurufe der Abg. Martin Rivoir SPD und Nicole Ra-
zavi CDU) 

Es fährt im verbesserten Halbstundentakt eine Regionalbahn 
Süßen–Göppingen–Plochingen–Stuttgart – zukünftig Metro-
polexpress.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ideale Verkehrs-
verhältnisse!)

Es gibt ein dichtes Angebot an den Wochenenden, und zwar 
dichter als bisher, damit man keine großen Fahrplanlöcher hat 
– z. B. Geislingen–Amstetten–Ulm.

Wir haben mit dem Zielkonzept 2025 für Baden-Württemberg 
nach einheitlichen Kriterien – nämlich nach der Frage, wie 
viele Fahrgäste es gibt – ein System gemacht.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das passt!)

Dabei haben wir gesagt: Grundsätzlich gilt der Stundentakt 
bei der Regionalbahn. Wenn es mehr als 5 000 Fahrgäste sind, 
gibt es zwei Züge pro Stunde – Halbstundentakt –, wenn es 
mehr als 10 000 Fahrgäste sind, drei Züge usw. 

Das ist ein einheitliches System. Heute ist es nicht einheitlich. 
Im alten System gibt es Regionen, in denen im Halbstunden-
takt gefahren wird. Anderswo gibt es gleich viele Passagiere, 
aber es fährt nur alle zwei Stunden ein Zug. Das ist nicht ge-
recht. Wir haben jetzt ein sehr viel gerechteres System einge-
führt.

Jetzt gibt es verschiedene Regionen, Kommunen, die bekla-
gen, dass mal ein Zug weniger fährt, oder sie hätten gern, dass 
trotzdem im Halbstundentakt gefahren wird. Da muss man sa-
gen: Da haben sich andere bewegt. So fuhr z. B. ein Zug von 
Stuttgart erst einmal bis Süßen. Die Verbindung ist dann bis 
nach Geislingen verlängert worden unter der Maßgabe, dass 
der Kreistag sagt: „Dass der Zug im Halbstundentakt weiter-
fährt, ist uns sehr wichtig. Deshalb beteiligen wir uns an den 
Kosten.“ Der Kreis trägt nicht alles, aber er beteiligt sich an 
den Kosten. Das machen wir auch gern, wenn es technisch 
und fahrplanmäßig möglich ist.

Jetzt kann man darüber reden, wie man Amstetten retten kann 
– jedenfalls den einen Zug.

(Heiterkeit des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Sie merken, ich übertreibe ein bisschen. Prinzipiell gibt es 
auch da solche Überlegungen. Aus diesem Grund lade ich ja 
zu einem Gespräch ein. In der nächsten oder der übernächs-
ten Woche kommen alle Verantwortlichen aus dieser Region. 
Wir reden darüber, ob eine Lösung möglich ist, ob es eine Be-
teiligung der Region gibt, um das Ganze zu lösen.

Damit Sie auch verstehen, warum wir schon genau schauen, 
will ich Ihnen nur noch einmal sagen: Der Haltepunkt Am-
stetten ist ein kleiner Haltepunkt, und es sind wenige Fahrgäs-
te pro Tag. Es handelt sich im Wesentlichen um Schüler. Wir 
wollen natürlich, dass die Schüler möglichst mit dem Zug fah-
ren können und dass das passgenau ist. Bei diesem einen Zug, 
bei dem wir geglaubt haben, dass eine Verschiebung um 13 Mi-
nuten nicht gerade eine Katastrophe ist, werden wir noch ein-
mal schauen, ob das wirklich ein Problem ist oder ob es noch 
eine zusätzliche Möglichkeit gibt, oder ob die Region bereit 

ist, für eine komfortable Anbindung zusätzlich etwas zu ma-
chen.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine Zusatzfrage, Kolle-
ge Rivoir.

Abg. Martin Rivoir SPD: Herr Minister, Ihre Darstellung, 
dass durch dieses Zielkonzept gerade auch in Amstetten die 
Vertaktung besser wird, stimmt ja nicht. Beim Regionalex-
press entfällt vollständig der Halt in diesem Bahnhof. Das ist 
ja das Hauptthema, das auch die Region dort bewegt. 

Wir haben jetzt in der Tat das Problem – das ist eine Geschich-
te, die schon seit April letzten Jahres im Prinzip zwischen uns 
und den Abgeordneten der Region diskutiert wird –, dass wir 
auf der einen Seite, z. B. in Merklingen, mit viel Geld – zu 
Recht; das ist auch richtig – den Nahverkehr verbessern und 
auf der anderen Seite, in Amstetten, mit ganz wenig Geld so-
zusagen die – –

(Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Kollege, ich habe 
vorhin dem anderen Kollegen gesagt: keine Bewertungen, ...

Abg. Martin Rivoir SPD: Aber eine Frage.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: ... sondern Zusatzfragen.

Abg. Martin Rivoir SPD: Eine Zusatzfrage.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Bitte schön.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Beim Kollegen 
setzt ein Erkenntnisprozess ein!) 

Abg. Martin Rivoir SPD: Warum wird der Regionalexpress 
in Amstetten gestrichen? Es wäre dort mit wenig Geld eine 
gute Anbindung des Nahverkehrs möglich.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Minister.

Minister für Verkehr Winfried Hermann: „Interregio-Ex-
press“ ist die genaue Bezeichnung.

(Abg. Martin Rivoir SPD: RE! – Abg. Nicole Raza-
vi CDU: Regionalexpress!) 

– Ein Regionalexpress?

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Ist es ein 
IRE oder ein RE?)

– Ein RE.

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Ein RE ist 
kein IRE!)

– Ja, gut. Trotzdem ist es ein RE. Danke.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Kollege Dr. Bullin-
ger, es gibt noch nicht die Funktion des parlamentarischen Re-
gierungssouffleurs.

(Heiterkeit – Beifall des Abg. Dr. Bernhard Lasotta 
CDU – Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Die 

sollte man in die Geschäftsordnung aufnehmen!)
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Minister für Verkehr Winfried Hermann: Danke. – Ich bit-
te um Verzeihung, dass ich nicht jeden Haltepunkt und jede 
Zuggattung in Baden-Württemberg schon im Kopf habe. Aber 
ganz viele habe ich schon im Kopf. Jedenfalls war ich mir jetzt 
gerade im Zweifel.

Wie der Name Express sagt, handelt es sich um einen schnel-
len Zug. Die Frage ist eben: Wenn wir schnellere Züge haben, 
ist es immer so: Wenn er überall hält, ist es kein schneller Zug 
mehr, und wenn er an einer bestimmten Stelle hält, dann hat 
man ein Problem, wenn er an einer anderen Stelle nicht hal-
ten kann. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Beschleu-
nigen und bremsen!)

Wir haben uns entschieden, dass dort, wo mehr Menschen 
sind, die Haltepunkte für schnelle Züge sind, und dort, wo we-
niger sind, die schnellen Züge dann auch nicht halten. Die Re-
gionalbahn ist das Produkt, das überall hält.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Eine Zusatzfrage, Kolle-
ge Hagel.

Abg. Manuel Hagel CDU: Herr Minister, Sie haben vorhin 
die Einladung zu einem Gespräch erwähnt. Der Kreistag des 
Alb-Donau-Kreises hat einen einstimmigen Beschluss gefasst 
und gemeinsam mit dem Landrat um ein Gespräch bei Ihnen 
gebeten. Der Landrat berichtet, dass er ein Schreiben von Ih-
nen bekommen hat, wonach das Gespräch nicht bei Ihnen 
stattfindet, sondern beim Ministerialdirektor. 

Ich frage daher: Findet das Gespräch bei Ihnen oder beim MD 
statt? Wenn es beim MD stattfindet, würde ich Sie bitten, dass 
Sie in gleicher Weise, wie Sie die öffentlichen Termine wie 
den Tunneldurchbruch in Ulm wahrnehmen, auch dem Ge-
sprächsangebot bzw. der Gesprächsbitte der Region nachkom-
men. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Seid doch 
froh, wenn der MD kommt! Der weiß solche Sachen! 
– Abg. Martin Rivoir SPD: Das ist keine Frage! – 

Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Kollege, bitte eine 
Frage. – Herr Minister.

Minister für Verkehr Winfried Hermann: Ich danke für den 
Ratschlag zur Organisation meines Ministeriums. 

(Vereinzelt Heiterkeit)

Ich habe aber ziemlich viele Anfragen. Deswegen gibt es auch 
einen Ministerialdirektor, der nach der Verfassung auch den 
Minister vertreten kann. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Richtig!)

Wir teilen uns das oft auf. Wenn es dann terminlich schwie-
rig wird, also wenn es bei meinen Terminen eng wird, dann 
bieten wir auch Termine mit dem MD an, 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Die MDs 
sind immer kundig!)

der das Ganze übrigens sehr gut macht und auch immer mein 
Vertrauen hat.

(Abg. Martin Rivoir SPD: Und manches sogar bes-
ser weiß!)

Herr Bullinger weiß als ehemaliger MD, wie wichtig MDs 
sind und dass diese manchmal sogar gescheiter sind als der 
Minister und manches vielleicht sogar besser machen. Daher 
ist es meines Erachtens keine Abwertung, wenn man – in An-
führungszeichen – „nur“ einen Termin mit dem MD hat. Das 
ist immerhin die Hausspitze, der Vertreter des Ministers. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Genau!)

Es ist daher eine gute Sache. Ob MD oder Minister, wir sind 
auf jeden Fall daran interessiert, eine gute Lösung auch im In-
teresse der Schülerinnen und Schüler zu finden. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Vielen Dank, Herr Minis-
ter. – Weitere Zusatzfragen kann ich nicht mehr zulassen, da 
die Zeit für die Fragestunde abgelaufen ist. 

Leider kann die Mündliche Anfrage unter Ziffer 6 der Druck-
sache 16/924 nicht mehr aufgerufen werden. Lieber Herr Kol-
lege Binder, sind Sie damit einverstanden, dass die Regierung 
die Frage schriftlich beantwortet?

(Abg. Sascha Binder SPD: Ja, ja!)

– Vielen Dank. 

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt 4.

*

M ü n d l i c h e  A n f r a g e  d e s  A b g .  S a s c h a 
B i n d e r  S P D  –  M ö g l i c h k e i t e n  i m  U m -
g a n g  m i t  e x t r e m i s t i s c h e m  G e d a n k e n -
g u t  b e i  d e r  P o l i z e i

a) Welche konkreten Maßnahmen können gegen Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamte ergriffen werden, die sich ex-
tremistisch bzw. fremdenfeindlich äußern, z. B. im Inter-
net?

b) Wie wird das Thema Extremismus im Rahmen der Ausbil-
dung bei der Polizei behandelt?

Schriftliche Antwort des Ministeriums für Inneres, Digi-
talisierung und Migration

Zu a: Beamtinnen und Beamte müssen sich durch ihr gesam-
tes Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes bekennen und für deren Er-
haltung eintreten. Bei politischer Betätigung haben sie darü-
ber hinaus diejenige Mäßigung und Zurückhaltung zu wah-
ren, die sich aus ihrer Stellung gegenüber der Allgemeinheit 
und aus der Rücksicht auf die Pflichten des Amtes ergibt (§ 33 
Beamtenstatusgesetz (BeamtStG)).

Macht eine Beamtin/ein Beamter extremistische bzw. frem-
denfeindliche Äußerungen, liegt ein Verstoß gegen diese be-
amtenrechtlichen Grundpflichten nahe. Die möglichen Kon-
sequenzen bemessen sich nach den Umständen des Einzel-
falls, insbesondere nach der Schwere des Verstoßes.
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Je nach Art und Umfang stehen dem Dienstvorgesetzten fol-
gende Maßnahmen zur Verfügung: 

– Verbot der Führung der Dienstgeschäfte, sofern aus „zwin-
genden dienstlichen Gründen“, also wegen der Schwere 
des möglichen Dienstvergehens oder der Gefahr weiterer 
Dienstvergehen, eine sofortige vorläufige Untersagung der 
Dienstgeschäfte erforderlich ist. Das Verbot erlischt, wenn 
nicht binnen drei Monaten ein Disziplinarverfahren oder 
ein sonstiges auf die Rücknahme der Ernennung oder auf 
Beendigung des Beamtenverhältnisses gerichtetes Verfah-
ren eingeleitet worden ist (§ 39 Beamtenstatusgesetz).

– Veranlassung von strafrechtlichen Ermittlungen und an-
schließende Vorlage bei der zuständigen Staatsanwaltschaft 
mit der Bitte um Entscheidung über die Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens.

– Einleitung und Durchführung eines Disziplinarverfahrens 
nach dem Landesdisziplinargesetz. Als Disziplinarmaßnah-
me stehen Verweis, Geldbuße, Kürzung der Bezüge, Zu-
rückstufung, aber auch die Entfernung aus dem Beamten-
verhältnis zur Verfügung.

– Vorläufige Dienstenthebung und vorläufige Kürzung der 
Bezüge bei schwerwiegenden Dienstvergehen, z. B. ein-
schlägigen Gesinnungsstraftaten, unter den Voraussetzun-
gen von § 22 des Landesdisziplinargesetzes, wenn also zu 
erwarten ist, dass der Beamte aus dem Beamtenverhältnis 
entfernt wird oder sein Verbleib den Dienstbetrieb oder die 
Ermittlungen wesentlich beeinträchtigt.

Zu b: Die Landespolizei ist im Bereich der Wissensvermitt-
lung in der Ausbildung zu politisch motivierter Kriminalität 
gut aufgestellt. Bereits im Rahmen der Ausbildungen zum 
mittleren und gehobenen Polizeivollzugsdienst wird allen Po-
lizeibeamtinnen und Polizeibeamten ein Grundwissen zu dem 
Themenkomplex der polizeilichen Extremismusbekämpfung 
vermittelt, das es ermöglicht, entsprechende Kriminalitätsphä-
nomene zu erkennen. 

Vermittelt werden die Erscheinungsformen des Extremismus 
und die Möglichkeiten der Bekämpfung unter Berücksichti-
gung demokratischer und rechtsstaatlicher Prinzipien.

Im Bachelorstudium liegt zudem der Fokus auf den Themen-
feldern Rechtsextremismus und Hasskriminalität sowie auf 
Radikalisierungsprozessen und Deradikalisierungsansätzen. 
Ergänzend dazu wird eine Vielzahl von Bachelorarbeiten zu 
der Thematik verfasst.

*

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Ich rufe Punkt 5 der Ta-
gesordnung auf: 

a) Antrag der Fraktion der ABW und der Fraktion der 
AfD – Einsetzung und Auftrag des Untersuchungsaus-
schusses „Linksextremismus in Baden-Württemberg“ 
– Drucksache 16/423

 mit der gutachtlichen Äußerung des Ständigen Aus-
schusses – Drucksache 16/730

 Berichterstatter: Abg. Dr. Stefan Scheffold

b) Wahl der Mitglieder und der stellvertretenden Mitglie-
der, der/des Vorsitzenden und der/des stellvertretenden 
Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat eine Redezeit 
von fünf Minuten je Fraktion festgelegt. 

In der Aussprache erteile ich das Wort für die Fraktion GRÜ-
NE dem Kollegen Sckerl.

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Herr Präsident, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen! Es lie-
gen die vom Landtag am 28. September in Auftrag gegebene 
rechtliche Überprüfung des vorliegenden AfD-Antrags in 
Form einer gutachtlichen Äußerung und eine darauf basieren-
de Empfehlung des Ständigen Ausschusses vor. Das Ergebnis 
ist eindeutig 

(Zuruf: Achtung!)

und bestätigt unsere Auffassung, dass der Einsetzungsantrag 
der AfD nicht vom Minderheitenrecht gedeckt ist. Damit gibt 
es für den Landtag keinerlei Verpflichtung, diesen Untersu-
chungsausschuss einzurichten. 

Ich finde, die Aussagen des Gutachtens sind glasklar, von sel-
tener Eindeutigkeit, was bei vielen Rechtsfragen oft nicht der 
Fall sein kann. 

(Abg. Anton Baron AfD: Der Antrag ist zulässig!)

Hier sind sie aber glasklar und lassen keine Zweifel offen. Wir 
halten die Rechtslage damit für eindeutig geklärt und bedan-
ken uns noch einmal bei der Landtagsverwaltung für diese Be-
gutachtung.

Meine Damen und Herren, der Landtag könnte natürlich jetzt 
aus politischen Gründen den Untersuchungsausschuss den-
noch einrichten. Wir haben aber, wie ich finde, sehr gute po-
litische Gründe, genau dies nicht zu tun. 

(Abg. Anton Baron AfD: Welche, Herr Sckerl? – Abg. 
Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Welche?)

Wir werden daher Ihren Antrag ablehnen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Der Einsetzungsantrag ist erkennbar und durchsichtig ein 
schlecht getarnter Versuch der AfD, ein Gegengewicht zu den 
intensiven Untersuchungen des Landtags zur Aufklärung der 
Umtriebe der NSU-Terroristen und ihrer Verbindungen zum 
Rechtsextremismus in Baden-Württemberg zu schaffen. Es 
passt nicht in Ihr politisches Weltbild, 

(Lachen bei der AfD)

dass auch in dieser Wahlperiode das rechtsextreme Spektrum 
in unserem Land systematisch untersucht wird. Das ist das 
wahre Motiv für diesen Antrag, meine Damen und Herren. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Sie dulden also 
eine Form des Extremismus! Sehr interessant!)

Ein parteiegoistisches Motiv kann eben nicht mit dem öffent-
lichen Interesse gleichgesetzt werden, das der Einsetzung ei-
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nes Untersuchungsausschusses zugrunde liegen soll. Jeden-
falls sagt das § 1 des Untersuchungsausschussgesetzes. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Extremismus ers-
ter und zweiter Klasse sozusagen!)

Sie missbrauchen damit letztlich auch eines der wichtigsten 
Arbeitsmittel des Parlaments, nämlich das Recht auf Einset-
zung eines Untersuchungsausschusses. Das ist ein klassisches 
Mittel, vor allem der Opposition. 

(Abg. Anton Baron AfD: Was sagt das Gutachten?)

Es soll Regierungshandeln aufklären. Insbesondere soll es auf-
klären, wenn es offenkundige Regierungsfehler oder sogar Re-
gierungsversagen gibt. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Dafür gibt es Hin-
weise!)

Meine Damen und Herren, jetzt haben Sie fünf Seiten vorge-
legt mit 49 Fragekomplexen, aber keinen einzigen Beleg, nicht 
einmal einen Hinweis auf eine Spur für mögliche Fehler im 
Regierungshandeln. 

(Abg. Stefan Räpple AfD: Was?)

Das ist die Wertung, das Ergebnis der Analyse Ihres Antrags. 
Sie versuchen – das halte ich Ihnen in der Tat vor – 

(Abg. Anton Baron AfD: Was sagt denn das Gutach-
ten?)

mit diesen 49 Fragestellungen Misstrauen gegen Sicherheits-
behörden und insbesondere gegen die Polizei zu säen und die-
sen zu unterstellen, sie hätten Ermittlungstätigkeiten, Verhand-
lungstätigkeiten gegen angebliche linksextremistische Straf-
taten unterlassen. 

(Zuruf von der AfD: Angeblich?)

Das, meine Damen und Herren, lassen wir Ihnen nicht durch-
gehen. Dafür setzen wir in diesem Landtag keinen Untersu-
chungsausschuss ein. 

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP – Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Sie 
dulden also eine Form des Extremismus! – Weitere 

Zurufe – Glocke des Präsidenten) 

Der Antrag der AfD soll doch erkennbar nur eine Plattform 
für Unterstellungen und Diffamierungen gegen die Landesre-
gierungen – diese Landesregierung und ihre Vorgängerregie-
rungen – und die demokratischen Parteien im Landtag sein. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD)

Brauchen wir in diesem Landtag einen Untersuchungsaus-
schuss zum Linksextremismus? 

(Abg. Anton Baron AfD: Jede Form von Extremis-
mus muss bekämpft werden!)

Gibt es auf diesem Feld im Regierungshandeln der letzten Jah-
re Fehler, die aufzuarbeiten wären? Ich sage Ihnen: Es gab 
keine Fehler, bei den Vorgängerregierungen der letzten Jahre 
nicht und auch nicht bei dieser Regierung. 

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Glocke des Prä-
sidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Kollege Sckerl, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Gedeon?

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Nein. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Fahren Sie bitte fort.

Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Diese Landesregierung 
wie auch ihre Vorgängerregierungen haben sich da nichts zu-
schulden kommen lassen. Die Gefahren und Herausforderun-
gen des Linksextremismus wurden immer angemessen, recht-
zeitig, präventiv und letztendlich auch erfolgreich bekämpft. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Schauen Sie ein-
mal bei Ihrer Grünen Jugend nach!)

Gestern konnten Sie das schon hören. Sie haben eine Münd-
liche Anfrage an Herrn Minister Strobl gestellt. Ich glaube, er 
ist keine Antwort schuldig geblieben. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Er hat die Frage 
nicht beantwortet!)

Da wurde deutlich, dass auch diese Koalition in der Lage ist, 
den Linksextremismus erfolgreich zu bekämpfen. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Er hat leider nicht 
geantwortet!)

Sie haben hinreichend parlamentarische Mittel, um einen 
Großteil Ihrer 49 Fragen hier im Parlament unterzubringen. 

Die Bilanz politisch motivierter Straftaten auch in Baden-
Württemberg, meine Damen und Herren, spricht in Wirklich-
keit eine andere Sprache. Rechtsextreme Gewalt gegen An-
dersdenkende, gegen Flüchtlinge, zunehmend auch gegen Po-
litikerinnen und Politiker, aber auch gegen Medien dominiert 
das Bild – ohne die Gefahren des Linksextremismus damit 
verharmlosen zu wollen. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Da schwenken Sie 
die Antifa-Fahne, Herr Sckerl!) 

Es wäre eine Zumutung für diesen Landtag, für die Bearbei-
tung des von Ihnen beantragten Untersuchungsausschusses 
Zeit und Energie aufwenden zu müssen. Wir brauchen unse-
re Arbeitskraft in diesen Tagen für wichtigere Fragen. Wir 
brauchen sie z. B. für die Organisation und den Erhalt des ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts, etwas, was allerdings gegen 
Ihre Sprüche, Ihre Propaganda, Ihren Populismus und Ihre 
Spaltungsversuche immer wieder erkämpft werden muss. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Sie reden der Ge-
walt das Wort, Herr Sckerl!)

Das werden wir tun, meine Damen und Herren. Ihren Antrag 
lehnen wir aber ab.

(Beifall bei den Grünen sowie Abgeordneten der 
CDU und der SPD – Abg. Dr. Heinrich Fiechtner 

AfD: Ein Gewaltrelativierer!)
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Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die CDU-Fraktion er-
teile ich das Wort dem Kollegen Dr. Lasotta.

(Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Gehen Sie es bitte ein 
bisschen sachlicher an! Das war unerträglich bei 
Herrn Sckerl! – Gegenruf von der AfD: Es kann nur 

sachlicher werden!)

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Lieber Herr Präsident, ge-
schätzte Kolleginnen, werte Kollegen! Das Gutachten des 
Ständigen Ausschusses ist eindeutig. Der Antrag war zwar zu-
lässig, er ist aber nicht minderheitengeschützt. Insofern ist das 
Parlament frei, zu entscheiden, ob wir dem Antrag auf Einset-
zung eines Untersuchungsausschusses zum Linksextremismus 
zustimmen. 

Die CDU-Fraktion lehnt diesen Antrag ab, weil wir uns nicht 
vorführen lassen. 

(Beifall bei der CDU, den Grünen und der SPD so-
wie Abgeordneten der FDP/DVP – Abg. Rüdiger 
Klos AfD: Weil Sie in einer Koalition sind! – Abg. 
Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Das ist der grüne Mehl-

tau der CDU!)

Ihr Antrag ist begründet aus Taktik und aus Winkelzügen. Sie 
nutzen die Situation Ihrer Fraktionsspaltung aus, während Sie 
sich in einem Mediationsprozess befunden haben. Damit ma-
chen Sie Minderheitenrechte geltend, die Sie schon zu diesem 
Zeitpunkt überhaupt nicht mehr hatten. Damit schaden Sie 
dem Parlament. Es ist absurd. Wie kommen Sie eigentlich da-
rauf, Minderheitenrechte geltend zu machen aus der Zeit, in 
der Sie sich in der Mediation befunden haben, obwohl sich 
die beiden Fraktionen jetzt wieder zusammengeschlossen ha-
ben?

(Abg. Anton Baron AfD: Das hat sich so ergeben!)

Damit missbrauchen Sie die Rechte des Parlaments, dessen 
Teil Sie ja eigentlich sind. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Es gibt doch Ge-
schäftsordnungen!)

Ein Untersuchungsausschuss ist eines der schärfsten Schwer-
ter eines Parlaments und kann nicht beliebig verwendet wer-
den, 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Deshalb gibt es 
§ 33! – Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

um die eigenen Befindlichkeiten nach außen zu tragen und 
den eigenen Streit zu unterdrücken. 

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD und der FDP/DVP)

Das ist peinlich. Es ist schädlich für den Parlamentarismus 
und schädigt insgesamt das Ansehen des Parlaments. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Im Ehebett der 
Grünen gibt die CDU die Rechtsstaatlichkeit auf!)

Völlig abstrus wurde es dann noch in der Begründung von 
Frau Dr. Baum bei der ersten Beratung dieses Antrags hier im 
Parlament. Wenn sie etablierten Parteien vorwirft, legitimier-
te außerparlamentarische Schlägertrupps zu schützen, ist dies 

unerträglich. In Baden-Württemberg wird jede Form des Ex-
tremismus bekämpft, 

(Abg. Anton Baron AfD: In anderen Bundesländern 
wird so etwas sogar finanziert! – Zuruf des Abg. Ste-

fan Räpple AfD) 

egal, ob von rechts, von links, religiös oder sonst wie moti-
viert. 

(Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, jede Fraktion hat fünf Minuten Zeit, sich zu dem 
Thema zu äußern. Und das machen wir nicht mit Zwischen-
rufen, sondern dann hier am Rednerpult. 

Kollege Dr. Lasotta, fahren Sie fort.

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der FDP/DVP 
sowie Abgeordneten der SPD)

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Wir Baden-Württember-
ger sind auf keinem Auge blind. Jeder Extremist ist Mist. Un-
sere Polizei, unser Verfassungsschutz und auch die Wachsam-
keit des Parlaments tragen dazu bei, dass alle extremistischen 
Formen in Baden-Württemberg bekämpft werden. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Das merkt man!)

Sie unterstellen der Landesregierung und diesem Parlament 
eine bestimmte Parteilichkeit, die Sie überhaupt nicht begrün-
den können. Allein deswegen ist Ihr Antrag völlig absurd. 

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD und der FDP/DVP – Abg. Anton 

Baron AfD: Grüne Jugend in der Antifa!)

Sie leben von Verschwörungstheorien, von Provokationen, im 
Übrigen auch von einer Verrohung der politischen Argumen-
tation. Damit tun Sie der Bekämpfung des Extremismus über-
haupt keinen Gefallen. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Sind Sie schon 
mal körperlich angegangen worden? Hat man Ihr 

Haus beschmiert?)

Vielmehr werden Sie überhaupt nicht mehr ernst genommen 
mit dem, was Sie sagen. 

(Glocke des Präsidenten) 

Auch deswegen wird dieses Parlament Ihren Antrag ablehnen. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Kollege Dr. Lasotta, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Rottmann?

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Ich habe gedacht, dass 
Herr Dr. Fiechtner wieder fragen wollte. 

(Heiterkeit)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Nein. – Gestatten Sie jetzt 
eine Zwischenfrage, ja oder nein? 

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Wenn Sie mir kurz vor 
dem Ende meiner Redezeit ein Signal geben. 
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Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Dann gibt es keine mehr. 
Fahren Sie fort.

(Heiterkeit)

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Zwei Sekunden vor dem 
Ende. Dann würde ich die Frage noch zulassen. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Das hat er doch gestern 
schon gesagt!)

Man muss sich in der Tat fragen, woher Ihre Argumentation 
kommt, woher Ihre Aggressivität kommt – auch in der Be-
gründung –, woher Ihre Angst kommt, woher Ihre Verschwö-
rungstheorien kommen und was die Grundlage dafür ist. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD)

Ist das die einzige Möglichkeit, mit der Sie sich in einer Grup-
pe zusammenhalten, zusammenschweißen können? Ist das der 
einzige Grund, aus dem Sie Stärke entwickeln? 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Sind Sie schon 
mal attackiert worden?)

Woran liegt es, dass Sie diese Komplexe haben, dass Sie zu 
solchen Übersprungshandlungen greifen müssen?

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Unglaublich!)

Das alles ist ein Thema, das wir vielleicht einmal in einer ge-
sonderten Debatte hier im Landtag aufarbeiten können. 

(Glocke des Präsidenten – Zurufe von den Grünen)

Was Ihnen fehlt, sind positive Gestaltungsprozesse. Sie arbei-
ten mit Angst, mit Unterstellungen, 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Nein! Wir arbei-
ten mit Erfahrungen!) 

Sie leben in Ihrer Welt mit Verschwörungstheorien. 

(Glocke des Präsidenten)

Deswegen ist das keine gute Basis für eine parlamentarische 
Zusammenarbeit. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Kollege Dr. Lasotta, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Dr. Meuthen? 

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Selbstverständlich. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Abg. Dr. Meuthen, 
bitte.

Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Herr Kollege Lasotta, in aller 
Kürze: Ist es nicht auch Ihr Eindruck, dass die Angst auf der 
anderen Seite liegt? 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Das Verhalten von Herrn Sckerl erinnert ja schon an einen Pa-
nikmodus. 

Wenn es tatsächlich so sein sollte, dass alles in bester Ord-
nung ist, dann wäre doch im Untersuchungsausschuss für Sie, 

die anderen Parteien, die Gelegenheit, festzustellen: Alles, was 
wir da an Vermutungen haben, ist völlig gegenstandlos.

(Zurufe von den Grünen und der SPD – Glocke des 
Präsidenten) 

Teilen Sie meine Auffassung ...

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Abg. Dr. Meuthen, 
bitte eine Frage stellen. 

Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: ... – dass ist meine Frage –, 
dass die Angst vielleicht auf der anderen Seite liegen könnte 
und vielleicht auch begründet sein könnte?

Danke schön.

(Beifall bei der AfD)

Sie können diese Frage auch mit einem einfachen Nein beant-
worten.

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Herr Dr. Meuthen, Sie se-
hen mich ganz entspannt und angstfrei. 

(Zuruf von der AfD: Ja!)

Das ist ein Ausdruck dessen, wie die CDU-Landtagsfraktion 
hier in diesem Parlament arbeitet. Wir lassen uns von Ihnen 
aber nicht unterstellen – wie von Frau Dr. Baum in der letz-
ten Rede zu diesem Thema –, dass sich die CDU wegducken 
würde, um nicht den Unmut der Antifa auf sich zu ziehen. Das 
ist vollkommen absurd. 

(Zurufe von den Grünen)

Mit solchen Unterstellungen erreichen Sie nichts, sondern Sie 
provozieren genau das Gegenteil, nämlich dass Sie nicht mehr 
ernst genommen werden. Also: Wir haben keine Angst, aber 
wir nehmen Sie in Ihrer Argumentation nicht mehr ernst. 

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der SPD und der FDP/DVP – Abg. Dr. Jörg 
Meuthen AfD, an einem Saalmikrofon stehend: Ge-
statten Sie eine kurze Anmerkung: Ihrer Partei wür-
de ich das auch nicht unterstellen! – Gegenruf von 
der SPD: Er hat doch gar kein Rederecht! – Glocke 

des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Kollege Dr. Meuthen – –

Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Ich möchte mich herzlich 
für die Aufmerksamkeit bedanken. Meine Redezeit ist zu En-
de.

(Beifall bei der CDU und den Grünen – Vereinzelt 
Beifall bei der SPD und der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Ich bedanke mich, Herr 
Kollege. – Für die AfD-Fraktion erteile ich das Wort Frau Abg. 
Dr. Baum.

(Zurufe)

Abg. Dr. Christina Baum AfD: Sehr geehrter Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Die gute Nachricht zuerst: Unser 
Antrag ist zulässig. 

(Abg. Marion Gentges CDU: Gewesen!)
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Das geht aus dem Gutachten eindeutig hervor, und das hat 
auch der Ausschuss mehrheitlich beschlossen. Das bedeutet 
gleichzeitig, dass der Landtag diesem Antrag heute zustim-
men kann. Niemand kann sich mehr hinter formalen Beden-
ken verstecken. Heute geht es endlich einmal nur um den In-
halt. 

Die AfD-Fraktion ist natürlich weiterhin der Ansicht, dass un-
ser Antrag Minderheitenschutz genießt. Doch diese Frage 
muss heute hier nicht geklärt werden. Wir überlassen die Ent-
scheidung gegebenenfalls dem Staatsgerichtshof.

Liebe Frau Razavi, von Ihren rechtlichen Bedenken, die Sie 
beim letzten Mal angesprochen haben, haben sich Ihre Kolle-
gen im Ausschuss verabschiedet; 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Was?)

sie bestehen bei der Union also nicht mehr. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Das ist eine Wunschvor-
stellung! – Zurufe der Abg. Hans-Ulrich Sckerl und 

Alexander Salomon GRÜNE)

Die CDU darf sich deshalb endlich eindeutig zum Thema 
Linksextremismus positionieren. 

Sie, lieber Herr Professor Goll, haben beim letzten Mal sogar 
fabuliert, dass wir uns das Antragsrecht erschlichen hätten und 
unser Antrag rechtswidrig sei. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Er ist nicht min-
derheitengeschützt! – Zuruf des Abg. Dr. Ulrich Goll 

FDP/DVP) 

Das ist natürlich völliger Unsinn. Denn in § 33 der Geschäfts-
ordnung finden Sie den Hinweis, dass sogar nur fünf Abge-
ordnete einen Untersuchungsausschuss beantragen können. 
Rechtswidrig war und ist unser Antrag deshalb nie gewesen. 

(Beifall des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD)

Aber, lieber Herr Goll, ich will nicht nachtragend sein, sofern 
wir uns heute tatsächlich auf Inhalte einigen können. Sie ha-
ben beim letzten Mal gesagt, dass es Ihnen nur um Ihre recht-
lichen Bedenken gehe; diese wurden nun aber durch das Gut-
achten und den Ständigen Ausschuss ausgeräumt. Es gibt al-
so keine Ausreden mehr. Deshalb darf ich Sie an Ihre Presse-
mitteilung vom 12. Mai 2014 erinnern, die Sie und Herr Rül-
ke im Namen der FDP/DVP verfasst haben. Zitat:

Das verstehe, wer will – linksextremistische Taten neh-
men zu, aber Grün-Rot will sich ... nur mit Rechtsextre-
mismus beschäftigen.

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Heinrich Fiechtner 
AfD: Sehr gut! – Abg. Anton Baron AfD: So sieht es 

aus!)

Richtig! Richtig, meine Herren Goll und Rülke, wir verstehen 
das genauso wenig wie Sie. Wir beantragen also heute ledig-
lich, was Sie schon vor zwei Jahren gefordert haben,

(Beifall des Abg. Stefan Räpple AfD – Abg. Anton 
Baron AfD: Immer das Gleiche!)

nämlich – Zitat –:

Solange antidemokratische Bestrebungen mit rechtsext-
remistischer, linksextremistischer oder religiöser Motiva-
tion in Baden-Württemberg feststellbar sind, muss sich 
der Landtag mit Extremismus jeglicher Couleur beschäf-
tigen.

Und das wünschen wir uns auch.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb fordern wir Sie hier und heute auf: Bringen wir den 
Antrag gemeinsam auf den Weg, und tun Sie das vor allem 
für sich selbst, 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Genau!)

damit Sie nicht gänzlich unglaubwürdig werden.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

In Bezug auf die Zustimmung von Grün und Rot mache ich 
mir natürlich nichts vor. Ihre Nervosität, meine Damen und 
Herren, hat man Ihnen schon beim letzten Mal sehr deutlich 
angemerkt. 

(Widerspruch bei Abgeordneten der Grünen und der 
SPD – Abg. Nicole Razavi CDU: Auch das ist eine 
Wunschvorstellung! – Abg. Anton Baron AfD: In an-
deren Bundesländern finanzieren sie so was! – Zuruf 

des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE) 

Und vor dem Hintergrund, dass die Untersuchung der Zusam-
menhänge Ihrer Parteien und Jugendorganisationen mit dem 
Linksextremismus zulässig ist, dürfte sich Ihre Stimmung 
kaum verbessert haben. 

Die Fakten, die einen solchen Untersuchungsausschuss gera-
dezu unumgänglich machen, sprechen eine klare Sprache. Ers-
tens: Es gibt mehr als 2 500 Linksextremisten im Land. Zwei-
tens: Etwa ein Drittel davon sind gewaltorientiert. Drittens: 
Die Anzahl und Schwere begangener Gewalttaten steigen.

Erst vor Kurzem kam es – diese Information habe ich Ihnen 
schon gestern gegeben – in Stuttgart erneut zu mehreren An-
griffen durch Linksextremisten gegen politisch Andersden-
kende. Ich wiederhole: Autos wurden zerstört, Häuser mit Far-
be beschmiert, und in Ulm wurde ein Mordanschlag gerade 
noch verhindert. Am Auto eines Gastwirts, bei dem eine AfD-
Veranstaltung stattfand, wurden die Radmuttern gelöst. Der 
Staatsschutz ermittelt. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Was sind denn die 
Gründe?)

Deshalb frage ich Sie erneut: Wie lange wollen Sie diesem 
Treiben noch zusehen? 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Soll das jetzt das 
Parlament untersuchen? – Abg. Sascha Binder SPD: 
Wir sehen doch nicht zu! Der Staatsschutz ermittelt!)

Es geht heute definitiv nicht um einen Minderheitenantrag. 
Das klären wir an anderer Stelle. Es geht auch nicht um For-
malitäten. Diese hat der Ständige Ausschuss geprüft und un-
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seren Antrag für zulässig erklärt. Es geht einzig und allein da-
rum, ob wir in Baden-Württemberg Extremismus dulden oder 
nicht. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Nein!)

Sie alle müssen heute Farbe bekennen und Verantwortung 
übernehmen.

Sehr geehrter Herr Präsident, ich beantrage für meine Frakti-
on namentliche Abstimmung.

(Beifall bei der AfD)

Wir möchten heute genau wissen, wer sich lieber gegen und 
wer sich vor Linksextremisten stellt.

Danke schön.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Reinhold Gall 
SPD) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich das Wort dem Kollegen Binder.

Abg. Sascha Binder SPD: Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir haben uns, wie das im Landtag von Ba-
den-Württemberg üblich ist, im Ständigen Ausschuss die 
rechtliche Frage des Minderheitenschutzes dieses Antrags auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses gestellt. Wir ha-
ben uns mit diesem Gutachten befasst. Das Gutachten kommt, 
wie Kollege Lasotta zu Recht sagt, zu dem Ergebnis, dass der 
Antrag formal zulässig ist, allerdings nicht minderheitenge-
schützt ist. Das heißt, der Anspruch der beiden ehemaligen 
Fraktionen und jetzt der Fraktion der AfD auf Einsetzung ei-
nes Untersuchungsausschusses besteht nicht, bzw. wenn es 
keine Mehrheit für diesen Antrag gibt, muss dieser Untersu-
chungsausschuss nicht eingesetzt werden. Es besteht kein 
Minderheitenschutz – eine klare Sache.

Ich glaube auch, wenn man klagen will, ist das Prozessrisiko 
ziemlich hoch, und ich glaube, der Verfassungsgerichtshof 
wird ähnlich entscheiden, wie das das Gutachten sieht. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Das werden wir 
sehen!)

Deshalb ist für uns heute die Frage weniger eine rechtliche, 
sondern – dieser Frage haben wir uns auch schon in der ers-
ten Lesung gestellt – eine inhaltliche: Können wir dem An-
trag in der vorliegenden Form zustimmen, oder können wir 
ihm nicht zustimmen?

Frau Baum, Sie haben gerade den Antrag an einem Beispiel 
festgemacht: Anschlag auf ein Auto, Radmuttern gelöst, und 
der Staatsschutz ermittelt. Genau das ist die Aufgabe, dass der 
Staatsschutz ermittelt.

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Dafür gibt es ja 
den Staatsschutz!)

Ich sehe gerade bei diesem Beispiel überhaupt keinen Grund 
für einen Untersuchungsausschuss. 

(Beifall bei der SPD, Abgeordneten der Grünen und 
der CDU sowie des Abg. Jürgen Keck FDP/DVP – 

Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Kollege Binder, ...

Abg. Sascha Binder SPD: Nein. 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: ... Sie gestatten keine Zwi-
schenfrage?

Abg. Sascha Binder SPD: Nein. – Denn der Staat wird ge-
nau seiner Verantwortung gerecht, unabhängig davon,

(Zuruf von der AfD: Und was kommt heraus, wenn 
er ermittelt? Nichts!)

wie die Straftat motiviert ist, ob es eine politisch motivierte 
Straftat ist oder ob sie nicht politisch motiviert ist. Jeder Straf-
tat in diesem Bundesland wird nachgegangen. Man wird ver-
urteilt, wenn die Beweise zur Überzeugung des Gerichts vor-
liegen – wie in jedem anderen Land auch. Dieses Vertrauen 
in den Staat ist für unsere Fraktion alles andere als erschüt-
tert.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Ich habe noch nie 
ein Ergebnis gesehen!)

Uns ist klar, dass es da keine Unterschiede in Baden-Würt-
temberg gibt. 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)

Herr Dr. Meuthen, wenn Sie der Auffassung sind, dass die 
Grünen oder wir oder andere Abgeordnete in diesem Landtag 
den Untersuchungsausschuss auch nutzen könnten, um dar-
auf aufmerksam zu machen, dass alles in diesem Land in Ord-
nung ist – so habe ich Sie zumindest verstanden –, 

(Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Wenn es denn so ist!)

dann muss ich Ihnen sagen: Herr Dr. Meuthen, ein Untersu-
chungsausschuss in einem Parlament ist das stärkste Schwert 
des Parlaments zur Kontrolle der Regierung und keine The-
rapiegruppe, 

(Lachen des Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD)

um Sie von dem zu überzeugen, was in diesem Land selbst-
verständlich ist, nämlich dass nach Recht und Gesetz verfolgt 
und geurteilt wird. 

(Beifall bei der SPD und den Grünen sowie Abgeord-
neten der CDU und der FDP/DVP – Zuruf des Abg. 

Dr. Jörg Meuthen AfD)

Vor diesem Hintergrund werden wir diesem Antrag nicht zu-
stimmen. Denn wir sind der Auffassung, 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Untersuchungen 
sind immer ergebnisoffen! Das sollte eigentlich klar 

sein! – Unruhe – Glocke des Präsidenten)

dass klar ist, dass es für diesen Untersuchungsausschuss kei-
ne Begründung gibt, die nachvollziehbar macht, wo der Staat 
offensichtlich oder nur dem Anschein nach versagt hat. Dass 
man nicht jede Straftat aufklären kann, ist keine neue Erkennt-
nis.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Erschreckend we-
nige werden aufgeklärt!)
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Sie haben aber auch nicht nachgewiesen, dass bewusst eine 
Straftat nicht aufgeklärt worden wäre.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Das ist Gegen-
stand des Untersuchungsausschusses! Darum geht es! 

– Weitere Zurufe – Glocke des Präsidenten) 

All diese konkreten Hinweise haben Sie nicht gegeben. Des-
halb gibt es keinen Grund für einen Untersuchungsausschuss, 
und deshalb werden wir diesen Antrag ablehnen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und den Grünen sowie Abgeord-
neten der CDU und der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die FDP/DVP-Frakti-
on erteile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Goll.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Jetzt kommt der 
politische Alzheimer! Alles vergessen! – Abg. Anton 

Baron AfD: Die Wähler vergessen schnell!)

Abg. Dr. Ulrich Goll FDP/DVP: Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Eine Sache ist klar: Formal besteht das 
Antragsrecht nicht. Es ist auch bekannt, dass ich und meine 
Fraktion schon immer dieser Ansicht waren. Jetzt kann man 
natürlich sagen: Wir argumentieren nicht nur formal – obwohl 
man an dieser Stelle zwischendurch schon einmal sagen muss: 
Wenn der Landtag sagt, dass er sich nicht durch Tricksereien 
einen Ausschuss aufzwingen lässt, und dann der Trick platzt, 
sehe ich eigentlich keinen Grund, warum wir dann den Aus-
schuss beschließen sollten. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD)

Das allein wäre natürlich schon ein bisschen merkwürdig. 
Aber man kann nicht nur formal argumentieren.

Jetzt bin ich zitiert worden. Das könnte einen ja ehren, je nach-
dem, von wem es kommt. Ich bin jedenfalls in der Debatte ge-
rade eben mit früheren Positionen zitiert worden. Jetzt knüp-
fe ich genau an diese früheren Positionen an. Das macht mir 
die Sache ziemlich leicht. 

Als wir in der letzten Legislaturperiode über den NSU-Unter-
suchungsausschuss diskutiert haben, war unsere Fraktion der 
Meinung, dass man die Überschrift wählen sollte: „Religiös 
und politisch motivierter Extremismus“, um das ganze Spek-
trum zu untersuchen. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der AfD 
– Abg. Anton Baron AfD: Dann machen wir das!)

Das ist die eine Hälfte der Aussage. Aber die andere Hälfte 
der Aussage war die, dass wir unsere belegte Skepsis – ich ha-
be sie im Namen der Fraktion zum Ausdruck gebracht – ge-
äußert haben, ob ein Untersuchungsausschuss eigentlich das 
richtige Instrument ist. Wir haben die Frage gestellt, ob man 
durch einen Untersuchungsausschuss weiter kommt als die 
staatlichen Organe in ihren Erkenntnissen. Manche unserer 
Reden – jetzt muss ich das zu dieser Seite des Spektrums sa-
gen – haben sich genau so angehört wie das, was Sie gerade 
eben gesagt haben. Da haben wir gesagt: „Warum habt ihr 
nicht ein bisschen mehr Vertrauen in die staatlichen Organe? 

Glaubt ihr wirklich, dass die vor irgendetwas die Augen zu-
machen?“ Das glauben wir nicht, weder in die eine noch in 
die andere Richtung. 

Übrigens hat sich, wenn Sie die Ergebnisse des letzten NSU-
Untersuchungsausschusses anschauen, dem ich ja angehört 
habe, durchaus eines bewahrheitet, wenn man zum Schluss 
Bilanz zieht: Wenn einer hier im Saal mir etwas wirklich Neu-
es sagen kann, was staatliche Organe nicht schon vorher an 
Fakten wussten, 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Sehr rich-
tig!)

wenn einer ein solches Faktum sagen kann, 

(Abg. Dr. Bernhard Lasotta CDU: Soll er sich mel-
den!)

dann wäre ich dankbar, wenn er es mir hinterher sagt. Eigent-
lich hat sich diese Skepsis genau bewahrheitet. Aber – ich darf 
auch das sagen – leider war das Vertrauen in den Staat bei Ih-
nen, lieber Herr Kollege Sckerl, damals nicht so ausgeprägt 
wie heute und bei Herrn Kollegen Binder auch nicht. 

(Lachen bei der AfD)

Aber für uns ist klar: Wir haben insofern auch heute keine Ver-
anlassung, der Einsetzung des Untersuchungsausschusses zu-
zustimmen.

Danke schön.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Meine Damen und Her-
ren, ich frage die Regierung: Wird vonseiten der Regierung 
das Wort gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann liegen mir 
keine weiteren Wortmeldungen vor.

Es ist eine namentliche Abstimmung beantragt. Hat der An-
trag die in § 99 Absatz 1 der Geschäftsordnung vorgeschrie-
bene Unterstützung durch fünf Abgeordnete? – Das ist der 
Fall.

Meine Damen und Herren, wer dem Antrag Drucksache 
16/423 zustimmt, den bitte ich, mit Ja zu antworten. Wer den 
Antrag ablehnt, der möge mit Nein antworten. Wer sich der 
Stimme enthält, der antworte mit „Enthaltung“. 

Ich bitte nun Frau Schriftführerin Neumann, den Namensauf-
ruf vorzunehmen. Der Namensaufruf beginnt mit dem Buch-
staben D. 

Ich bitte während der Abstimmung um Ruhe.

Bitte schön, Frau Kollegin.

(Namensaufruf)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ist noch jemand im Saal, 
der noch nicht abgestimmt hat? – Das ist nicht der Fall. Die 
Abstimmung ist damit geschlossen. Ich bitte die Schriftfüh-
rer, das Abstimmungsergebnis festzustellen. 

(Auszählen der Stimmen)
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Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt mir nun-
mehr vor: 

An der Abstimmung haben sich 118 Abgeordnete beteiligt. 

Mit Ja haben 19 Abgeordnete gestimmt,  
mit Nein haben 99 Abgeordnete gestimmt. 

Der Antrag ist damit abgelehnt 

(Abg. Anton Baron AfD: Schade!)

und Tagesordnungspunkt 5 erledigt. 

*

Mit  J a  haben gestimmt:

AfD: Dr. Rainer Balzer, Anton Baron, Dr. Christina Baum, Dr. Heinrich 
Fiechtner, Bernd Gögel, Dr. Bernd Grimmer, Stefan Herre, Rüdiger Klos, 
Dr. Heinrich Kuhn, Dr. Jörg Meuthen, Thomas Axel Palka, Dr. Rainer 
Podeswa, Stefan Räpple, Daniel Rottmann, Emil Sänze, Hans Peter 
Stauch, Udo Stein, Klaus-Günther Voigtmann.

Fraktionslos: Dr. Wolfgang Gedeon.

Mit  N e i n  haben gestimmt:

GRÜNE: Muhterem Aras, Theresia Bauer, Susanne Bay, Beate Böhlen, 
Andrea Bogner-Unden, Martina Braun, Jürgen Filius, Josef Frey, Mar-
tin Grath, Wilhelm Halder, Thomas Hentschel, Winfried Hermann, Her-
mann Katzenstein, Manfred Kern, Petra Krebs, Winfried Kretschmann, 
Daniel Andreas Lede Abal, Andrea Lindlohr, Bettina Lisbach, Brigitte 
Lösch, Thomas Marwein, Bärbl Mielich, Dr. Bernd Murschel, Reinhold 
Pix, Thomas Poreski, Wolfgang Raufelder, Daniel Renkonen, Barbara 
Saebel, Alexander Salomon, Alexander Schoch, Andrea Schwarz, And-
reas Schwarz, Hans-Ulrich Sckerl, Stefanie Seemann, Edith Sitzmann, 
Franz Untersteller, Thekla Walker, Dorothea Wehinger. 

CDU: Norbert Beck, Thomas Blenke, Klaus Burger, Thomas Dörflinger, 
Konrad Epple, Arnulf Freiherr von Eyb, Sylvia Felder, Marion Gentges, 
Fabian Gramling, Raimund Haser, Peter Hauk, Ulli Hockenberger, Dr. 
Nicole Hoffmeister-Kraut, Karl Klein, Wilfried Klenk, Joachim Kößler, 
Sabine Kurtz, Dr. Bernhard Lasotta, Siegfried Lorek, Winfried Mack, 
Paul Nemeth, Christine Neumann, Claus Paal, Dr. Patrick Rapp, Nicole 
Razavi, Dr. Wolfgang Reinhart, Karl-Wilhelm Röhm, Karl Rombach, 
Volker Schebesta, Felix Schreiner, Dr. Albrecht Schütte, August Schu-
ler, Stefan Teufel, Georg Wacker, Tobias Wald, Karl Zimmermann. 

SPD: Sascha Binder, Daniel Born, Wolfgang Drexler, Dr. Stefan Fulst-
Blei, Reinhold Gall, Gernot Gruber, Rainer Hinderer, Peter Hofelich, An-
dreas Kenner, Ernst Kopp, Martin Rivoir, Gabi Rolland, Rainer Stickel-
berger, Andreas Stoch, Dr. Boris Weirauch, Sabine Wölfle. 

FDP/DVP: Dr. Gerhard Aden, Dr. Friedrich Bullinger, Dr. Ulrich Goll, 
Jochen Haußmann, Klaus Hoher, Jürgen Keck, Dr. Timm Kern, Dr. Erik 
Schweickert, Nico Weinmann.

*

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

Antrag der Fraktion der FDP/DVP und Stellungnahme 
des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport – Rück-
zug der Klage des Kultusministeriums gegen die Frank-
furter Allgemeine Zeitung – Drucksache 16/39 (Geänder-
te Fassung)

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten und für 
die Aussprache fünf Minuten je Fraktion. 

Das Wort zur Begründung erteile ich für die Fraktion der FDP/
DVP Herrn Kollegen Dr. Kern. 

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Manch einer von Ihnen fragt sich 
möglicherweise, warum die FDP/DVP-Fraktion die Klage des 
ehemaligen Kultusministers gegen die Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung auf die heutige Tagesordnung gesetzt hat; schließ-
lich liegt die Klageerhebung mehr als ein Jahr zurück, und die 
jetzige Kultusministerin hat die Klage zurückgezogen. War-
um sollten wir uns also heute damit beschäftigen? Aus Sicht 
der FDP/DVP-Fraktion ist der Vorgang ein negatives Lehr-
beispiel für den Umgang einer Landesregierung mit den Me-
dien im Falle einer kritischen Berichterstattung. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: So ist es!)

Wir Freien Demokraten sind der Auffassung, dass die Presse-
freiheit ein hohes, schützenswertes Gut und ein entscheiden-
des Element unserer freiheitlichen Gesellschaft ist. 

(Beifall bei der FDP/DVP)

Wie es aber tatsächlich um die Pressefreiheit bestellt ist, zeigt 
sich gerade in Konfliktsituationen, vor allem wenn es für die 
Regierenden unbequem wird. Deshalb ist es auch keine Peti-
tesse, dass der damalige Kultusminister gegen die FAZ vor 
Gericht gezogen ist. Hintergrund war ein Bericht der FAZ-Re-
dakteurin Heike Schmoll über eine bekannt gewordene Eva-
luation in einem Zwischenbericht an die Geschwister-Scholl-
Schule in Tübingen. Dieser Zwischenbericht stellte der Vor-
zeigegemeinschaftsschule ein vernichtendes Zwischenzeug-
nis aus. 

(Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Das stimmt nicht!)

Laut Pressebericht erschienen nicht nur Leistungsmessung 
und Lernkontrolle fragwürdig, sondern auch die Inklusion 
vollzog sich wohl völlig planlos. Vor allem schien das Herz-
stück der Gemeinschaftsschulpädagogik, das individuelle Ler-
nen, nicht zu funktionieren. 

Dieser Bericht bestätigte die Befürchtungen, dass gerade die 
weniger leistungsstarken Schülerinnen und Schüler hierbei 
die Leidtragenden sind. All das konnte der grün-roten Lan-
desregierung natürlich nicht gefallen. 

(Zuruf des Abg. Daniel Andreas Lede Abal GRÜNE)

Immerhin war die Gemeinschaftsschule das Prestigeprojekt 
Nummer 1 der grün-roten Koalition. Dabei hätte die damali-
ge Landesregierung eigentlich damit rechnen müssen, dass 
bei der Einführung einer neuen Schulart ohne vorherige Er-
fahrungen und ohne Modellversuche irgendwann auch kriti-
sche Rückmeldungen würden kommen müssen. 

Von jedem Lehrer wird erwartet, dass er seinen Unterricht kri-
tisch reflektiert, mit kritischen Rückmeldungen souverän und 
im Sinne von Verbesserungsvorschlägen umgeht und sich ge-
gebenenfalls einer Evaluation stellt. Was man von einem Leh-
rer selbstverständlich erwartet, darin sollte sein Dienstherr erst 
recht ein Vorbild sein. 
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Statt aber auf die Inhalte des kritischen FAZ-Berichts einzu-
gehen und offensichtliche Probleme anzugehen, wich der da-
malige Kultusminister lieber auf einen Nebenkriegsschauplatz 
aus. Frau Schmoll hatte in ihrem Bericht angegeben, dass das 
Gutachten vom Kultusministerium zurückgehalten werde. 
Diese Aussage war dem Kultusminister eine Klage mit Kos-
ten in Höhe von 12 248,96 € wert, die letztlich der Steuerzah-
ler zu begleichen hat. Und das ist nur eine vorläufige Abrech-
nung. 

Ich bitte die Kultusministerin, wenn möglich, die endgültigen 
Gesamtkosten nachher zu nennen. Im Übrigen ist die Arbeits-
zeit der Ministeriumsmitarbeiter da noch nicht mit eingerech-
net. 

Ein Kultusminister hat doch alle Möglichkeiten, öffentlich zu 
widersprechen und Gehör zu finden; das hat Herr Stoch auch 
getan. Er hätte auch, wie von der FDP/DVP-Fraktion gefor-
dert, die Gutachten zu den Gemeinschaftsschulen – selbstver-
ständlich unter Wahrung des Datenschutzes – veröffentlichen 
können. 

Doch der Kultusminister hatte ohnehin ein besonderes Ver-
hältnis zur Öffentlichkeit. Dabei war das Zwischengutachten 
zur Geschwister-Scholl-Schule nach dem Papier zu den Leit-
prinzipien einschließlich des Papiers über die sexuelle Viel-
falt im Bildungsplan und des Papiers „Gymnasium 2020“ be-
reits das dritte interne Dokument, das aufgrund seines brisan-
ten Inhalts den Weg in die Öffentlichkeit fand. Vor diesem 
Hintergrund erstaunt es eigentlich, dass es die Plattform  
KuMiLeaks immer noch nicht gibt. 

Die Klage gegen die FAZ dürfte vor allem ein Versuch der 
Einschüchterung einer couragierten Journalistin gewesen sein. 

(Abg. Sabine Wölfle SPD: Quatsch!)

Zu groß war offenbar die Sorge, dass die Bildungsredakteu-
rin und mit ihr vielleicht auch andere Redakteure die offene 
Flanke von Grün-Rot kritisch beleuchten könnten, 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

nämlich die vergeigte Bildungspolitik der ehemaligen Lan-
desregierung. 

(Beifall des Abg. Nico Weinmann FDP/DVP)

Um an dieser Stelle nicht missverstanden zu werden: Die Kla-
gemöglichkeit für einen Bürger soll hier in keiner Weise in-
frage gestellt werden. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Na, na, na!)

Aber wenn ein Regierungsmitglied zu diesem Mittel greift, 
dann hat das eben andere Auswirkungen. 

Uns ist es wichtig, möglichst sämtliche offenen und versteck-
ten Einschränkungen von Meinungsfreiheit und Pressefreiheit 
zu verhindern. Der Pressefreiheit den Rücken zu stärken er-
scheint uns derzeit notwendiger denn je. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
AfD)

Wenn ein Vertreter einer Landtagsfraktion Medienvertreter 
der Hetze bezichtigt – so hat es ein Vertreter der AfD in der 
Sitzung des Ständigen Ausschusses am 29. September 2016 
gegenüber Vertretern der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten getan –, dann erwartet die FDP/DVP-Fraktion von al-
len Fraktionen mit freiheitlich-demokratischer Fundierung ein 
klares Bekenntnis zur Pressefreiheit, liebe Kolleginnen und 
Kollegen. 

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der 
CDU – Abg. Jochen Haußmann FDP/DVP: So ist es! 

Genau!)

Wir werden darüber wachen, dass das im Regierungshandeln 
eingehalten wird. Wir sind der Kultusministerin deshalb dank-
bar, dass sie in der Stellungnahme zu unserem Antrag die Pres-
sefreiheit als – Zitat – 

ein besonders hohes und schützenswertes Gut unserer 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung

bezeichnet. 

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Sehr gut!)

Ob das ernst gemeint ist, wird sich aber wohl erst dann zei-
gen, wenn es für die Regierung unangenehm oder im wahrs-
ten Sinn des Wortes kritisch wird. 

In der Vergangenheit gab es übrigens auch Fälle, wonach ins-
besondere Schulleiter der Regierung gegenüber unbequeme 
Positionen bezogen haben. Die „Stuttgarter Zeitung“ vom 
26. April 2012 berichtete beispielsweise 

(Abg. Sabine Wölfle SPD: 2012?)

von einem Anruf des Leiters der Stabsstelle Gemeinschafts-
schule beim Schulleiter der Realschule Remseck. 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

Demnach hat der Stabsstellenleiter den Schulleiter angewie-
sen, sich – Zitat – 

nicht wahrheitswidrig zum Projekt Gemeinschaftsschule 
zu äußern. 

(Heiterkeit des Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU)

Nur: Äußern wollte sich vor allem das Ministerium auf wie-
derholte Nachfrage der FDP/DVP-Fraktion nach der Zahl der 
Ministeriumsanrufe in ähnlichen Fällen kritischer Äußerun-
gen nicht. 

Unsere Fraktion war und ist stets aufmerksam und wird stets 
aufmerksam sein, wenn die Meinungsfreiheit berührt oder gar 
von Einschränkungen bedroht ist. Deshalb haben wir uns so-
wohl in der Frage des Umgangs des Kultusministeriums in 
der Zeit der schwarz-gelben Landesregierung mit den soge-
nannten Hauptschulrebellen im Jahr 2008 als auch beim Um-
gang der grün-roten Landesregierung mit dem Schulleiterauf-
ruf für den Erhalt des gegliederten Schulwesens im Jahr 2011 
in der Abwägung zwischen der Meinungsfreiheit und dem be-
amtenrechtlich vorgeschriebenen Loyalitäts- und Mäßigungs-
gebot für den Vorrang der Meinungsfreiheit ausgesprochen.



830

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 17. Sitzung – Donnerstag, 10. November 2016
(Dr. Timm Kern) 

Deshalb fordern wir nun die Kultusministerin auf, zu erklä-
ren, wie sie sich zukünftig in Fällen kritischer Berichterstat-
tung und kritischer Meinungsäußerung verhalten wird.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Fraktion GRÜNE 
erteile ich das Wort der Kollegin Lösch.

Abg. Brigitte Lösch GRÜNE: Herr Präsident, sehr geehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Wir beschäftigen uns heute mit 
dem Antrag der FDP/DVP-Fraktion „Rückzug der Klage des 
Kultusministeriums gegen die Frankfurter Allgemeine Zei-
tung“, der versucht, einen Vorgang künstlich zu skandalisie-
ren.

(Zuruf des Abg. Karl Zimmermann CDU) 

Ich frage mich wirklich, ob es nicht wichtigere Themen gibt, 
über die wir heute diskutieren könnten,

(Zuruf: Genau!)

und ob es nicht gereicht hätte, diesen Antrag, der sich ja längst 
erledigt hat, im Ausschuss zu diskutieren. 

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Wir brauchen doch hier im Plenum nicht eine Auseinander-
setzung über ein Thema weiterzuführen, das sich längst über-
holt hat. 

Aber um was geht es? Am 16. August 2015 ist in der FAZ un-
ter dem Titel „Studie zur Gemeinschaftsschule – Schwäbi-
sches Himmelfahrtskommando“ über ein vermeintliches Gut-
achten berichtet worden, das durch Wissenschaftler unter der 
Federführung der Universität Tübingen entstanden sei. Dar-
gestellt wurde dies als ein scheinbar unter Verschluss gehal-
tener Teil des Forschungsprojekts zur wissenschaftlichen Be-
gleitung der Gemeinschaftsschulen in Baden-Württemberg.

Die Journalistin bezog sich in ihrem Artikel auf einen von ihr 
als Gutachten missverstandenen Schulbericht. Was ist ein 
Schulbericht? Schulberichte dienen im Rahmen von wissen-
schaftlichen Forschungsprojekten den einzelnen Schulen als 
individuelle Rückmeldungen, werden aus datenschutzrechtli-
chen Gründen nie veröffentlicht und nie an Dritte weiterge-
geben.

Der vorliegende Schulbericht bezog sich auf eine Tübinger 
Gemeinschaftsschule, in der zwei Schulklassen mit insgesamt 
40 Schülerinnen und Schülern betrachtet wurden. Auf der 
Grundlage dieser kleinen, stark selektiven Stichprobe von 
zwei Klassen einer Schule erlaubte sich die Verfasserin, auf 
eine Grundgesamtheit, nämlich auf eine gesamte Schulform 
in einem Bundesland, zu schließen und der Gemeinschafts-
schule ein schlechtes Zeugnis zu erteilen.

Dass dies allein aus wissenschaftlicher Perspektive nicht ziel-
führend ist, muss ich an dieser Stelle nicht weiter ausführen. 
Aber man darf sich schon auch fragen: War das einfach 
schlecht recherchiert, oder war es journalistische Stimmungs-
mache?

Die Reaktionen waren ja dann auch wie erwartet. Obwohl die 
Forschergruppe zur wissenschaftlichen Begleitung der Ge-
meinschaftsschulen in Baden-Württemberg zwei Tage nach 
Erscheinen des FAZ-Artikels klargestellt hat, dass ein solcher 
Bericht, der den Entwicklungsstand einer einzelnen Schule 
darstellt, nicht exemplarisch für die Praxis der Gemeinschafts-
schulen in Baden-Württemberg insgesamt interpretiert wer-
den könne, wurden die abstrusesten Vorwürfe und Verschwö-
rungstheorien gegenüber den Ministerien und dem Kultusmi-
nister geäußert.

(Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Allen voran Herr 
Kern!)

Sie würden Informationen zurückhalten und ein von ihnen in 
Auftrag gegebenes Gutachten unter Verschluss halten. 

So, meine Kolleginnen und Kollegen, hat das alles gar nicht 
gestimmt. Denn, wie gesagt, das Gutachten war ja gar kein 
Gutachten, sondern ein interner Schulbericht einer Schule, 
der, wie der Name „intern“ schon sagt, niemals veröffentlicht 
oder weitergegeben wird. Also, was tut man dann als Kultus-
ministerium richtigerweise? Man fordert die Zeitung, die et-
was Falsches geschrieben hat, 

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja!)

zu einer Richtigstellung auf. In der Stellungnahme zu Ziffer 5 
des Antrags können Sie ja lesen: Die FAZ hat es abgelehnt, 
trotz

der mehrfachen mündlichen und schriftlichen Aufforde-
rung des Kultusministeriums und danach des beauftrag-
ten Rechtsanwalts, falsche Tatsachenbehauptungen ... zu-
rückzunehmen bzw. eine entsprechende Gegendarstellung 
... zu veröffentlichen ... 

Was bleibt dann anderes übrig, als den Druck zu erhöhen und 
in diesem Fall dann eben gegen die FAZ zu klagen?

(Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Frau Kollegin, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Räpple?

Abg. Brigitte Lösch GRÜNE: Nein.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Nein.

Abg. Brigitte Lösch GRÜNE: Es hat ja den gewünschten Ef-
fekt erbracht: Nur aufgrund der Klage war die FAZ bereit, ei-
ne Richtigstellung zu veröffentlichen.

Grundsätzlich war die Unterlassungsklage also zielführend. 
Daher war das Verhalten des Kultusministers angemessen, und 
der Fall ist somit auch erledigt. Punkt.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die CDU-Fraktion er-
teile ich dem Kollegen Röhm das Wort.

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Herr Präsident, werte Kol-
leginnen und Kollegen! „Schwäbisches Himmelfahrtskom-
mando“ überschrieb Heike Schmoll ihren am 16. August 2015 
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in der FAZ erschienenen Artikel. Der Artikel handelt von Be-
obachtungen im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung 
an der Geschwister-Scholl-Gemeinschaftsschule. In der Sum-
me wurden im Übrigen zehn Schulen wissenschaftlich beglei-
tet. 

Der Bericht der FAZ stellte der Gemeinschaftsschule, hier be-
zogen auf die Geschwister-Scholl-Schule, so würde ich sagen, 
ein durchaus vernichtendes Zeugnis aus. Insgesamt war es ei-
gentlich ein erschreckender Bericht, der beim ehemaligen Mi-
nister Stoch eigentlich die Alarmglocken hätte schrillen las-
sen müssen. Aber was tut der SPD-Kultusminister? Anstatt 
den Bericht ernsthaft durchzulesen, gegebenenfalls Kritik an-
zunehmen und im Interesse der Schülerinnen und Schüler zu 
handeln, ergreift Minister Stoch eine, ich will sagen, äußerst 
durchsichtige Taktik

(Abg. Anton Baron AfD: Auf Kosten der Steuerzah-
ler!)

und eröffnet so – ich glaube, Kollege Kern, Sie haben den 
richtigen Begriff gefunden – einen Nebenkriegsschauplatz.

Er behauptete – man möge zuhören –, den Bericht nicht zu 
kennen. In der Stellungnahme zu unserem Antrag räumt er je-
doch ein, dass Angehörige der Schulverwaltung ihn zwar ge-
habt hätten, er aber nicht. Er sei auch nicht – ich zitiere – „Ad-
ressat der Studie“ gewesen. Deshalb verklagt er kurzerhand 
die FAZ. Das macht viel Wind, 

(Abg. Anton Baron AfD: Typisch SPD!)

und Minister Stoch hofft darauf, damit der zentralen und un-
angenehmen Auseinandersetzung mit den Inhalten aus dem 
Weg gehen zu können, ihr entkommen zu können.

(Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Kollege Röhm, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Poreski?

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Er darf nachher fragen, 
gern; er ist ein netter Kerl.

(Lachen bei der AfD – Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: 
Das ist das Kriterium!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Kollege Poreski, bitte.

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Kollege Kern hat es sehr 
schön angedeutet und gesagt: Eigentlich – –

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Was ist jetzt, Herr Kolle-
ge? Darf er, oder darf er nicht?

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Er darf.

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Also bitte, Kollege Po-
reski.

(Vereinzelt Heiterkeit)

Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Ich wollte mich nur verge-
wissern, Kollege Röhm, ... 

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ja, bitte. 

Abg. Thomas Poreski GRÜNE: ... ob Sie der Meinung sind, 
dass an der Sachdarstellung von Frau Lösch irgendetwas nicht 
stimmt.

(Zuruf: Genau!) 

Das ist ein deutlicher Widerspruch zu dem, was hier jetzt als 
Vorgehen beschrieben wird. 

(Zuruf der Abg. Brigitte Lösch GRÜNE) 

War es z. B. ein Schulbericht, oder war es ein Gutachten?

Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Ich betreibe hier keine 
Schelte an der Gemeinschaftsschule, 

(Zurufe von der SPD) 

sondern ich beurteile einen einzelnen Vorgang, und ich habe 
an den Ausführungen der Frau Kollegin Lösch aus ihrer Sicht 
nichts auszusetzen.

(Abg. Thomas Poreski GRÜNE: Okay! Danke!)

Jetzt weiß ich nicht, ob das ein Signal war, Herr Stoch, ob Sie 
gleich ein Signal an weitere potenzielle, unliebsame Kritiker 
ausgesandt haben. Was mich besonders erstaunt, ist, dass Sie 
sich nicht des Sachverstands der Juristen in Ihrem Haus be-
dient haben, sondern dass Sie stattdessen eine renommierte 
Kanzlei beauftragt haben, die laut FOCUS im September 2016 
eine der Top-Wirtschaftskanzleien Deutschlands war. Ob das 
notwendig war, dafür knapp 15 000 € auszugeben?

Jedenfalls ist es Ihnen gelungen – das war Ihr Ziel –, von der 
Thematik zunächst abzulenken. Das war Ihnen natürlich bei 
der nahenden Landtagswahl ein wichtiges Anliegen. Aber in 
unserem Interesse und im Interesse der Schüler, Lehrer und 
Eltern wäre es gewesen, dass der verantwortliche Kultusmi-
nister – von ihm hätten wir das erwartet – den Inhalt des Be-
richts ernst nimmt und dann auch handelt. Wir hätten erwar-
tet, dass Sie sich um Ihre Schulen gekümmert hätten, anstatt 
sich noch hinter Ihren Parteifreund und Fachmann für Ge-
meinschaftsschulen, Norbert Zeller, der dies schulideologisch 
überfrachtet hat, zu stellen. 

(Abg. Brigitte Lösch GRÜNE: Oh!)

„Den Bericht hat mir offiziell niemand gegeben“, so Ihre er-
klärenden Worte, Herr Stoch. Dabei hätten Sie ihn, objektiv 
betrachtet, kennen müssen. Ihrer Schulverwaltung lag er doch 
vor, und die Geschwister-Scholl-Schule war jedenfalls nicht 
irgendeine beliebige Schule, sondern eine Gemeinschaftsschu-
le, die Ziel zahlloser Informationsreisen und Anschauungsort, 
ja, ich würde sogar fast sagen – ich habe es gegenüber Dr. 
Friedrichsdorf auch einmal zum Ausdruck gebracht –, fast ei-
ne Pilgerstätte war, auch für das Kultusministerium.

Aber, Herr Stoch, es ist schlicht und einfach eine Stilfrage. 
Sie haben sich eben nun zu einer Klage entschieden.

(Abg. Anton Baron AfD: Wo ist er eigentlich?)

Abschließend darf ich Herrn Stoch einen ganz grundsätzli-
chen Rat geben. Mit kritischen Journalisten spricht man, oder 
man setzt sich mit ihnen leidenschaftlich auseinander, aber 
man verklagt sie nicht.
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(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP sowie Abge-
ordneten der AfD)

Deswegen, Frau Kultusministerin Dr. Eisenmann, haben Sie 
mit dem Rückzug der Klage gegen die FAZ im Interesse un-
seres Landes absolut richtig entschieden, und wir stehen hin-
ter Ihnen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der Grünen 
– Abg. Wolfgang Drexler SPD: War das zum Schluss 

eine Drohung?)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die AfD-Fraktion er-
teile ich Herrn Kollegen Dr. Balzer das Wort. 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Drexler SPD) 

– Geschätzter Kollege Vizepräsident a. D., ich überlege mir 
dauernd, was Sie in der letzten Legislaturperiode getan hät-
ten, wenn dauernd solche Zwischenrufe gekommen wären.

(Abg. Wolfgang Drexler SPD: Ich hätte gerügt!)

– Danke.

(Heiterkeit)

Bitte schön, Herr Abg. Dr. Balzer.

Abg. Dr. Rainer Balzer AfD: Sehr geehrter Herr Präsident, 
geschätzte Kollegen Abgeordnete, meine Damen und Herren! 
Wenn ich eine Auseinandersetzung nicht gewinnen kann, dann 
führe ich sie nicht. Wenn ich vor Gericht wahrscheinlich ver-
liere, ziehe ich die Klage zurück. Natürlich hat die Klageer-
hebung Geld gekostet, aber das Geld ist bereits ausgegeben 
worden. Insofern war die Entscheidung der Ministerin, die 
Klage, das „Himmelfahrtskommando“, zurückzuziehen, rich-
tig. Nein, die Klage gegen die Berichterstattung zurückzuzie-
hen war richtig.

Aber wenden wir uns den Inhalten zu, den Inhalten eines Gut-
achtens oder eines Berichts, wie Frau Lösch sagte, den es gar 
nicht gibt. Oder gibt es das Gutachten doch, trägt es aber den 
Vermerk „Nur intern verwenden“? Warum haben Sie, Herr 
Stoch, warum hat das Ministerium gegen eine Sache geklagt, 
die nicht wirklich vorliegt? War die Gegendarstellung Ihres 
Hauses in der FAZ vom 9. September 2015 etwa falsch? Wur-
de hier eine Falschaussage getätigt? Das ist für ein Ministeri-
um kaum vorstellbar. Hätte es nicht einfach genügt, die Exis-
tenz dieses Gutachtens zu dementieren?

Meine Damen und Herren, kommen wir jetzt zum Inhalt. Of-
fenbar war der Inhalt dieses Gutachtens so brisant, dass es un-
ter keinen Umständen an die Öffentlichkeit gelangen durfte. 

(Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Nein, nein, nein! – 
Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

Der Besuch einer Gemeinschaftsschule – nicht irgendeiner, 
sondern einer Vorzeigeschule, der Geschwister-Scholl-Schu-
le in Tübingen, ein 1972/1973 gegründeter Verbund aus 
Haupt-, Werkreal- und Realschule sowie Gymnasium – ist ein 
„Schwäbisches Himmelfahrtskommando“, das man zurück-
ziehen sollte – das ist richtig. Dies schrieb die FAZ im August 
2015. Diese Schule hat, gelinde gesagt, die Erwartungen der 
Eltern und der Schüler nicht erfüllt.

Meine Damen und Herren, wissen Sie, was ErKo ist? Wenn 
nicht, ist das eine Bildungslücke. Die „Erweiterte Kooperati-
on“ ist seit 2009/2010 in Betrieb. Der damalige Kultusminis-
ter war Helmut Rau, SPD.

(Abg. Nicole Razavi CDU: Was? Helmut Rau, SPD? 
Na, na, na! – Weitere Zurufe von der CDU, u. a.: Rau 

war CDU!)

– CDU. Entschuldigung.

(Abg. Fabian Gramling CDU: Wie war das mit Le-
sen? – Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Das macht eh kei-

nen Unterschied!)

– Ja, mit dem Lesen, genau. – 2012 folgte die Umwandlung 
zur Gemeinschaftsschule. In dieser Modellschule haben en-
gagierte Lehrerinnen und Lehrer, alle Lehrkräfte alles ver-
sucht, womit unsere – darauf liegt die Betonung – Landesre-
gierungen die Schüler in Zukunft beglücken möchten. Die 
neue Lernkultur – der Lehrer als Nichtfachmann, als Lernbe-
gleiter –, das selbst organisierte Lernen ist bei der großen 
Mehrheit der Schüler erfolglos, aber die Unruhe in der Klas-
se macht einfach Spaß. Lernzeiten werden vergammelt, bei 
Lernstrategien herrscht Fehlanzeige – das steht in diesem Be-
richt –, die Leistungsmessung ist fragwürdig, die Inklusion ei-
ne eigene Baustelle, die es gründlich zu diskutieren und zu 
beleuchten gilt. 

Dieser Bericht, dieses Gutachten zeigte, was wir bereits wis-
sen: Eine Bildungsutopie ist zerbrochen oder zerbricht heute. 
Aber dass sie zerbrechen, das haben Utopien so an sich.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Gestern wurde wieder auf die Bildungsgerechtigkeit verwie-
sen und die soziale Gerechtigkeit und vieles mehr als Haupt-
aufgabe der Schule dargestellt. Darauf möchte ich jetzt nicht 
schon wieder eingehen – schon im Rahmen der Zeit wäre das 
nicht möglich. Doch es ist eine wichtige Aufgabe der Schule, 
dass die Kinder etwas lernen und auf einen vernünftigen Be-
ruf gemäß ihren Begabungen vorbereitet werden. Deshalb, 
meine Damen und Herren, fordern wir hier die Veröffentli-
chung dieses Gutachtens – ich würde es gern einmal lesen –,

(Zuruf von der AfD: Ja!) 

natürlich unter den Regeln des Datenschutzes; das ist logisch.

Wir fordern eine Untersuchung aller anderen bisher existie-
renden Gemeinschaftsschulen nach genau diesen Kriterien. 
Wie es aussieht – das wird das Ergebnis sein –, ist hier ein Bil-
dungsexperiment gescheitert, genauso wie die Mengenlehre 
und das Oberstufenkurssystem.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Machen Sie, Frau Dr. Eisenmann, am besten diesem Spuk ein 
Ende, bevor ein noch größerer Schaden entsteht. Ansonsten 
ist dem Antrag zuzustimmen.

Danke.

(Beifall bei der AfD – Zuruf von der AfD: Bravo!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die SPD-Fraktion er-
teile ich dem Kollegen Dr. Fulst-Blei das Wort.
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Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, Kolleginnen und Kollegen! Kollege Röhm, Kollege 
Kern, der Skandal ist im Grunde ein ganz anderer. Sie machen 
hier heute wieder bewusst Politik auf dem Rücken einer gan-
zen Schulgemeinschaft. Das ist der Skandal und nichts ande-
res!

(Beifall bei der SPD – Abg. Dr. Timm Kern FDP/
DVP: Haben Sie eigentlich zugehört? – Zuruf des 

Abg. Karl Zimmermann CDU) 

Den Ablauf – an dieser Stelle danke ich Frau Kollegin Lösch 
für die detaillierte Darstellung –

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Das ist die gleiche 
Schallplatte wie in der letzten Legislaturperiode! – 

Abg. Anton Baron AfD: Reine Ideologie ist das!)

kann ich etwas zusammenkürzen. Es handelte sich um eine 
falsche Tatsachenbehauptung. Es ging um eine verleumderi-
sche Behauptung gegenüber dem Kultusministerium, aber 
auch gegenüber den Wissenschaftlern, die mit der Durchfüh-
rung betraut waren. Vor diesem Hintergrund war die Klage 
berechtigt. 

Den Aspekt der Kosten haben wir bereits im Bildungsaus-
schuss behandelt. Aber es geht um etwas ganz anderes. Es är-
gert mich, ehrlich gesagt, auch maßlos, dass Sie die Geschich-
te nicht ohne Namensnennung der Schule – – Hätten Sie den 
reinen Prozess beleuchten wollen, hätten Sie nicht das Thema 
Schule wieder aufgreifen müssen. Über das Thema Gemein-
schaftsschule hätten wir an einer ganz anderen Stelle weiter 
diskutieren können. Nein, Sie haben wieder konkret den Na-
men genannt und diese Schule erneut unter Druck gesetzt.

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Das war Absicht! 
– Gegenruf des Abg. Anton Baron AfD: Transparenz 
nennt man das! – Gegenruf des Abg. Hans-Ulrich 

Sckerl GRÜNE: Transparenz, ja, klar!)

Ich habe im Vorfeld mit einem Elternteil gesprochen, der tief 
betroffen war und gesagt hat, so etwas mache die Schulkultur 
kaputt. Warum? Der Hintergrund dieser damaligen Studie war 
eine externe Evaluation, auf die sich die Schule eingelassen 
hat. 

(Abg. Rüdiger Klos AfD: Evaluiert mal die SPD!)

Die Schule hat nicht – das ist etwas ganz Besonderes – Para-
deklassen, Vorzeigeklassen evaluieren lassen, sondern bewusst 
zwei Lerngruppen, von denen sie gesagt hat: „Da haben wir 
zugegebenermaßen Probleme, guckt euch die mal an.“ Daher 
war auch das Ergebnis, dass der Bericht durchwachsen aus-
fallen wird, von vornherein klar. Die Schule hat sich bewusst 
darauf eingelassen im Vertrauen,

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Hätte er ja darle-
gen können!)

dass dieses Ergebnis und das Gutachten, wie vereinbart und 
wie im Prozess einer Evaluation üblich, unter dem Deckel 
bleiben, sodass sie damit auch umgehen kann. Das ist nicht 
passiert. Die Klage hatte auch den Sinn, sich schützend vor 
die Schule zu stellen – übrigens auch schützend vor die Wis-
senschaft und die wissenschaftliche Evaluation.

Erlauben Sie mir an dieser Stelle ein längeres Zitat des Bun-
desministeriums für Bildung in Österreich:

Wer weiß, warum und wozu evaluiert wird, bereits in der 
Einstiegsphase an wichtigen Entscheidungen beteiligt 
war, während der Evaluation zu Wort gekommen ist und 
zur Interpretation beigetragen hat, wird größeres Vertrau-
en in die Glaubwürdigkeit haben und auch eher bereit 
sein, die Ergebnisse der Evaluation ernst zu nehmen und 
für die weitere Arbeit zu nutzen. 

Ein solches 

... Vorgehen hilft daher dabei, Ängste ab- und Vertrauen 
und guten Willen aufzubauen. ... 

Vertrauen ist entscheidend: Ohne Vertrauen keine Offen-
heit, ohne Offenheit keine Lernchance. Wer also dafür 
sorgen möchte, dass Rückmeldungen und Evaluation ih-
re positive Wirkung entfalten können, wird gut beraten 
sein, zu einem Klima des Vertrauens unter den Beteilig-
ten beizutragen. 

Dazu braucht es das beiderseitige Wissen, was der Zweck 
der Übung ist, den Respekt vor dem/der anderen und sei-
nen/ihren bisherigen Leistungen und die Wahl des richti-
gen Tons. Es braucht transparent vereinbarte „Spielre-
geln“, vor allem natürlich

– dies sei noch einmal betont –

wechselseitige Vertraulichkeit

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Das hätte der Mi-
nister ja darlegen können!)

und ein behutsames Vorgehen in kleinen Schritten.

Vertrauen ist der entscheidende Punkt. Dieses Vertrauen wur-
de gebrochen. Was mich hier fachlich wirklich entsetzt, ist, 
dass CDU und FDP/DVP sich selbst heute nicht schützend 
vor die Betroffenen gestellt haben, sondern heute auch noch 
nachgetreten haben. Das ist der Skandal, Herr Kern, erneut 
auf dem Rücken der Schule Politik machen zu wollen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Abg. Karl-Wil-
helm Röhm CDU: Haben Sie Herrn Stoch wegen der 

Klage gefragt?)

Das ist der eigentliche Skandal derjenigen, die durchgesto-
chen haben und die unreflektiert einseitige Stimmungsmache 
betrieben haben. Sie haben Vertrauen verspielt, obwohl Ver-
trauen die Voraussetzung jeder Evaluation ist. Und Evaluati-
on ist eben auch das zentrale Kriterium von Qualitätsentwick-
lung. Das ist doch Ihr Ziel, Frau Ministerin. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Evaluation ist ob-
jektiv!)

Frau Ministerin, Ihr Amtsvorgänger hat sich immer schützend 
vor die Schulen gestellt, 

(Abg. Anton Baron AfD: Warum versteckt sich Herr 
Stoch eigentlich?)

auch vor die Wissenschaft. Wie stehen Sie zu diesem Vorgang, 
Frau Ministerin? Vertrauen ist die Kernfrage des heutigen Ta-
ges. 
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(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Nein! Es geht um 
Wahrheit und Fakten! – Abg. Anton Baron AfD: Um 
Transparenz! – Gegenruf des Abg. Hans-Ulrich 
Sckerl GRÜNE: Und das aus Ihrem Munde! „Fak-
ten“ aus dem Mund der AfD! – Gegenruf des Abg. 
Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Ich weiß, Sie haben da 

Schwierigkeiten! Der Augiasstall der Grünen!)

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Für die Landesregierung 
erteile ich das Wort Frau Ministerin Dr. Eisenmann. 

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Susanne Ei-
senmann: Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Man könnte jetzt tatsächlich viel dazu sa-
gen, 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Ja, das stimmt!)

ob es Sinn macht, einen zivilrechtlichen Rechtsstreit über ei-
ne Presseberichterstattung anzufangen oder nicht. Herr Kern, 
ich kann Ihnen die Sorge, bezogen auf meine Person, nehmen 
– das haben Sie vielleicht schon gemerkt –: Ich bin eher der 
direkte, offene Typ. 

(Abg. Anton Baron AfD: Gut so! – Abg. Dr. Timm 
Kern FDP/DVP: Das verbindet uns!)

Es ist nicht mein Stil, in einer solchen Frage den Klage- und 
Prozessweg zu gehen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP/
DVP)

Herr Röhm, der kritische Diskurs mit Journalistinnen und 
Journalisten ist der richtige Weg.

(Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Um das geht es ja!)

Natürlich muss man sich dem dann auch stellen. Aber, wie ge-
sagt, es ist ein Thema, das ich übernommen habe. 

Ich will mich auch auf die Frage konzentrieren, um die es heu-
te geht. Es geht um die Frage: Welche Kosten sind durch die-
ses Verfahren denn entstanden? Herr Kern – das war ja die 
Frage, die Ihre Fraktion gestellt hat –: Der billigste Prozess 
ist der, den man nicht führt. 

(Abg. Anton Baron AfD: Genau so ist es! – Weitere 
Zurufe)

Das ist der kostengünstigste. Wir haben es Ihnen ja dargestellt: 
Wir haben Kosten von rund 13 000 €, davon sind 12 700 € 
Anwaltskosten sowie Gebühren für das Landgericht. 

(Abg. Anton Baron AfD: Vielen Dank an Herrn 
Stoch!)

Noch offen sind die Kosten des Kostenfestsetzungsbeschlus-
ses des Gerichts in Frankfurt – wenn er denn kommt; da er-
warten wir in diesem Fall eine Größenordnung von 900 €. Das 
ist der Gesamtbetrag. 

Insgesamt glaube ich aber, dass es die richtige Entscheidung 
war, diesen Prozess zu beenden. Es gab ja dann auch eine Ge-

gendarstellung in der FAZ. Ich denke, es ist tatsächlich der 
richtige Weg, über Inhalte zu streiten und zu diskutieren und 
dann auch mal den Telefonhörer in die Hand zu nehmen.

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Sehr gut!)

Ich habe gute Erfahrungen damit gemacht, mit Journalistin-
nen und Journalisten direkt zu sprechen. 

Ich kann Ihnen versichern, dass ich nicht vorhabe, durch mein 
Haus die Anwältinnen und Anwälte in der Bundesrepublik zu 
beglücken und ihnen eine Einnahmequelle zu verschaffen. Ich 
weiß, mein Haus ist insgesamt schon teuer genug. Wir kon-
zentrieren uns deshalb auf Inhalte und Qualität. Das ist das, 
was uns interessiert; daran werden wir arbeiten. 

(Zuruf: Sehr gut!)

Deshalb war es, glaube ich, der richtige Weg, dieses Thema 
zu beenden und die Diskussion darüber heute inhaltlich auch 
abzuschließen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU und Abgeordneten der AfD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: In der zweiten Runde er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Dr. Kern für die FDP/DVP-Frak-
tion. 

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Jetzt bring das 
zu Ende! – Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Jetzt 

wollen wir noch was zu den 900 € hören!)

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Herr Präsident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Einiges möchte ich hier schon noch 
ergänzen, lieber Kollege Fulst-Blei. Sie versuchen wieder ein-
mal, wie in der gesamten letzten Legislaturperiode, mir und 
der FDP/DVP-Fraktion zu unterstellen, wir würden Bashing 
gegen die Gemeinschaftsschulen in Baden-Württemberg ma-
chen. 

(Abg. Anton Baron AfD: Und gegen die AfD!)

Was für ein Unsinn! Auch heute kritisiere ich den Kultusmi-
nister Stoch und nicht die Gemeinschaftsschulen in Baden-
Württemberg. Das ist ein erheblicher Unterschied, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
CDU und der AfD)

So billig können Sie mir hier nicht davonkommen. Es ist ein 
Unterschied, wenn ich den Kultusminister kritisiere, und ich 
glaube, wir haben allen Grund, sein damaliges Verhalten zu 
kritisieren.

(Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Er ist doch gar 
nicht mehr Kultusminister!)

Denn als Kultusminister hat er genügend Möglichkeiten, sich 
öffentlich zu äußern. Wenn ihm eine Berichterstattung nicht 
passt, dann muss er nicht und dann darf er aus meiner Sicht 
auch nicht vor Gericht ziehen und eine Klage erheben. Er hat 
andere Möglichkeiten. Insofern ist nicht der Überbringer der 
schlechten Nachrichten schuld; vielmehr muss man sich um 
die Inhalte kümmern und darf nicht vor Gericht ziehen. 
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(Beifall des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD – Abg. 
Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Absolut richtig! Bravo!)

Wenn Frau Lösch als Vertreterin der grünen Partei – der ja die 
Menschenrechte, die Bürgerrechte wichtig sind – sagt: „Ach, 
das ist doch schon lange vorbei, der Fall ist doch erledigt“ – – 
Ich meine, es ist eben keine Petitesse, wenn gegen eine aner-
kannte Zeitung in Deutschland Klage erhoben wird. Das hat 
sehr wohl etwas mit Meinungsfreiheit, mit Respekt gegenüber 
der Pressefreiheit zu tun. 

(Beifall des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD)

Das hier jetzt glattzubügeln finde ich schon ein starkes Stück. 

(Beifall bei der FDP/DVP – Zuruf von der AfD: Sehr 
gut! – Zuruf der Abg. Brigitte Lösch GRÜNE) 

Es war doch nicht der Kultusminister Stoch, der die Klage zu-
rückgezogen hat, sondern es war die CDU-Kultusministerin, 
die diese Klage – richtigerweise – zurückgezogen hat. So kön-
nen Sie hier nicht argumentieren, als sei dies Stoch gewesen. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Abg. Anton Ba-
ron AfD: Da hätte die SPD gnadenlos verloren!)

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Glocke des Präsidenten) 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Herr Kollege Dr. Kern, ge-
statten Sie noch eine Zwischenfrage des Kollegen Poreski?

Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Ich bin fertig.

(Zuruf: Nein! – Gegenruf der Abg. Brigitte Lösch 
GRÜNE: Schade!)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Es gibt keine Gelegenheit 
mehr für Zwischenfragen. 

Gibt es weitere Wortmeldungen? – Kollege Dr. Fulst-Blei. 

Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD: Herr Kollege Kern, dass Sie 
eine doppelte Zunge haben – Entschuldigung, nicht Sie per-
sönlich, sondern die Fraktion als solche –, was die Gemein-
schaftsschulen angeht, habe ich Ihnen an anderer Stelle schon 
darlegen können. Mir läuft jetzt die Zeit weg, aber wir kön-
nen das bilateral austauschen, oder wir machen diesen Punkt 
noch einmal separat auf. 

Was ich Ihnen vorwerfe, ist nicht die Kritik am Prozess bzw. 
eine Kritik im Sinne der Frage: Presse – wie gehe ich damit 
um?

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Genau darum geht 
es! – Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Darum geht 

es doch!)

Ich halte die Beweggründe des Ministers a. D. für nachvoll-
ziehbar, und zwar auch heute noch. Denn es geht tatsächlich 
um den Schutz der Schulgemeinschaft und um den Schutz der 
Wissenschaftlichkeit. Ich werfe Ihnen vor, dass Sie auch heu-
te die Schulgemeinschaft als solche schon wieder klar benannt 
haben und ihr klar etwas fachlich Unbegründetes mitgegeben 
haben – vor dem Hintergrund dessen, dass man, wie ich vor-
hin dargestellt habe, bewusst versucht hat, Schwachstellen zu 

analysieren. Darauf hat sich die Schule vertrauensvoll einge-
lassen. Dieses Vertrauen ist gebrochen worden, und ich habe 
von Ihnen kein In-Schutz-Nehmen der Schule gehört. Im Ge-
genteil, Sie haben noch nachgetreten. 

Frau Ministerin, es ist Ihr gutes Recht, zu sagen, die Tages-
ordnung sage etwas anderes. Aber ich hätte von Ihnen heute 
schon eine klare Aussage erwartet, und zwar hätte ich erwar-
tet, dass Sie die konkrete Schule in Schutz nehmen, dass Sie 
ebenso aber auch das Instrument der Evaluation in Schutz neh-
men. Sie sagen, heute gehe es nur um die Kosten – eine Fra-
ge, die wir übrigens schon längst behandelt haben. Sind Sie 
denn nicht in der Lage, über die Tagesordnung hinaus dazu 
Stellung zu nehmen? Nein, es geht um Folgendes: Evaluati-
on ist Vertrauen, ganz zentral, 

(Abg. Anton Baron AfD: Nein!)

und ich erwarte von meiner Kultusministerin, dass sie sich vor 
jede einzelne Schule stellt, die sich vertrauensvoll hierauf ein-
lässt. Ich habe an meiner Schule sechs Jahre lang Evaluation, 
Fremdevaluation geleitet. Ich könnte mich heute nicht mehr 
hinstellen und sagen: „Haben Sie Vertrauen; lassen Sie uns 
gemeinsam in einen kritischen Reflexionsprozess eintreten. 
Wir haben die Zusage, dass die Ergebnisse uns allein zukom-
men und dass wir damit vertrauensvoll umgehen können“, 
wenn noch nicht einmal die Kultusministerin des Landes Ba-
den-Württemberg sich schützend vor dieses Instrumentarium 
stellt. Ich halte es nicht für gut, was heute hier passiert ist. 

(Beifall bei der SPD)

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Meine Damen und Her-
ren, mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des 
Antrags Drucksache 16/39 (Geänderte Fassung). Der Antrag 
ist ein reiner Berichtsantrag und kann für erledigt erklärt wer-
den. – Sie stimmen dem zu. 

Damit ist Punkt 6 der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Antrag der Fraktion der FDP/DVP und Stellungnahme 
des Ministeriums für Inneres, Digitalisierung und Migra-
tion – Schäden infolge von Tiefdruckgebiet „Elvira“ in Ba-
den-Württemberg – Drucksache 16/41

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat folgende Rede-
zeiten festgelegt: für die Begründung fünf Minuten, für die 
Aussprache fünf Minuten je Fraktion. 

Das Wort zur Begründung erteile ich für die Fraktion der FDP/
DVP Herrn Kollegen Dr. Bullinger. 

Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine Frage vorweg: 
Wer vertritt die Landesregierung bei diesem Thema? Dies ist 
ein sehr wichtiges und ernstes Thema. Die Antwort kommt 
vom Ministerium – – 

Stellv. Präsident Wilfried Klenk: Das ist Herr Minister  
Strobl. 

(Minister Thomas Strobl begibt sich zu seinem Platz.)
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Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Ah, er kommt. 

(Zuruf: Er kommt nicht, er ist schon da!)

Ich hätte sonst gern gewartet; denn ich halte es für wichtig, 
dass der Minister da ist. 

(Minister Thomas Strobl: Ich bitte um Entschuldi-
gung, Herr Abgeordneter!)

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Uns 
allen sind die Bilder, die tagelang durch die Medien gingen, 
von den Ereignissen des schweren Katastrophenfalls, dieser 
Zerstörung eines ganzen Ortes, aber auch sehr vieler anderer 
Orte noch vor Augen. Ich darf Ihnen sagen: Ich kenne den Ort 
Braunsbach. Das ist eine Nachbargemeinde, in der ich groß 
geworden bin; ich habe dort bereits mit fünf Jahren Fußball 
gespielt. Ich kenne die Unternehmen, ich kenne die Menschen, 
ich kenne die Bemühungen dieses Ortes, dieser Gemeinde, 
die zwischen Künzelsau und Schwäbisch Hall einen schwe-
ren Stand hat, was Arbeitsplätze angeht, die sich aber in tou-
ristischer Hinsicht nicht ohne Grund die „Perle des Kocher-
tals“ nennt. 

Wer sich die Folgen dieses Unwetters angesehen hat, weiß, 
wie schlimm es dort den Menschen, den Bürgerinnen und Bür-
gern ging. Was in der Nacht zum Sonntag, 29. Mai, im Land-
kreis Schwäbisch Hall, im Hohenlohekreis, aber auch in 
Schwäbisch Gmünd und in anderen Landesteilen der Fall war, 
das war, meine Damen und Herren, eine Zerstörung, wie man 
sie sich gar nicht vorstellen konnte. 

Herr Minister, ich kann mich noch gut erinnern, wie es war, 
als der Ministerpräsident und Sie auf 3,50 m hohen Geröll-
haufen auf der Burgenstraße in Braunsbach standen – Durch-
messer 1,60 m, 2 m, Steinquader, solche Wassermengen; es 
war unvorstellbar. 

(Abg. Anton Baron AfD: Da stand ich auch schon!)

Deshalb ist es, glaube ich, richtig, an dieser Stelle noch ein-
mal zu durchdenken, was man daraus lernen kann. 

Meine Damen und Herren, es gab schon immer Hochwasser, 
und es gab schon immer Überschwemmungen. Aber ein sol-
cher Starkregen, bei dem innerhalb einer Stunde über 180 l 
Wasser pro Quadratmeter herunterprasseln – das muss man 
sich einmal vor Augen führen –, das sind 1 800 000 l pro Hek-
tar. Völlig egal, ob Acker, Wiese oder Wald, ob konventionel-
le oder alternative Bewirtschaftung: Das kann ein Boden nicht 
aufnehmen, das kann kein Vorfluter und kein Bach schaffen. 
Das können die Brücken und Kanäle einfach nicht schaffen. 
Das war ein Ereignis, das nicht vorhersehbar war, und danach 
kann man auch nicht die Infrastruktur ausbauen. 

Im Regierungsbezirk Stuttgart kam es insgesamt zu sieben 
Personenschäden, davon vier Todesfälle. Ich möchte daran er-
innern, dass in Schwäbisch Gmünd ein Feuerwehrmann starb, 
der einem Hilfesuchenden aus den Wassermassen helfen woll-
te und dabei in einen Gully gezogen wurde. In Weißbach im 
Hohenlohekreis ertrank ein Mensch in einer Tiefgarage, in 
Schorndorf kam ein 13-jähriges Mädchen an einer Eisenbahn-
brücke, wo es Schutz suchte, durch einen vorbeifahrenden 
Fernzug zu Tode. Verletzte gab es auch im Odenwaldkreis, 
und es gab weitere zu beklagende Unfälle. 

Meine Damen und Herren, bei dem allerdings, was in Brauns-
bach war, kann man, glaube ich, auch von einem Wunder spre-
chen. Man muss sich das vorstellen, wenn man die Bilder 
sieht: Niemand kam zu Tode, und es wurde niemand verletzt. 
Ich nenne das das „Wunder von Braunsbach“. Das ist unvor-
stellbar, wenn man sieht, was dort passiert ist. 

An dieser Stelle möchte ich – da bin ich sicherlich auch mit 
Ihnen allen einig – über alle Parteigrenzen hinweg den Ret-
tungskräften ganz herzlichen Dank sagen, sei es das Rote 
Kreuz, die Feuerwehr, das THW, seien es die vielen ehren-
amtlichen Helfer, die Tag und Nacht gearbeitet haben, die ih-
ren Urlaub eingebracht haben. Ein Dank gilt aber auch den 
Firmen, die wochenlang Tag und Nacht vorbildlich zusam-
mengearbeitet haben, z. B. auch Bauunternehmer. Man muss 
sich das vorstellen: Da passiert nachts um 24 Uhr etwas mit 
der Folge, dass man den Ort nicht mehr erreichen kann, und 
um 5 Uhr stehen große Bagger da und räumen auf. Das ist ein 
Glücksfall, was die Betriebe dort geleistet haben.

(Beifall bei der FDP/DVP, den Grünen, der CDU und 
der AfD)

Ein Dank geht aber auch an die Behörden. Es hat hervorra-
gend geklappt. Vorbildlich war auch die Zusammenarbeit. 

Ich danke auch Bürgermeister Harsch, der sicherlich ein hal-
bes Jahr lang keine fünf Stunden in der Nacht geschlafen hat, 
der auch dem Medientourismus standhalten konnte. Das ist 
für ihn eine sehr schwere Zeit gewesen. Dieser Tourismus ist 
vielleicht ein Punkt, aus dem man hoffentlich gelernt hat, dass 
man in solchen Fällen einfach sagt: Die, die hier nicht helfen, 
haben hier nichts verloren. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
CDU und der AfD)

Ich möchte mich aber auch bei der Landesregierung bedan-
ken, denn der damalige Regierungspräsident Schmalzl war 
morgens um 8 oder um 10 Uhr vor Ort. Das war der Tag, an 
dem er seine Entlassungsurkunde bekam – aber das nur ne-
benbei bemerkt. Vor Ort waren auch der Ministerpräsident und 
Herr Innenminister Strobl, der für die Polizei und für Katast-
rophenfälle zuständig ist, und auch der Verkehrsminister war 
da. 

Viel wichtiger aber als das, was ich eben gesagt habe, ist die 
Solidarität der Bürgerinnen und Bürger, die Hilfsbereitschaft, 
die Spendenbereitschaft. Das ist einmalig gewesen. Das hät-
te ich in einer Gesellschaft, die man häufig als Neidgesell-
schaft oder als Egoismusgesellschaft darstellt, nie erwartet. 
Aus Partnerregionen der neuen Bundesländer, aus Übersee 
und von überall kamen Helferinnen und Helfer, die selbstver-
ständlich mitgeholfen haben. So etwas ist ein Juwel in unse-
rer Gesellschaft.

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der AfD)

Und noch eines: Auch Unternehmer haben, ohne lange zu zö-
gern, sowohl kleine Beträge als auch stattliche Beträge wie 
beispielsweise 500 000 € zur Verfügung gestellt, etwa die Fir-
ma Würth oder die Firma SAP. Herr Hopp wusste vorher gar 
nicht, dass es Braunsbach gibt. Wir können stolz sein, dass es 
eine solche Solidarität in der Gesellschaft, in unserem Land 
gibt.
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Ich finde, wir sollten noch einmal kurz ein paar Dinge anspre-
chen. Es wurde relativ zügig entschieden, dass schnelle Hilfe 
zu gewährleisten ist. Es wurden 500 € oder auch einmal 
3 000 € zur Verfügung gestellt. Sicherlich war es so, dass ei-
nige außer ihrer Haut gar nichts mehr hatten – nicht einmal 
einen Schlafanzug. Das ist ein Punkt, bei dem ich sage: Es 
war ganz entscheidend, dass man schnell geholfen hat. Das 
ist auch der Fall gewesen. Meine Damen und Herren, die Lan-
desregierung hat, wie gesagt, hier schnell gehandelt. Die Be-
hörden und die Menschen vor Ort haben mitgezogen. 

Ich meine, es war richtig, dass wir alle hier einstimmig der 
Vergabe der Sondermittel von 10,6 Millionen € für Brauns-
bach zugestimmt haben. Natürlich liegen die Schäden an der 
Infrastruktur weit über diesem Betrag. Man hat allein für den 
Hohenlohekreis Straßenschäden in Höhe von über 100 Milli-
onen € errechnet. Das reicht natürlich nicht aus. Am 31. Mai 
2016, also wenige Tage nach dem Unwetter, habe ich in ei-
nem Antrag, den wir hier vorgelegt haben, gleich gefordert, 
vor allem die vielen Landesprogramme prioritär für diese In-
frastrukturmaßnahmen einzusetzen – ob das nun Bürgschaf-
ten sind, Mittel aus dem ELR oder Städtebaumittel. Ich den-
ke im Nachhinein auch an das Grimmbachtal, das entwaldet 
worden ist. Auch hier sollte man Mittel für eine Flurneuord-
nung einsetzen. 

Natürlich sind diese Gemeinden nicht in der Lage, das selbst 
zu schultern. Die Töpfe, die wir haben, werden, Herr Minis-
ter, auch vom Regierungspräsidium vorbildlich priorisiert. 
Herr Dr. Mezger, ein Abteilungspräsident des Regierungsprä-
sidiums Stuttgart, wohnt ja fast vor Ort. Da man aber in den 
strukturschwachen Gemeinden die Kofinanzierung nicht hin-
bekommt, ist es wichtig – das fordere ich hier –, dass vor al-
lem in den nächsten fünf, besser in den nächsten zehn Jahren 
die betroffenen Gemeinden über den Ausgleichstock eine be-
sondere Berücksichtigung finden. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen und der CDU)

Ich finde es auch richtig – da stimme ich mit dem Gemeinde-
tagspräsidenten Roger Kehle überein –, dass das Kabinett jetzt 
die Einrichtung eines Fonds beschlossen hat. Man müsste 
noch einmal nachfragen und klären, ob eine 100-Millionen-€-
Grenze richtig ist, wenn man überlegt, dass die Schäden in ei-
nem kleinen Ort allein schon 100 Millionen € betrugen. 

(Beifall des Abg. Stefan Herre AfD)

Man müsste noch einmal nachdenken, ob das nicht eine fal-
sche Grenze ist.

Zum Schluss möchte ich noch ein paar Gedanken vortragen. 
Wenn man Meteorologen nach Gründen fragt, wird immer 
sehr schnell auf den Klimawandel und anderes verwiesen. 
Wenn man sich die Zahlen anschaut, erkennt man: In den letz-
ten 10 000 Jahren gab es immer wieder Temperaturschwan-
kungen und Unwetter. Die Erderwärmung geht schneller vor 
sich; das ist ein Fakt – auch für die, die das nicht wahrhaben 
wollen. 

(Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD: Das ist umstrit-
ten! – Abg. Anton Baron AfD: Das ist vom Menschen 

unabhängig!)

Aber die sich verringernden zeitlichen Abstände bei solchen 
Unglücken sind im Prinzip das, was uns Anlass zur Sorge gibt.

Meine Damen und Herren, was lernen wir daraus? Daraus ler-
nen wir, die Landespolitiker, dass wir erstens weiterhin dafür 
sorgen müssen, dass die Hilfsorganisationen finanzielle Un-
terstützung bekommen. Zweitens müssen wir mit dem Land-
schaftsverbrauch behutsamer umgehen. Auch müssen wir die 
Versiegelung noch stärker im Auge haben. Wir müssen den 
Hochwasserschutz ausbauen und natürlich auch das Instru-
mentarium der Hilfen sowie den Fonds entsprechend organi-
sieren. 

Noch einmal: Klar ist für mich – ich glaube, auch für Sie –, 
dass ein solches Ereignis mit 1 800 000 l Regenwasser auf ei-
nen Hektar in einer Stunde nicht vorhergesehen werden kann. 
Dies kann aber auch nicht landesweit durch irgendwelche 
technischen Dinge vermieden werden. Das ist nicht machbar. 
Deshalb sollten wir die Punkte, die wir umsetzen können und 
die ich vorhin genannt habe, auf jeden Fall ins Auge fassen. 

Ich bedanke mich für Ihr Zuhören. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Fraktion GRÜNE er-
teile ich Frau Abg. Andrea Schwarz das Wort.

Abg. Andrea Schwarz GRÜNE: Verehrte Frau Präsidentin, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Sturm „Elvira“ raste im 
Mai 2016 mit dramatischen Folgen für Baden-Württemberg 
über viele Landkreise hinweg. Besonders betraf das den Land-
kreis Schwäbisch Hall. Bei diesem Unwetter verloren sogar 
vier Menschen ihr Leben, darunter auch ein Feuerwehrmann. 
Angesichts dessen ist der Sachschaden von mehreren Millio-
nen Euro nebensächlich. Und dennoch müssen wir ihn analy-
sieren. Gerade die Gemeinde Braunsbach ist von „Elvira“ hef-
tig getroffen worden – überflutete Straßen, Schlammlawinen, 
zerstörte Häuser, zerstörte Infrastruktur, ein Bild der Verwüs-
tung, an das man sich nicht gewöhnen mag. 

Doch mit zunehmendem Klimawandel müssen wir uns auf 
mehr Wetterextreme wie Hitzewellen, Stürme, Starkregen und 
Hochwasser einstellen. Deshalb ist das Land hier an mehre-
ren Stellen gleichzeitig gefordert. Einerseits brauchen wir ei-
ne vorausschauende Energie- und Umweltpolitik, die den Kli-
mawandel eindämmt. Wir brauchen eine Umweltschutz- und 
Baupolitik, die den Bächen und Flüssen die Möglichkeit gibt, 
sich in ihrem natürlichen Raum zu entfalten. Andererseits 
brauchen wir für die Notfälle ein schnelles und wirksames 
Rettungswesen, das frühzeitig vor Ort einsatzbereit ist und 
kompetent dafür sorgen kann, entstandene Schäden zu behe-
ben, die Lage zu entschärfen, die Verkehrswege wiederherzu-
stellen und Menschen zu evakuieren.

Wichtig ist hier, dass die gut ausgerüsteten Helfer und Helfe-
rinnen schnell vor Ort sind. Aus dem Antrag der Fraktion der 
FDP/DVP geht deutlich hervor, dass gerade in der ersten Stun-
de sehr viele Helferinnen und Helfer vor Ort waren. Das zeigt 
mir: Die Rettungsdienste und der Einsatz funktionieren.

(Beifall bei den Grünen und der CDU sowie Abge-
ordneten der AfD und der SPD – Abg. Karl-Wilhelm 

Röhm CDU: Das ist wahr!)
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Nichtsdestotrotz ist der Vorfall in den betroffenen Orten eine 
Tragödie. Viele Menschen stehen vor dem finanziellen Ruin. 
Die Landesregierung hat schnell und unbürokratisch gehol-
fen.

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

Sie hat Soforthilfen gewährt: 500 € pro Person, 2 500 € je 
Haushalt, 5 000 € für kleine Gewerbebetriebe. Dieses Geld 
reicht natürlich nicht, um den entstandenen Sachschaden zu 
begleichen. Es dient lediglich dazu, in größter Not wichtige 
Gegenstände wie Waschmaschinen oder Kleidung wieder zu 
beschaffen.

Nach den Unwettern im Mai waren 5,4 Millionen € an betrof-
fene Bürgerinnen und Bürger geflossen. Die Gemeinde Brauns-
bach hat mehr als 10,6 Millionen € für den Wiederaufbau er-
halten, was angesichts der Verwüstungen nicht reicht. Des-
halb werden zusätzlich Fachfördermittel aus den zuständigen 
Ministerien bereitgestellt.

Wir haben daraus gelernt. Für die Zukunft werden wir wegen 
der zunehmenden Unwetterrisiken einen Unwetterhilfefonds 
einrichten. Er soll für den Ernstfall bis zu 30 Millionen € ent-
halten, gefüllt jeweils zur Hälfte vom Land und den Kommu-
nen. Von der möglichen Maximalsumme sollen 25 Millionen € 
den Kommunen zugutekommen und 5 Millionen € für die 
Bürgerinnen und Bürger bestimmt sein. Diese Hilfe soll noch 
schneller, noch unbürokratischer fließen. Deshalb bedarf sie 
auch nicht des Votums des Ministerrats; vielmehr entscheidet 
der Innenminister im Einvernehmen mit dem Ministerpräsi-
denten.

Aus dem Antrag der Fraktion der FDP/DVP geht auch ganz 
deutlich hervor, dass sich in diesem Land strukturell etwas 
verändern muss. Hochwasserrückhaltebecken sind einer der 
Garanten für Hochwasserschutz. Dort, wo sie angelegt wor-
den sind, konnten die Wassermassen – außer eben da, wo ex-
tremer Starkregen auftrat – größtenteils zurückgehalten wer-
den. Das zeigt mir ganz deutlich: Wenn wir über Hochwas-
serschutz sprechen, müssen wir eben auch über Baupolitik 
sprechen. Verdolungen und Brücken waren Schwachpunkte, 
die zu Überflutungen in den Ortslagen führten.

Aber auch die Landwirtschaft muss ihren Beitrag dazu erbrin-
gen. Die Lagerung von Holz und Rundballen entlang der Ge-
wässer führte ebenso zu einer Verschärfung wie der Maisan-
bau an Hangflächen. Bodenerosion und Schlammmassen wa-
ren die Folge. Viele dieser Umstände können wir seitens der 
Landespolitik beeinflussen, und unser Umweltminister Franz 
Untersteller hat eben nicht nur wegen des Grundwasserschut-
zes die Gewässerrandstreifen schützen lassen.

Wichtig ist weiter, dass das Umweltministerium nun an einer 
Strategie zur Verbesserung des kommunalen Starkregenrisi-
komanagements für Baden-Württemberg arbeitet. Sie soll ge-
rade den Kommunen, die sich in einer geografisch schwieri-
gen Lage befinden, Möglichkeiten aufzeigen, wie sie ökolo-
gisch effizient und effektiv Landschaftsschutz, Klimaschutz 
und Bevölkerungsschutz gleichermaßen betreiben können. 
Auf die Ergebnisse können wir gespannt sein.

Präsidentin Muhterem Aras: Kommen Sie bitte zum Schluss.

Abg. Andrea Schwarz GRÜNE: Ja. – Sicher ist jedoch schon: 
Wenn wir nicht gewillt sind, unsere Baupolitik, unsere Um-

weltpolitik, unsere Landwirtschaftspolitik sowie auch unse-
ren Umgang mit Flächenversiegelungen, das Flächenmana-
gement, die Ausweisung neuer Baugebiete an die sich verän-
dernden Umstände anzupassen, dann werden sich Ereignisse 
wie die im Mai 2016 häufen.

Danke.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. von Eyb das Wort.

Abg. Arnulf Freiherr von Eyb CDU: Frau Präsidentin, ge-
ehrte Kollegen! Ich bin froh, dass niemand von den verehrten 
Kolleginnen Elvira heißt – ich habe es überprüft und bin alle 
Namen durchgegangen –; denn auf Elvira bin ich nicht gut zu 
sprechen.

(Heiterkeit des Abg. Dr. Heinrich Fiechtner AfD – 
Abg. Alexander Salomon GRÜNE: Auch Spitzna-

men!)

Elvira ist nämlich der Name des Tiefdruckgebiets, welches 
am 29. Mai vor allem auch in Hohenlohe – Kollege Bullinger 
hat es gerade beschrieben – im wahrsten Sinn des Wortes ge-
wütet hat. Die Kreisgeschäftsstelle der CDU liegt eigentlich 
hochwassersicher in Künzelsau. Ich wurde morgens infor-
miert, ich möge doch bitte dort hinkommen, sie sei mit Was-
ser völlig vollgelaufen. Vor der Tür war ein Loch, das so groß 
war, dass man dort einen Kleinwagen hätte versenken kön-
nen. Ich bin dann die Hauptstraße von Künzelsau hinunterge-
gangen und habe verzweifelte Menschen gesehen, wie sie vor 
ihren Geschäften standen, die vollgelaufen waren. Es war ein 
Bild der Verzweiflung.

Dann wurde ich angerufen, ich möge doch bitte gleich nach 
Braunsbach kommen, dort habe das Unwetter wüst gewütet. 
Ich habe mir gedacht: Schlimmer als das, was ich in Künzels-
au gesehen habe, kann es eigentlich auch in Braunsbach nicht 
werden. Ich bin auf dem normalen Weg gar nicht nach Brauns-
bach gekommen; ich musste umdrehen und von der anderen 
Seite über eine andere Straße versuchen, nach Braunsbach zu 
fahren, und ich kam auch nicht hinein. Bürgermeister Harsch 
– er ist vom Kollegen Bullinger vorhin bereits namentlich er-
wähnt worden – kam mir schon entgegen. Gesehen habe ich 
dort Geröllmassen mitten im Ort, zusammengedrückte Autos, 
wie Pappschachteln gefaltet, Bäume mitten im Ort, Contai-
ner, die auf dem Kopf standen, Einschläge in den Häusern, 
3,5 m hoch; das waren Steinschläge, hervorgerufen durch Ge-
röllmassen von der Mure.

Ich hatte nur einen Gedanken: Hoffentlich finden wir unter 
diesen Geröllmassen keine Toten. Ich habe den Bürgermeis-
ter gebeten, er möge fünf Mal zählen, ob es auch wirklich so 
sei. Es war tatsächlich so: Es ist niemand körperlich zu Scha-
den gekommen, was Schäden anbelangt, die man einem Men-
schen ansieht. Natürlich gibt es innere Verletzungen in höchs-
tem Maß.

Mitten in der Nacht wurde ein altes Ehepaar von der Feuer-
wehr über diese Schuttmassen hinweg gerettet. Wie die das in 
der Nacht geschafft haben, ist mir ein Rätsel, aber irgendwie 
haben sie auch die beiden Herrschaften evakuieren können.



 839

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 17. Sitzung – Donnerstag, 10. November 2016
(Arnulf Freiherr von Eyb) 

Vorhin ist auch schon erwähnt worden: Das, was ich gesehen 
habe, konnte ich mit Worten gar nicht beschreiben. Ich habe 
meinen Innenminister angerufen und habe gesagt: „Lieber 
Herr Strobl, lieber Thomas, ich kann gar nicht beschreiben, 
was ich hier sehe.“ Daraufhin sagte er mir, ich solle ihm Bil-
der schicken. Ich bat ihn auch gleich, er möge kommen; das 
dulde keinen Aufschub. Tatsächlich, bereits zwei Tage später 
waren sowohl der Ministerpräsident als auch der Innenminis-
ter vor Ort und haben sich das angeschaut.

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD)

Andernorts waren ja auch Tote zu beklagen; in Braunsbach 
war das zum Glück nicht der Fall. Wahrscheinlich wäre viel 
mehr passiert, wenn sich das Unglück zu einer anderen Uhr-
zeit ereignet hätte. Stellen Sie sich aber bitte einmal vor: Ein 
Autofahrer wurde mit seinem Auto von den Massen gepackt 
und in den Kocher getrieben und hat dann auf einer Strecke 
von 3,5 km versucht, aus seinem Auto herauszukommen, bis 
er dann auf einer Sandbank auflief und aussteigen konnte. Ich 
möchte nicht in seiner Haut gesteckt haben, und ich möchte 
auch nicht wissen, wie es gewesen wäre, wenn in dem Auto 
vielleicht eine Familie mit drei Kindern gesessen hätte.

Aber so ist es eben gekommen, und ich glaube nicht, dass wir 
aufgrund dieser außergewöhnlichen Wassermassen mit den 
normalen Mitteln, die wir zur Verfügung haben, hier viel aus-
richten können. Wir können nur hoffen, dass so etwas nicht 
mehr passiert. Aber im Grimmbachtal sind z. B. Bäume Hun-
derte von Metern kerzengerade abgerutscht und erst dann um-
gekippt. Diese Gewalt können wir uns hier gar nicht vorstel-
len. Es gibt ein Video von diesem Ereignis. Wenn man sich 
das heute anschaut und sich vor Augen hält, dass es keine Per-
sonenschäden gab, läuft es einem noch kalt über den Rücken.

Aber ich möchte mich auch bei Landwirtschaftsminister Hauk 
und bei Staatssekretärin Gurr-Hirsch bedanken. Sie haben sich 
um die Schäden in der Landwirtschaft gekümmert. 

Vor allem im Weinbau ist die Lage dramatisch. Ein junger 
Winzer, der sich vor wenigen Jahren selbstständig gemacht 
hat, steht vor dem Ruin, wenn wir ihm nicht helfen. Irgend-
wie hatte er dann doch den Mut, weiterzumachen. Aber es 
wird für ihn ein paar Jahre sehr, sehr schwer werden.

Ich danke aber auch Justizminister Wolf, der sich ebenfalls 
vor Ort umgesehen hat. 

Es ist vorhin auch schon erwähnt worden, dass der damalige 
Regierungspräsident Schmalzl an seinem letzten Arbeitstag 
in Braunsbach war. Als wir dann den Ort verlassen haben, hat 
er gesagt – – Wir schauten auf drei Tieflader mit völlig neuen 
Dixi-Toiletten. Man muss sich vorstellen: In diesem Ort gab 
es keine Toiletten mehr, kein Wasser, keinen Strom, gar nichts. 
Da haben wir festgestellt, in was für einem tollen Land wir le-
ben, dass man es innerhalb so kurzer Zeit fertigbringt, eine 
solche Organisation aufzubauen. 

Ein ganz großes Lob gilt auch der Gemeindeverwaltung 
Braunsbach mit Bürgermeister Harsch und vielen seiner Mit-
arbeiter, aber auch vielen ehrenamtlichen Helfern. Innerhalb 
von zwölf Stunden waren mehr als tausend Menschen im Ein-
satz.

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abgeordneter, kommen 
Sie bitte zum Schluss.

Abg. Arnulf Freiherr von Eyb CDU: Ist das wirklich wahr?

Präsidentin Muhterem Aras: Ja. 

(Heiterkeit)

Sie haben Ihre Redezeit schon längst überschritten.

Abg. Arnulf Freiherr von Eyb CDU: Also gut. Wenn es so 
ist, dann danke ich auf jeden Fall allen, die sich daran betei-
ligt haben, dass es in der großen Not nicht ganz so schlimm 
wurde, weil man eine starke Solidarität der Menschen gefühlt 
hat. Das ist auch etwas wert.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und den Grünen sowie Abge-
ordneten der AfD und der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Baron das Wort.

Abg. Anton Baron AfD: Vielen Dank. – Sehr geehrte Frau 
Präsidentin, geschätzte Kollegen Abgeordnete, meine Damen 
und Herren! Zunächst einen herzlichen Dank an die Kollegen 
der FDP/DVP für die Einbringung dieses auch in meinen Au-
gen wichtigen und nach wie vor dringlichen Tagesordnungs-
punkts.

Die Verwüstungen und Schäden, die das Tiefdruckgebiet „El-
vira“ mit seinen Regenfällen in Teilen Baden-Württembergs 
– wie etwa im Kochertal – hinterlassen hat, waren verheerend. 
Zum Teil sind sie auch heute noch sichtbar. 

Besonders hart hat es, wie Sie alle wissen, die Gemeinde 
Braunsbach in meinem Wahlkreis getroffen. Rund vier Mo-
nate ist es her, dass diese kleine Gemeinde im Kochertal durch 
eine Geröll- und Schlammlawine verwüstet wurde. Viele Häu-
ser mussten evakuiert werden, Existenzen wurden zerstört. 
Braunsbach befand sich im Ausnahmezustand.

In diesem Zusammenhang muss übrigens noch einmal gesagt 
werden: Das, was dort in den dramatischen Stunden von Ret-
tungskräften, darunter vielen Ehrenamtlichen, geleistet wur-
de,

(Abg. Paul Nemeth CDU: Vom Roten Kreuz!)

ist aller Ehren wert und verdient den Respekt und den Dank 
des gesamten Hauses.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Beeindruckend war und ist bis heute die überwältigende So-
lidarität aus der Bevölkerung. Es gab und gibt nach wie vor 
Geld- und Sachspenden und tatkräftige Hilfe bei der Scha-
densbeseitigung durch viele fleißige Hände von Bürgern, frei-
willigen Helfern, die sofort die Ärmel hochgekrempelt und 
angepackt haben. Auch mein Kollege Udo Stein und ich selbst 
haben uns diesen Helfern angeschlossen.

Die Gemeinde Braunsbach hat freilich immer noch – vor al-
lem in den Teilorten – mit den Folgen des schweren Unwet-
ters Ende Mai zu kämpfen. Im Teilort Steinkirchen wächst 
auch bei vielen Betroffenen der Unmut. Hier warten viele 
noch immer darauf, dass sich etwas tut. Noch immer sind vie-
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le Häuser unbewohnbar. Vor allem die langwierigen und oft 
aufreibenden Verhandlungen mit den Versicherungen machen 
den Bürgern zu schaffen. Auch hier haben viele das Gefühl, 
von der Politik alleingelassen zu werden.

Große Sorgen machen sich die Anwohner, mit denen ich ge-
sprochen habe, auch wegen des Bachs, der durch den Ort fließt 
und dessen Ufer absehbar keinem Hochwasser mehr stand-
halten würde. Offenbar soll er aber nicht saniert werden. Da-
bei verdeutlicht diese Naturkatastrophe – das wird nicht die 
letzte dieser Art gewesen sein –, wie wichtig Maßnahmen des 
Hochwasserschutzes für schwer betroffene Kommunen gera-
de jetzt und in den nächsten Jahren sein werden.

(Beifall bei der AfD)

Die Menschen in den betroffenen Gemeinden erwarten, dass 
die Politik ihre Notlage wahrnimmt, sie ernst nimmt und sich 
ihrer annimmt. Dass, wie gestern angekündigt, ein Katastro-
phenhilfefonds auf den Weg gebracht wird, ist ein richtiges 
Signal. 

Man hätte auch schon früher und jetzt auch konsequenter auf 
die AfD hören sollen. So habe ich bereits im Sommer ange-
regt, Hilfen auch vonseiten des Bundes anzufordern. Unter 
dem Eindruck der großen Flut von 2013 hatten sich Bund und 
Länder ja darauf geeinigt, sich jeweils zur Hälfte an einem 
Hilfsfonds unter dem Titel „Sondervermögen ‚Aufbauhilfe‘“ 
zu beteiligen. Dieser Hilfsfonds war ursprünglich mit 8 Mil-
liarden € ausgestattet. Er enthält gegenwärtig immer noch 
4 Milliarden € – eine stattliche Summe, von der nur ein Bruch-
teil schon viel zur Linderung hätten beitragen können, und 
dies, ohne unsere gebeutelten Kommunen erneut mit 50 % zu 
belasten.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Aus diesem Hilfspaket des Bundes könnte man auch sofort 
zielgerichtet und unbürokratisch den Opfern der Naturkatas-
trophen finanzielle Hilfen zukommen lassen. 

Nach solchen dramatischen Ereignissen wie infolge des Tief-
druckgebiets „Elvira“ wäre den Bürgern der von der Flut be-
troffenen Gemeinden in unserem Land auch einmal signali-
siert worden, dass wir als Baden-Württemberger Solidarität 
nicht nur gern und vielfältig ausüben, sondern sie auch gern 
einmal selbst erfahren dürfen, wenn uns das Wasser buchstäb-
lich bis zum Hals steht.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf der Abg. 
Beate Böhlen GRÜNE) 

Aber dazu hätte es des politischen Willens bedurft, der, um es 
zurückhaltend zu formulieren, bei unseren verantwortlichen 
Landespolitikern zumindest ausbaufähig ist.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich Herrn Abg. Hinderer das Wort.

Abg. Rainer Hinderer SPD: Frau Präsidentin, meine Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch wir erin-
nern uns an die schrecklichen Bilder der Schäden und daran, 

was das Tiefdruckgebiet „Elvira“ insbesondere in Hohenlo-
he, aber auch in anderen Landesteilen an Schäden angerich-
tet hat. Es ist gut, dass wir bei dieser Aussprache über den An-
trag der FDP/DVP auch an die Angehörigen und insbesonde-
re an die vier Verstorbenen und die zahlreichen Verletzten den-
ken. Kollege Bullinger hat ja schon auf die einzelnen Schick-
sale hingewiesen.

Auch unser Dank gilt allen Rettungs- und Einsatzkräften, die 
unermüdlich im Einsatz waren, um die größte Not zu lindern. 
Über das große Leid hinaus, das im persönlichen Bereich ent-
standen ist, hat „Elvira“ Schäden in Millionenhöhe angerich-
tet, und unter den Folgen dieser Schäden, die ja gerade vom 
Kollegen von Eyb noch einmal sehr anschaulich beschrieben 
wurden, haben die Menschen bis heute zu leiden.

Das Land hat reagiert. Es gab Soforthilfen. Das ist bekannt. 
Auch wir fordern und bitten die Landesregierung, zusätzlich 
zu den Soforthilfen nun auch weiterhin zu prüfen, welche Mit-
tel aus den Fachressorts zusätzlich zur Verfügung gestellt wer-
den können, und diese Hilfen voranzutreiben. Zu nennen sind 
hier Fördermittel aus dem Städtebau, der Wasserwirtschaft, 
Mittel im Bereich der Verkehrsinfrastruktur, Hilfen für die 
Landwirtschaft und das Liquiditätsprogramm der L-Bank. Es 
bedarf auch steuerlicher Erleichterungen.

Wir wissen um die Sondersituation in Braunsbach. Die Ge-
meinde wurde von den Unwetterfolgen besonders schwer ge-
troffen. Wir haben von Anfang an begrüßt, dass Braunsbach 
für Sofortmaßnahmen zur Behebung der gröbsten Unwetter-
schäden extra Landesmittel bekommt.

Wir wissen aber auch, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass 
Soforthilfen keinen ausreichenden Versicherungsschutz erset-
zen können. Deshalb ist es gut, dass die Haushalte bei uns in 
Baden-Württemberg im Vergleich zu denen in anderen Bun-
desländern bei den Elementarschadenversicherungen eine re-
lativ hohe Quote haben – allerdings haben immer noch nicht 
alle eine solche Versicherung. Es wäre vielleicht auch einmal 
darüber nachzudenken, ob man eine Kampagne macht, damit 
auch dieser Versicherungsschutz wieder stärker ins Bewusst-
sein gerufen wird.

Die Landesregierung – darauf wurde bereits hingewiesen; ich 
gehe davon aus, der Innenminister wird das Thema gleich 
noch einmal benennen; in der Regierungspressekonferenz war 
es ja schon Gegenstand der Berichterstattung – hat einen Un-
wetterfonds mit 30 Millionen € eingerichtet, wobei die Hälf-
te vonseiten der Kommunen beizusteuern ist. Wir sind mit der 
Einrichtung dieses Fonds durchaus einverstanden. Da spricht 
nichts dagegen, auch nicht gegen die Vorgaben, wie Sie den 
Großteil der Mittel an die Kommunen und die 5 Millionen € 
Soforthilfe an die Bürgerinnen und Bürger vergeben wollen. 

Allerdings sind wir schon gespannt, welche konkreten Ver-
besserungen dann eintreten. Sie sagen, Sie könnten schneller 
entscheiden, wenn Sie das nur im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterpräsidenten tun müssten. Ihr Vorgänger im Amt, der ehe-
malige Innenminister Gall, hat berichtet, zumindest in der Vor-
gängerregierung wäre es auch binnen eines Tages möglich ge-
wesen, eine solche Entscheidung im Ministerrat herbeizufüh-
ren. Ich weiß nicht, wie das jetzt in der grün-schwarzen Re-
gierungskoalition funktioniert. Vorher wäre es aber möglich 
gewesen. 
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(Minister Thomas Strobl: In einem Tag geht das 
schon! Man muss nur einberufen!)

Wir sind also gespannt, ob es tatsächlich besser wird. Wir sa-
gen aber auch: Diese Spannung kann aus unserer Sicht sehr 
lange anhalten. Denn wir hoffen, dass dieser Fonds nicht so 
schnell gebraucht wird, dass die Mittel möglichst lange im 
Fonds liegen und keine Unwetterschäden auftreten, zu deren 
Behebung sie ausgezahlt werden müssen. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FDP/
DVP)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die Landesregierung er-
teile ich das Wort Herrn Innenminister Strobl.

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Frau Präsidentin, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Dieser Antrag aus den Reihen der Opposition gibt uns 
Gelegenheit, die schweren Unwetter im Mai und Juni dieses 
Jahres noch einmal Revue passieren zu lassen und gemein-
sam darüber zu sprechen, was wir noch besser machen kön-
nen.

Die Schäden infolge tagelangen Starkregens waren in weiten 
Teilen des Landes und insbesondere in der Gemeinde Brauns-
bach im Landkreis Schwäbisch Hall immens. Nahezu ganz 
Braunsbach ist in der insbesondere vom Kollegen Dr. Bullin-
ger eindrucksvoll beschriebenen Art und Weise heimgesucht 
worden und in Mitleidenschaft gezogen worden. Ich habe mir 
selbst gemeinsam mit dem Ministerpräsidenten ein Bild von 
dem Ausmaß der Schäden in Braunsbach gemacht, nachdem 
mich der Kollege von Eyb sehr schnell informiert hat. Auch 
andernorts hat es gewaltige Schäden gegeben.

Eines will ich jedoch ganz an den Anfang dieser Debatte stel-
len – das ist das, was wir positiv vermerken dürfen –: Die Zu-
sammenarbeit zwischen der Bundespolizei und der Landes-
polizei, zwischen der Gemeinde, dem Landkreis, dem Regie-
rungspräsidium und dem Land, zwischen dem Deutschen Ro-
ten Kreuz, dem Technischen Hilfswerk, unseren Feuerwehren 
hat funktioniert. Alles greift ineinander, und wir dürfen sagen: 
Ja, in einer solchen Krisenlage, nach einem solchen katastro-
phalen Unwetter, funktionieren bei uns Krisenmanagement 
und Katastrophenschutz. Das ist gut so, weil die Menschen 
einen Anspruch darauf haben, dass der Staat in einer solchen 
Krisensituation funktioniert. 

(Beifall bei den Grünen, der CDU, der SPD und der 
FDP/DVP sowie Abgeordneten der AfD)

Allerdings hat es – das wollen wir auch nicht vergessen – ne-
ben den materiellen Schäden Tote gegeben. Der Einsatz ist für 
Polizisten, Feuerwehrleute, Rettungsdienst, Technisches Hilfs-
werk gefährlich. Das hat uns vor allem Schwäbisch Gmünd 
vor Augen geführt, wo ein Feuerwehrmann beim Versuch, ei-
nen Ertrinkenden zu retten, selbst ertrunken ist. 

Ich bin gleich am nächsten Tag nach Schwäbisch Gmünd ge-
fahren. Die Gesichter der Kameraden, die den Feuerwehrmann 
am Seil hatten – er war angeseilt – und ihn nicht halten konn-
ten, als er in den Gully verschwunden ist, werde ich mein Le-
ben lang nicht vergessen. Herr Abg. Dr. Bullinger, diese ver-

weinten Augen von gestandenen Feuerwehrleuten werden mir 
leider auch erinnerlicher sein als die gewaltigen Schäden in 
Braunsbach. 

Wir wollen in einer solchen Debatte nicht ganz vergessen, 
dass Menschen ihr Leben gelassen haben und dass ein Feuer-
wehrmann, ein Familienvater in Ausübung seiner Rettungstä-
tigkeit zu Tode gekommen ist. So etwas darf und soll uns ne-
ben den materiellen Schäden auch nahegehen. Wir sollten 
nicht nur das Materielle, das Geld, sehen, sondern auch das, 
was uns Naturgewalten bereiten, wenn es um die körperliche 
Unversehrtheit und um Menschenleben geht. Bei einem Feu-
erwehrmann ist die Angelegenheit noch einmal besonders tra-
gisch. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will die Gele-
genheit auch nutzen, zu dem Thema Soforthilfe noch einmal 
etwas Grundsätzliches zu sagen. Die Soforthilfe ist dafür da, 
dass sich Menschen, die im Grunde genommen obdachlos ge-
worden sind, weil ihr Haus zerstört worden ist und sie von ei-
ner Minute auf die andere im Schlafanzug auf der Straße ste-
hen, für die nächsten Tage die Dinge des täglichen Bedarfs 
leisten können. 

Klar hilft vielleicht auch der Nachbar am ersten Tag. Wenn 
man eine Familie hat, hilft vielleicht auch diese, oder die 
Freunde helfen. Irgendwann, nach zwei, drei Tagen, helfen sie 
vielleicht nicht mehr. Dann muss man sich irgendetwas zum 
Essen, zum Anziehen oder sonst etwas, was man halt braucht, 
kaufen. Dafür ist die Soforthilfe vorgesehen. 

Die Soforthilfe ist insbesondere eines nicht: Schadensersatz. 
Das bitte ich auch immer so zu kommunizieren, weil wir an-
sonsten bei den Menschen, bei den Kommunen eine Erwar-
tungshaltung aufbauen, so eine Art Vollkaskomentalität nach 
dem Motto: Es kommt ein Unwetter, es geht etwas kaputt, und 
dann geht man zum Land und bekommt es ersetzt. Dem ist 
ausdrücklich nicht so.

Herr Abg. Baron, ich mache noch einen letzten Versuch, Ih-
nen das System der Soforthilfen einfach einmal sozusagen in 
der Vertikalen nahezubringen. Wenn Sie es nicht verstehen 
wollen, dann kann ich halt auch nichts machen. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Dann schrift-
lich nachreichen! – Vereinzelt Heiterkeit)

Wir haben auch hier eine Subsidiarität. Das Land hilft nicht 
bei einem Unwetter, das in einer Kommune stattfindet, auch 
wenn die Schäden schlimm sind. Dann muss die Kommune 
das Problem mit dem Landkreis regeln. Wenn das Unwetter 
über mehrere Landkreise geht, sozusagen ein landesweites Er-
eignis ist – wir definieren das mit einer Gesamtschadenshöhe 
ab 100 Millionen €; dazu sage ich gleich noch etwas –, dann 
kommt das Land. Wenn es ein Unwetter von einer nationalen 
Dimension ist, 

(Abg. Anton Baron AfD: Was versteht man unter na-
tional?)

dann kommt der Bund. 

So schlimm wie die Unwetter im Mai und im Juni bei uns auch 
waren, sind sie weit von dem entfernt, was die Definition ei-
ner nationalen Katastrophe bedeutet. Natürlich habe ich mit 
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dem Bund gesprochen. Da bin ich immer der Erste. Wenn es 
nur die kleinste Chance gegeben hätte, an Bundesmittel her-
anzukommen – glauben Sie mir, ich kenne mich bei dem Ge-
schäft ein bisschen aus –, dann hätten wir das selbstverständ-
lich gemacht. So schlimm die Unwetter für Baden-Württem-
berg gewesen sind, eine nationale Dimension hatten sie nicht. 
Sie haben Baden-Württemberg schlimm getroffen, sie haben 
aber nicht die Bundesrepublik Deutschland im Sinne einer na-
tionalen Katastrophenlage getroffen. 

(Abg. Dr. Friedrich Bullinger FDP/DVP: Dann ha-
ben aber Bundestagsabgeordnete falsche Hoffnungen 

gemacht!)

– Entschuldigung, Herr Kollege Dr. Bullinger, ich habe nie 
solche Hoffnungen erweckt. Vielmehr habe ich mich in die-
sem Punkt von Anfang an gegenüber jedem, der es hören woll-
te, klar geäußert. Natürlich habe ich im Grunde genommen 
unmittelbar nach Eintritt der Schadenslage mehrfach mit dem 
Bundesinnenminister gesprochen. Ich habe jedoch ganz sicher 
niemandem Hoffnung gemacht, der mich auf dieses Thema 
angesprochen hat. 

(Abg. Anton Baron AfD: Wenn ich so sehe, wie sich 
das Land für die blaue Plakette einsetzt!)

Wir haben dann Soforthilfe geleistet – im Übrigen außeror-
dentlich unbürokratisch und schnell. Dass Landratsämter auf 
ihrer Homepage veröffentlichen, dass das Land das unbüro-
kratisch und gut gemacht hat, kommt auch nicht jeden Tag 
vor. Wir haben auch aus den Rathäusern sehr viele positive 
Rückmeldungen erhalten. 

5,5 Millionen € an Soforthilfe wurden ausgezahlt. Da das über 
5 Millionen € waren, mussten wir den Landtag von Baden-
Württemberg um Zustimmung bitten. Ich möchte mich auch 
bei allen Fraktionen bedanken, dass sie schnell die Vorausset-
zung dafür geschaffen haben, dass die Mittel unbürokratisch 
zur Verfügung gestellt werden konnten.

Auch der besonders betroffenen Gemeinde Braunsbach konn-
ten wir helfen. Das Kabinett hat am 28. Juni beschlossen, der 
Gemeinde im Rahmen eines Sonderprogramms 10,65 Milli-
onen € für Sofortmaßnahmen zur Gefahrenabwehr und Scha-
densbeseitigung zur Verfügung zu stellen. Für den Wiederauf-
bau der Gemeinde Braunsbach ist von einer geschätzten Ge-
samtsumme in Höhe von 104 Millionen € auszugehen. Aus 
dem Sonderförderungsprogramm sind Maßnahmen in Höhe 
von rund 2,7 Millionen € für Sofortmaßnahmen im Rahmen 
der Schadensbeseitigung bereits abgerechnet. 

Die Benennung einer Gesamtschadenssumme über alle Be-
reiche wird wohl am Ende nur über die Versicherungswirt-
schaft möglich sein. Insbesondere die Schäden im privaten 
Bereich sind den Behörden vor Ort nicht bekannt, da die Scha-
densregulierung mit den Versicherungen direkt abgewickelt 
wird. Geschätzt und bei aller Vorsicht grob gerundet dürfte 
die Gesamtschadenssumme ungefähr bei 400 Millionen € lie-
gen. 

Noch einmal: Die Soforthilfe reguliert nicht den Schaden, son-
dern ist eine erste Hilfe. Für die Schadensregulierung sind ins-
besondere Versicherungen zuständig, also beispielsweise die 
Gebäudeelementarschadenversicherung oder eine Hausratver-

sicherung. Gott sei Dank haben wir in Baden-Württemberg 
bei den Elementarschadenversicherungen eine überdurch-
schnittlich hohe Quote; sie liegt bei über 90 %. Das ist unge-
fähr doppelt so hoch wie im Bundesdurchschnitt, wo die Quo-
te bei unter 50 % liegt. In keinem anderen Bundesland haben 
über 90 % eine Elementarschadenversicherung. Das ist gut so 
und soll auch in Zukunft so bleiben.

Herr Kollege Dr. Bullinger hat zu Recht angesprochen, dass 
nicht nur beeindruckend war, wie die Sicherheitsbehörden und 
die Rettungsdienste gut miteinander gearbeitet haben, sondern 
auch, wie auch die Bürgerinnen und Bürger die Ärmel hoch-
gekrempelt haben, den Nachbarn geholfen haben, manche ta-
gelang ehrenamtlich einfach mit angepackt haben. Das ist ein 
gutes Zeichen für unser Land. 

Die Baden-Württemberger haben wieder einmal eindrucks-
voll unter Beweis gestellt: Wenn es gilt, dann stehen wir zu-
einander, dann helfen wir einander. Der Gedanke der Nach-
barschaftshilfe funktioniert dann auch. 

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP sowie Abge-
ordneten der Grünen, der AfD und der SPD)

Bereits wenige Tage nach den Unwetterereignissen hat die an-
tragstellende Fraktion einen umfangreichen Fragenkatalog zu 
Personen- und Sachschäden, betroffenen Gebieten, eingesetz-
ten Rettungskräften, Soforthilfen, der Sanierungsbedürftig-
keit von Straßen- und Schienenverbindungen, beschädigten 
öffentlichen Einrichtungen, Schwachstellen des Hochwasser-
schutzes, Fördermöglichkeiten für besonders schwer betrof-
fene Kommunen, Bürger und Unternehmen bis hin zur Frage 
nach Umfang und Art der Unterstützungsmaßnahmen in den 
letzten 20 Jahren eingereicht. Die Fragen haben wir im Ein-
vernehmen mit den zuständigen Ministerien so umfassend, 
wie uns das nur irgend möglich war, beantwortet, sodass wir 
die Drucksache 16/41 heute wohl abschließen können. 

Ausblick auf künftige Regelungen: Ich habe gesagt, dass das 
mit den Soforthilfen unbürokratisch und schnell funktioniert 
hat. Herr Kollege Hinderer, man kann bereits am nächsten Tag 
schnell entscheiden, wenn eine Ministerratssitzung sowieso 
stattfindet bzw. terminiert ist. Aber stellen Sie sich einmal vor, 
so etwas passiert am 23. oder am 24. Dezember oder vor der 
Sommerpause. Natürlich kann man den Ministerrat immer zu-
sammenrufen, aber bis der zusammentritt, dauert es im Zwei-
fel dann doch zwei, drei Tage. 

Oder aber wir haben eine entsprechende Schadenshöhe wie 
in Braunsbach oder wie bei den Soforthilfen insgesamt: Dann 
ist die augenblickliche Lage die, dass der Landtag von Baden-
Württemberg zusammenkommt. Auch das kann man ganz si-
cher innerhalb weniger Tage machen. Aber wir sind realis-
tisch.

Vor allem eines ist auch klar: Wenn so eine Unwetterkatast-
rophe passiert, dann darf das mit den Soforthilfen keine Wo-
che dauern. Denn die Soforthilfe heißt deshalb Soforthilfe, 
weil sie sofort kommen muss, am besten am nächsten Tag. 

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der FDP/DVP)

Das ist der Grund, warum wir es jetzt etwas unkomplizierter 
machen wollen. 
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Erstens: Wie die Ereignisse in Braunsbach zeigen, können 
auch Gemeinden unverschuldet in Notsituationen geraten, die 
sie finanziell in den Ruin treiben würden. Wir haben alle Lan-
desprogramme auf die kommunalen Schäden fokussiert – 
nicht nur jetzt für die vergangenen Monate, sondern das wird 
auch in den nächsten Monaten so sein –, gleichwohl fehlt uns 
ein Regelungsinstrument, das den Solidaritätsgedanken unter 
den Kommunen aufgreift und sofort, schnell und auch um-
fänglich aktiviert werden kann. 

Ich hatte daher dem Kabinett umgehend vorgeschlagen, die 
Kriterien der Soforthilfe für Privatpersonen zu überarbeiten. 
Einigkeit bestand im Kabinett auch, dass darüber hinaus eine 
Solidaritätshilfe für Kommunen verankert werden muss. Ich 
habe dann sehr zeitnah mit den kommunalen Landesverbän-
den entsprechende Gespräche geführt. Dort hat es eine sehr 
positive Resonanz gegeben. 

Wir sind mit den kommunalen Landesverbänden auf einem 
sehr guten Weg, praxisgerechte und der Situation gerecht wer-
dende Förderverfahren zu entwickeln. Das wäre ein wichtiger 
Beitrag für das Sicherheitsempfinden in unserem Land. 

Ein Eckpunktepapier für eine künftige Regelung habe ich dem 
Ministerrat bereits vorgelegt. Das Kabinett hat darüber gera-
de erst vor zwei Tagen beraten und diese Vorschläge auch po-
sitiv abgestimmt. Mit den berührten Ressorts wird das Innen-
ministerium nun Regularien für die künftige Gewährung von 
Landeshilfen nach schweren Naturereignissen und Unglücks-
fällen erarbeiten und unter Einbeziehung der kommunalen 
Landesverbände abstimmen. Ziel ist, die Voraussetzungen zur 
Umsetzung dieser Regularien spätestens ab dem Jahr 2018 zu 
schaffen. 

Mir ist bei der Gewährung von Soforthilfen wichtig, dass die-
se ihren Namen verdienen. Schnell und sofort muss es gehen, 
pragmatisch muss es sein, die Solidarität muss gefordert sein. 

Insgesamt schließe ich mich der Hoffnung, die Vorredner aus-
gedrückt haben, an, dass wir auf diese Regularien gar nicht 
zurückgreifen müssen und dass es am schönsten wäre, wenn 
wir den Katastrophenschutzfonds nie brauchten und wenn wir 
von schweren Unwettern verschont blieben. Besser gar keine 
Unwetter, am besten gar keine Katastrophen. 

Aber wir haben, finde ich, die Lage damals ganz gut gemeis-
tert. Nichts ist aber so gut, dass man es nicht noch ein biss-
chen besser machen könnte. Ich bedanke mich bei den kom-
munalen Landesverbänden dafür, dass wir mit dem Katastro-
phenschutzfonds noch einmal eine Institution schaffen, die es 
für den Fall der Fälle noch besser macht, damit die Menschen 
in Baden-Württemberg ein noch sichereres Gefühl auch in sol-
chen Unwetterlagen haben können.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU – Vereinzelt Beifall bei den 
Grünen und der FDP/DVP – Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Minister, lassen Sie eine 
Zwischenfrage bzw. eine Frage des Abg. Baron zu? 

Minister für Inneres, Digitalisierung und Migration Tho-
mas Strobl: Nein. 

(Abg. Reinhold Gall SPD: War schon fertig!)

Ich bin auch am Ende meiner Ausführungen.

(Abg. Reinhold Gall SPD: Genau!)

Wie uns der Präsident gestern erklärt hat, gibt es dann ja kei-
ne Zwischenfrage mehr. 

(Beifall des Abg. Thomas Poreski GRÜNE – Abg. 
Reinhold Gall SPD: Richtig!)

Präsidentin Muhterem Aras: Jeder Redner kann selbst ent-
scheiden, ob er Fragen zulässt oder nicht, und man muss es 
auch nicht begründen, wenn man keine zulässt. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: Wäre ja noch 
schöner!)

Meine Damen und Herren, mir liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. 

Wir kommen zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung des 
Antrags Drucksache 16/41. Der Antrag ist ein reiner Berichts-
antrag und kann somit für erledigt erklärt werden. – Sie stim-
men zu. 

Damit ist Punkt 7 unserer Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

a) Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses 
zum Einspruch des Herrn W. A., Mössingen – Druck-
sache 16/641

 Berichterstatter: Abg. Dr. Bernhard Lasotta

b) Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses 
zum Einspruch des Herrn K. J., Freiburg – Drucksa-
che 16/642

 Berichterstatter: Abg. Wilhelm Halder

c) Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses 
zum Einspruch des Herrn T. M.-F., Freiburg – Druck-
sache 16/643

 Berichterstatter: Abg. Daniel Rottmann

d) Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses 
zum Einspruch des Herrn K.-H. G., Gerstetten – Druck-
sache 16/644

 Berichterstatter: Abg. Reinhold Gall

e) Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses 
zum Einspruch des Herrn H. B., Ulm – Drucksache 
16/645

 Berichterstatter: Abg. Jürgen Keck

f) Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses 
zum Einspruch des Herrn Dr. U. L., Heidelberg – 
Drucksache 16/646

 Berichterstatter: Abg. Thomas Blenke
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g) Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses 
zum Einspruch der Frau M. B., Konstanz, und des 
Herrn M. L., Zürich – Drucksache 16/647

 Berichterstatter: Abg. Jürgen Filius

Meine Damen und Herren, das Präsidium hat für die Ausspra-
che über die sieben Beschlussempfehlungen des Wahlprü-
fungsausschusses unter den Buchstaben a bis g eine Redezeit 
von fünf Minuten je Fraktion festgelegt. 

Für die Fraktion GRÜNE erteile ich das Wort Herrn Abg. Hal-
der.

Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und 
Herren! Gegen die letzten Landtagswahlen vom 13. März 
2016 gingen sieben Wahleinsprüche ein, die alle vom Wahl-
prüfungsausschuss als unbegründet zurückgewiesen werden 
konnten. 

Die Einsprecher fühlten sich bei der Wahl behindert oder be-
haupteten, dass ihnen die Teilnahme an der Wahl sogar ver-
hindert wurde. Teilweise bemängelten die Einspruchsführer 
auch einzelne Bestimmungen des Wahlrechts. 

Die Landeswahlleiterin, Frau Friedrich, wurde vom Ausschuss 
um Stellungnahme zu allen Einsprüchen gebeten. Laut ihrer 
Erhebung gab es keinerlei Hinweise auf Unregelmäßigkeiten 
bei der Durchführung der Landtagswahl 2016. 

Der Wahlprüfungsausschuss, dessen stellvertretender Vorsit-
zender ich bin, fasste daher nach ausführlicher Prüfung ein-
stimmig den Beschluss, dem Plenum zu empfehlen, die vor-
liegenden Wahleinsprüche als unbegründet zurückzuweisen. 

Im Namen der Fraktion GRÜNE möchte ich mich bei der Lan-
deswahlleiterin, Frau Friedrich, herzlich bedanken. Durch die 
Bearbeitung der Wahleinsprüche haben Sie die Arbeit im Aus-
schuss sehr unterstützt.

Ich möchte Bezug nehmend auf die Einsprüche ausdrücklich 
betonen, dass kein einziger Einwand vorlag, der die ordnungs-
gemäße Arbeit der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer in 
den Wahllokalen bezweifelt hätte. Weshalb diese Betonung? 
Die Ehrenamtlichen standen bei der vergangenen Wahl schon 
vorab unter dem ungeheuerlichen Generalverdacht der AfD, 
Stimmen zuungunsten der AfD fälschen oder manipulieren zu 
wollen. An dieser Stelle möchte ich mich ganz besonders bei 
allen Bürgerinnen und Bürgern für ihren Einsatz und ihren 
Beitrag zur rechtmäßigen Durchführung der Landtagswahl be-
danken.

(Beifall bei den Grünen, der CDU und der SPD so-
wie Abgeordneten der AfD)

Ich habe natürlich auch nichts anderes erwartet. Unsere De-
mokratie und ihre verfassungsgemäße Ordnung sehen freie, 
geheime, gleiche und unmittelbare Wahlen vor. Diese sind ei-
ner der wichtigsten Grundpfeiler unserer modernen demokra-
tischen Gesellschaft. Umso boshafter sind derart niederträch-
tige Unterstellungen den 2 600 Ehrenamtlichen gegenüber. 

Der Aufruf der AfD, als Wahlbeobachter in die Wahllokale zu 
gehen, zeugt von einer zutiefst undemokratischen Einstellung, 
die im Nachhinein nicht weniger zu verurteilen ist.

(Abg. Stefan Räpple AfD: Was? Wahlbeobachtung 
ist das Demokratischste überhaupt! – Abg. Anton Ba-
ron AfD: Entschuldigung! Schauen Sie doch die Vor-

fälle in Österreich an!)

Wer so viel Misstrauen in unsere Freiheit an sich und den de-
mokratischen Geist in unserem Land hat, sollte sich zumin-
dest bei den Wahlhelferinnen und -helfern für diese Mutma-
ßungen entschuldigen.

(Beifall bei den Grünen sowie Abgeordneten der 
CDU und der SPD – Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Al-
so, Sie kapieren echt überhaupt nichts, gar nichts! – 
Gegenruf des Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: 
Doch, natürlich! Wir durchschauen Sie! – Gegenruf 
des Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Lernen Sie, Herr 
Sckerl! – Abg. Sabine Wölfle SPD: Diese Überheb-

lichkeit!)

Der Kollege Rottmann als Vorsitzender des Wahlprüfungsaus-
schusses und Vertreter der AfD in diesem hat dies im Rahmen 
seiner Möglichkeiten – – 

(Unruhe) 

– Können Sie Ruhe herstellen?

(Unruhe – Glocke der Präsidentin) 

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Dr. Meuthen und 
Herr Abg. Sckerl, ich bitte Sie, Ruhe zu bewahren, damit der 
Redner die Möglichkeit hat, seine Rede zu Ende zu bringen. 

Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Dann trage ich es noch ein-
mal vor, damit Sie auch zuhören können. – Der Kollege Rott-
mann als Vorsitzender des Wahlprüfungsausschusses und Ver-
treter der AfD in diesem hat dies im Rahmen seiner Möglich-
keiten im Ausschuss und in einer Pressemitteilung getan. Die 
AfD hat hier und heute die Möglichkeit, sich bei den Wahl-
helferinnen und -helfern öffentlich zu entschuldigen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen, der CDU und 
der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die CDU-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Blenke.

Abg. Thomas Blenke CDU: Frau Präsidentin, werte Kolle-
ginnen und Kollegen! Es ist ein hohes Gut des Rechtsstaats, 
dass Bürger die Überprüfung von Wahlen durch das Parlament 
veranlassen können. Das ist ein sehr hohes Gut des Rechts-
staats. Das müssen wir uns immer wieder vor Augen halten. 

Der Wahlprüfungsausschuss, der für den Landtag diese Auf-
gabe wahrzunehmen hat, hat fraktionsübergreifend gut zusam-
mengearbeitet. Ich möchte darauf hinweisen: Alle Entschei-
dungen dieses Wahlprüfungsausschusses wurden einstimmig 
getroffen. Um das Ergebnis klar zu sagen: Bei der Landtags-
wahl im März dieses Jahres ist im formalen Ablauf alles kor-
rekt gelaufen. Aber es gab wie bei jeder Wahl auch hier eini-
ge Einsprüche, die wir im Wahlprüfungsausschuss – jeden ein-
zelnen rechtlich und auch von den Auswirkungen her – über-
prüft haben. Es wäre z. B. begründet gewesen, wenn ein Wahl-
fehler benannt worden wäre, der auf die Sitzverteilung hier 
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im Hohen Haus Einfluss hätte. Keine solchen Fehler konnten 
gefunden werden. Deswegen wurden am Ende, wie Kollege 
Halder eben schon sagte, in allen Fällen die Einsprüche zu-
rückgewiesen.

Ich möchte an dieser Stelle ebenso, wie es der Kollege Hal-
der eben schon getan hat, mich im Namen der CDU-Fraktion 
ganz herzlich bei all den ehrenamtlichen Wahlhelfern – es sind 
Tausende im Land – bedanken, die dafür gesorgt haben, dass 
diese Landtagswahl so reibungslos verlaufen ist. Man kann 
sagen, die ehrenamtlichen Wahlhelfer halten die Demokratie 
im wahrsten Sinn des Wortes am Laufen. Dafür möchten wir 
uns ganz herzlich bedanken.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der AfD, der SPD und der FDP/DVP)

Wenn man sich vor Augen hält, dass es bei vielen Millionen 
Wahlberechtigten gerade einmal sieben Einsprüche gab, dann 
spricht das sehr für die Qualität der Arbeit dieser Wahlhelfer, 
aber es spricht auch sehr viel für die Stabilität unserer Demo-
kratie. Dies ist ein sehr guter Aspekt, den man auch durchaus 
einmal hier benennen kann.

Ich möchte mich für die CDU-Landtagsfraktion sehr herzlich 
bei der Landeswahlleiterin, Frau Friedrich, und ihrem Team 
bedanken, die hervorragende vorbereitende Arbeit geleistet 
haben und die auch den Wahlprüfungsausschuss gut unter-
stützt haben. Ich bedanke mich ausdrücklich auch bei den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Landtagsverwaltung, die 
den Wahlprüfungsausschuss bei seiner Arbeit unterstützt ha-
ben.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU sowie Abgeordneten der Grü-
nen und der SPD – Abg. Nicole Razavi CDU: Eine 
fulminante Jahrhundertrede! – Gegenruf des Abg. 
Thomas Blenke CDU: Es ist schön, dass ihr das auch 

so seht!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die AfD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Rottmann.

Abg. Daniel Rottmann AfD: Sehr geehrte Landtagspräsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Frau Fried-
rich! Die Prüfung der Wahlen durch uns, das Parlament, ist 
eines der zentralsten Elemente zum Schutz unserer Demokra-
tie. In dem Moment, in dem wir diese Aufgabe nicht mehr 
wichtig nehmen, geben wir unsere Staatsform schutzlos je-
dem Angriff preis. 

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Nur in diesem Zusammenhang möchte ich die Aufrufe verste-
hen, die es vor der Wahl gegeben hat, als demokratischer Bür-
ger in die Wahllokale zu gehen und an der Auszählung teilzu-
nehmen. Herr Halder, auch wenn ich Sie sonst persönlich sehr 
schätze: An dieser Stelle muss ich Ihnen einfach massiv wi-
dersprechen. Wenn Bürger ihr demokratisches Recht wahr-
nehmen, sprechen Sie von Generalverdacht und von „zutiefst 
undemokratisch“. Das ist, mit Verlaub, lächerlich. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Anton Baron AfD: Ja-
wohl! Bravo! – Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE: 
Das waren nicht Bürger, das waren AfD-Funktionä-

re!)

– Ich sage nur „Skal!“ und denke an den Silvesterfilm. Ihr Na-
me erinnert mich irgendwie an diesen einen Trinkspruch. Ent-
schuldigen Sie bitte! 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Können Sie einfach auch 
einmal nicht unverschämt sein? – Zuruf: Unver-
schämt! – Zuruf der Abg. Beate Böhlen GRÜNE – 
Abg. Karl-Wilhelm Röhm CDU: Weitermachen! – 

Glocke der Präsidentin) 

Der Einwand von Herrn Halder ist schlicht und einfach Blöd-
sinn. Wenn wir einmal über die Landesgrenzen von Baden-
Württemberg hinausgehen, dann sehen wir die Vorgänge in 
Bremerhaven, wo es zu falschen Auszählungen gekommen 
ist, die die AfD ein Mandat gekostet haben. Wenn wir nach 
Sachsen-Anhalt schauen, dann sehen wir, dass es dort beim 
vorläufigen Wahlergebnis einen Fehler gab, der glücklicher-
weise beim endgültigen amtlichen Wahlergebnis korrigiert 
worden ist. 

(Abg. Sascha Binder SPD: Was war mit Sachsen?)

– Dazu komme ich am Schluss noch.

(Abg. Sascha Binder SPD: Wenn die Zeit reicht!)

Ich möchte nur am Rande einmal kurz Österreich erwähnen. 

(Abg. Hans-Ulrich Sckerl GRÜNE verlässt den Ple-
narsaal. – Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Das will er 
nicht hören! Da geht er! Mit Demokratie hat er es 

nicht!)

Ich möchte an dieser Stelle den Mitarbeitern vom Juristischen 
Dienst danken. Die Zusammenarbeit und die Unterstützung 
im Wahlprüfungsausschuss waren sehr gut. Dafür bin ich sehr 
dankbar.

Ich möchte jetzt kurz auf diese sieben Einsprüche zu sprechen 
kommen. Die sieben Einsprüche sind geprüft worden, und al-
le sind eindeutig rechtlich abgewiesen worden. Das ist gut so. 
Das zeigt mir vor allem, dass die Durchführung der Wahlen 
hier in Baden-Württemberg vorbildlich ist. Da möchte ich aus-
drücklich die vielen Wahlhelfer loben und ihnen für die her-
vorragende Arbeit danken. Dasselbe gilt auch für unsere Lan-
deswahlleiterin, Frau Friedrich: Danke für Ihren Einsatz, 
Hochachtung für Ihre gute Arbeit und die Vorbereitung der 
Wahl.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Wilhelm Hal-
der GRÜNE) 

Es waren fünf Wahleinsprüche weniger als vor fünf Jahren. 
Die Tatsache, dass alle Einsprüche rechtlich einwandfrei ab-
gewiesen werden konnten, heißt aber nicht, dass sie in ihrem 
Anliegen substanzlos gewesen wären. In einem der Wahlein-
sprüche ging es beispielsweise um die Platzvergabe für Info-
stände im Vorfeld der Landtagswahl. Der Einspruchführer hat 
angemerkt, dass der AfD in Ulm wiederholt schlechtere Stand-
plätze zugewiesen worden seien als anderen Parteien. Wie ge-
sagt, der Einspruch ist abgewiesen worden. Wir müssen das 
nicht inhaltlich diskutieren. Aber es ist einfach wichtig: Die 
gleiche Bereitstellung und der Erhalt gleicher Wahlkampfbe-
dingungen sind eine wichtige Voraussetzung unserer Demo-
kratie. Es ist wichtig, das auch in Zukunft zu erhalten. Ich den-
ke da an die zerstörten Plakate nicht nur der AfD, sondern 
auch anderer Parteien. Das ist eine furchtbare Sache.



846

Landtag von Baden-Württemberg – 16. Wahlperiode – 17. Sitzung – Donnerstag, 10. November 2016
(Daniel Rottmann) 

(Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Das war überhaupt 
nicht Gegenstand des Ausschusses!)

In einer Demokratie brauchen wir die Möglichkeit, dass alle 
partizipieren können, wirklich ausnahmslos alle. Auch die 
Meinungsbildung muss vor einer Wahl gewährleistet sein. 

Ein weiterer Einspruch stimmt mich persönlich nachdenklich. 
Das Landtagswahlgesetz schließt Personen, die für geschäfts-
unfähig befunden wurden, sprich für deren Besorgung aller 
Angelegenheiten ein Betreuer bestellt worden ist, von den 
Wahlen aus. Der Einspruch legt nahe, dass wir es uns mit die-
ser Regelung vielleicht zu einfach machen. Die Gründe dafür, 
dass Menschen ihre Geschäftsfähigkeit verlieren, sind vielfäl-
tig. Manchmal sind Menschen, die nicht mehr geschäftsfähig 
sind, trotzdem in der Lage, politische Zusammenhänge zu er-
kennen, vielleicht manchmal sogar besser als manche ge-
schäftsfähigen Menschen.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Diese Frage, ob und in welchem Umfang es an dieser Stelle 
einer Änderung des Wahlgesetzes bedarf, nehme ich für mich 
in dieser Legislaturperiode mit. Es gibt bereits eine Studie, die 
die Bundesregierung in Auftrag gegeben hat, die diese Sache 
prüft, und das ist gut so.

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Genau! Eben!)

Das wird vielleicht auch von anderen Fraktionen noch einge-
bracht werden, und dafür bin ich auch dankbar.

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Das ist schon einge-
bracht!)

– Sehr gut.

(Abg. Beate Böhlen GRÜNE: Auf Bundesebene!)

In Zeiten, in denen überall Toleranz gefordert wird, sollten 
wir darüber nachdenken, ob das Gesetz an diesem Punkt nicht 
aus Vorurteilen geboren wurde.

Ich würde gern noch auf die Frage des Abg. Binder eingehen, 
wobei meine Redezeit jetzt abgelaufen ist. Ich überziehe viel-
leicht ein paar Sekunden mit Ihrer Erlaubnis, Frau Präsiden-
tin.

Präsidentin Muhterem Aras: Ein paar Sekunden.

Abg. Daniel Rottmann AfD: Als Vorsitzender des Wahlprü-
fungsausschusses des Landtags von Baden-Württemberg wer-
de ich mich nicht in interne Sachen in anderen Bundesländern 
einmischen. 

(Zuruf des Abg. Wilhelm Halder GRÜNE) 

Ich bin aber ganz klar dafür, dass Dinge sorgfältig geprüft 
werden und da, wo sie nicht in Ordnung sind, auch bemängelt 
werden. Es wundert mich allerdings, dass in Sachsen zwei 
Jahre nach der Wahl immer noch keine Entscheidung getrof-
fen worden ist. Ich frage mich, warum der Wahlprüfungsaus-
schuss dort nicht dazu in der Lage ist. Wir haben in Baden-
Württemberg zwei Sitzungen zur Abarbeitung der Wahlein-
sprüche gebraucht. 

(Zurufe der Abg. Nicole Razavi und Siegfried Lorek 
CDU)

Die Frage ist: Ist der Sachverhalt zu komplex, oder gibt es an-
dere Gründe, etwa dass man taktisch kurz vor der Bundestags-
wahl etwas reinbringen möchte, um da jemandem eins auszu-
wischen? Oder ist es etwa so – was ich noch viel eher glaube 
–, dass die alten, etablierten Parteien die Sorge haben und sich 
einfach nur davor schützen möchten, bei einer eventuellen 
Neuwahl Mandate zu verlieren?

(Abg. Sascha Binder SPD: Sie müssen sich entschei-
den, ob Sie sich einmischen wollen oder nicht!)

Die CDU würde nach den aktuellen Umfragen sieben bis 
zwölf Mandate verlieren. Allein das ist ein Grund für sie, kei-
ne Neuwahlen durchführen zu wollen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD – Abg. Sascha Binder SPD: Er 
hat die Erklärung zu Sachsen damit begonnen, dass 

er sich in Sachsen nicht einmischen will!)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die SPD-Fraktion erteile 
ich das Wort Herrn Abg. Gall.

Abg. Reinhold Gall SPD: Frau Präsidentin, werte Kollegin-
nen, werte Kollegen! Ja, bei uns ist es so: Jeder Wahlberech-
tigte kann die Gültigkeit einer Landtagswahl anfechten. Die 
Entscheidung darüber wird durch den Wahlprüfungsausschuss 
vorbereitet – das haben wir gemacht –, und über die Einsprü-
che und über das Ergebnis des Wahlprüfungsausschusses ent-
scheidet dann der Landtag; das machen wir am heutigen 
Abend. 

Mir ist es schon wichtig, noch einmal deutlich zu machen, 
dass es insgesamt nur sieben Einsprüche gegeben hat. Sieben 
Einsprüche bei 7,7 Millionen Wahlberechtigten – schon allein 
dies spricht doch dafür, dass wir – gerade bei Wahlen – einen 
funktionierenden Staat mit funktionierenden Institutionen und 
Einrichtungen haben. 

Deshalb will auch ich ganz herzlich all jenen Dank sagen, die 
dafür Sorge getragen haben – übrigens über viele Jahrzehnte 
hinweg –, dass es gut und richtig funktioniert, dass es rechts-
staatlich sauber funktioniert. An erster Stelle sei die Landes-
wahlleiterin Frau Friedrich genannt, die nicht nur die Wahlein-
sprüche bearbeitet hat, sondern – das weiß ich aus eigener Er-
fahrung – gerade im Vorfeld von Wahlen – auch dieser Wahl 
– mit einer unheimlichen Fleißarbeit unter hohem persönli-
chen Einsatz der gesamten Mannschaft Fragen beantwortet 
und darauf hinweist, wo vielleicht etwas nicht so laufen könn-
te, wie es laufen muss, wodurch schon dafür Sorge getragen 
wird, dass die Wahlen bei uns so ablaufen, wie sie ablaufen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der Grünen und 
der CDU)

Einige Einsprüche, meine Damen und Herren, wenden sich 
dagegen, dass den Einsprechern die Teilnahme an der Wahl 
verweigert worden sei oder sie an der Wahl gehindert worden 
seien. Einige Einsprecher ziehen auch einzelne Bestimmun-
gen des Wahlrechts in Zweifel. Der Wahlprüfungsausschuss 
hat festgestellt, dass diese Wahleinsprüche zwar zulässig sind 
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– nach Auffassung des Ausschusses sind zumindest fünf zu-
lässig, einer eher grenzwertig und einer nicht zulässig –, sie 
aber letztlich zurückzuweisen sind, weil sie in der Sache un-
begründet sind.

Ich will auch noch einmal deutlich machen: Unter den sieben 
Einsprüchen befindet sich nicht ein einziger Einspruch, der 
ein Fehlverhalten von ehrenamtlichen Wahlhelferinnen und 
Wahlhelfern zum Inhalt hat. 

Deshalb ist es schon richtig, was hier angesprochen worden 
ist – auch ich will dieses tun –, dass kritikwürdig ist, was die 
AfD im Vorfeld dieser Wahl diesbezüglich gemacht hat, als 
sie sich nicht zu schade war, eine Kampagne zur Wahlbeob-
achtung zu initiieren und damit in der Tat alle Wahlhelferin-
nen und Wahlhelfer unter einen Generalverdacht zu stellen.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)

Um es noch einmal deutlich zu machen – da können Sie den 
Kopf schütteln oder nicht –: Es gibt beispielsweise vom AfD-
Kreisverband Ludwigsburg auf Basis eines bundesweit ver-
breiteten Flyers die Aussage und den Hinweis, wie das denn 
zu geschehen hat. Wörtlich heißt es: 

Schauen Sie den einzelnen Auszählern über die Schulter 
... Achten Sie vor allem darauf, dass gültige Stimmen nicht 
in ungültige verwandelt werden und dass niemand Stimm-
zettel verschwinden lässt.

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Unglaublich!)

Was ist dies anderes als ein Generalverdacht, den Sie damit 
ausgesprochen haben? 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)

Sie, Herr Meuthen, haben bei einer Podiumsdiskussion der 
„Stuttgarter Zeitung“ diese Idee verteidigt. „Das halten wir 
für sinnvoll“, haben Sie gesagt. 

(Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Ja!)

Nach seiner Darstellung

– also Ihrer – 

gibt es Befürchtungen, dass das Wahlergebnis ... manipu-
liert werden könnte.

(Zuruf des Abg. Anton Baron AfD) 

Auch dazu sage ich Generalverdacht. Das geht nicht.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP)

Wenn Sie Anstand haben, dann entschuldigen Sie sich heute 
bei den Wahlhelferinnen und Wahlhelfern für diese Kampag-
ne. 

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grü-
nen, der CDU und der FDP/DVP – Abg. Dr. Jörg 
Meuthen AfD meldet sich. – Glocke der Präsidentin)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Gall, lassen Sie ei-
ne Zwischenfrage zu?

Abg. Reinhold Gall SPD: Nein. 

(Abg. Wilhelm Halder GRÜNE: Er kann eine persön-
liche Erklärung abgeben!)

Einen Punkt möchte ich doch noch ansprechen, was das The-
ma Landtagswahlrecht anlangt, weil auch dies Teil der Ein-
sprüche gewesen ist. Es besteht Konsens hier im Landtag, dass 
wir uns mit dem Landtagswahlrecht befassen werden. Aber 
es ist mir schon wichtig, deutlich zu machen – Frau Walker, 
da muss ich Sie ansprechen –: Es war in diesem Haus Kon-
sens, dass die Änderung des Landtagswahlrechts im Einver-
nehmen, in der breiten Mehrheit der demokratischen Verant-
wortungsparteien erfolgt. Deswegen gab es mit Blick auf die 
Einwendung, die Sie gemacht haben, gar keinen Anhaltspunkt 
dafür, zu sagen, notfalls machten Sie dies allein. Ich will aus-
drücklich sagen: Wir haben Interesse daran. Es gibt wirklich 
berechtigte Forderungen, auch unserer Partei, dass dort etwas 
geändert werden soll. Ich möchte darum werben, dass wir die-
sen guten Stil auch bei der anstehenden Landtagswahlrechts-
änderung beibehalten. 

Im Übrigen teilt meine Fraktion die Feststellung des Wahlprü-
fungsausschusses, dass die Einsprüche zurückzuweisen sind 
und die Wahl, soweit angefochten, zu gelten hat.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie Abgeordneten der Grünen 
und der CDU)

Präsidentin Muhterem Aras: Für die FDP/DVP-Fraktion er-
teile ich das Wort Herrn Abg. Keck.

Abg. Jürgen Keck FDP/DVP: Herzlichen Dank. – Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen und – es sind ver-
einzelt noch welche da – liebe Zuhörerinnen und Zuhörer! 

(Vereinzelt Heiterkeit – Zuruf: Das geht doch nicht!)

Präsidentin Muhterem Aras: Setzen Sie Ihren Beitrag fort.

Abg. Jürgen Keck FDP/DVP: Obwohl nicht abgesprochen, 
ist doch alles gesagt, nur nicht von jedem. So bleibt mir die 
ehrenvolle Aufgabe, als Letzter zu sprechen. Wenn sich also 
nicht Herr Gedeon, der keiner Fraktion mehr angehört, zu 
Wort meldet, um anschließend von der AfD-Fraktion kräftig 
Applaus zu bekommen – 

(Abg. Dr. Timm Kern FDP/DVP: Wie immer!)

da frage ich mich, wann die Wiedervereinigung mit der AfD-
Fraktion stattfindet –, dann bin ich tatsächlich der letzte Red-
ner heute zu diesem Tagesordnungspunkt.

(Zuruf von der AfD) 

Aber auch solche Dinge wie gerade beschrieben muss eine 
Demokratie aushalten. Wir alle lieben es, in einem freien 
Land, in einer freien Demokratie zu leben.

(Abg. Anton Baron AfD: Schauen Sie sich das Ge-
sicht von Herrn Dr. Kern an!)
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Doch oft sind wir uns nicht bewusst, dass diese Freiheit nur 
durch Rechtsstaatlichkeit und gesetzeskonforme Wahlen zu 
erreichen ist. Jeder Wähler hat die Möglichkeit, mit seiner 
Stimmabgabe seinem Willen Gehör zu verschaffen.

Wir haben alles unternommen, dass wir eine lebhafte Demo-
kratie realisieren können, dass jeder Wahlbürger sich auch an 
der demokratischen Legitimierung beteiligen kann. Dazu ge-
hört auch die Möglichkeit von Wahleinsprüchen. Dazu gehört 
nicht – wie von einer Partei gefordert, die dem Gürtel an der 
eigenen Hose nicht traut und noch Hosenträger braucht –, so-
genannte eigene Wahlbeobachter in die Wahllokale zu entsen-
den. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP/DVP, der Grünen, 
der CDU und der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Herr Abg. Keck, lassen Sie ei-
ne Zwischenfrage des Abg. Räpple zu? 

Abg. Jürgen Keck FDP/DVP: Nein. 

Präsidentin Muhterem Aras: Und von Herrn Abg. Dr. Meu-
then auch nicht? 

Abg. Jürgen Keck FDP/DVP: Nein.

Präsidentin Muhterem Aras: Also keine Zwischenfragen.

Abg. Jürgen Keck FDP/DVP: Sie rief ihre Mitglieder auf, in 
den Wahllokalen anwesend zu sein, um Wahlmanipulationen 
auszuschließen; keiner der Einsprüche beinhaltet einen sol-
chen Vorwurf. Der Aufruf war eine Ohrfeige für die vielen eh-
renamtlichen Wahlhelfer, die dieses Ehrenamt zum Teil seit 
vielen Jahren begleiten und für ein belegtes Brötchen und ein 
paar Euro ihren Sonntag opfern. 

An dieser Stelle gilt der Dank unserer Fraktion auch den Wahl-
helferinnen und Wahlhelfern für ihre gute und gewissenhafte 
Arbeit bei der Wahl zum hier versammelten Landtag. 

Der Wahlprüfungsausschuss hat ebenso gewissenhaft gearbei-
tet. So steht der Verabschiedung der erarbeiteten Beschluss-
empfehlungen nichts mehr im Wege. 

(Beifall bei der FDP/DVP sowie Abgeordneten der 
Grünen, der CDU und der SPD)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, mir 
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

(Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Doch! Ich bin aufge-
fordert worden, mich noch zu entschuldigen!)

– Moment. Jetzt habe ich keine Wortmeldungen vorliegen. 

(Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Eine persönliche Er-
klärung!) 

– Was wollen Sie? 

(Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Eine persönliche Er-
klärung! Der Abgeordnete hat mich aufgefordert, 
mich zu entschuldigen! Ich möchte eine persönliche 

Erklärung abgeben!)

Eine persönliche Erklärung, bitte. 

Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Ich werde die zwei Minuten 
Redezeit nicht brauchen. Ich will nur kurz Stellung nehmen 
zu der Aufforderung, ich möge mich im Namen der Fraktion 
dafür entschuldigen, ein demokratisches Grundrecht in An-
spruch zu nehmen. 

(Abg. Nicole Razavi CDU: Das ist keine persönliche 
Erklärung! – Abg. Reinhold Gall SPD: Dafür steht 

Ihnen keine persönliche Erklärung zu!)

– Das ist eine persönliche Erklärung.

(Zuruf von den Grünen: Nein, das stimmt nicht! – 
Unruhe)

Präsidentin Muhterem Aras: Sie haben sich gemeldet und 
gesagt, Sie wollten eine persönliche Erklärung abgeben. 

Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Genau.

Präsidentin Muhterem Aras: Eine persönliche Erklärung ist 
aber etwas anderes, als für die Fraktion zu sprechen. 

Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Er hat mich aber aufgefordert, 
ich möge mich entschuldigen.

Präsidentin Muhterem Aras: Okay. Dann haben Sie das 
Wort. 

Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: Ich sage hier in einem kurzen 
Satz: Es gibt keinen Grund, sich dafür zu entschuldigen, ein 
ganz normales, verbrieftes Recht in Anspruch zu nehmen. 

Hätten Sie den Mut gehabt, meine Frage zuzulassen, hätte ich 
Sie gefragt, ob Ihnen bekannt ist, dass es massive Aufforde-
rungen der Antifa gegeben hat, in die Wahllokale zu gehen, 
um Manipulation zu betreiben. 

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. Reinhold Gall 
SPD)

Erst daraufhin haben wir reagiert. 

Das war es schon. Danke schön. 

(Beifall bei der AfD – Abg. Dr. Timm Kern FDP/
DVP: Wenn Sie sich auf das Niveau der Antifa bege-
ben! – Gegenruf des Abg. Dr. Jörg Meuthen AfD: 
Wenn die entscheiden, da Leute reinzuschicken! Ich 
bitte Sie! – Abg. Anton Baron AfD: Die FDP kann 
man doch nicht mehr ernst nehmen! – Abg. Dr. Timm 
Kern FDP/DVP: Jetzt wissen wir, wo die Balance 

liegt! – Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Präsidentin Muhterem Aras: Meine Damen und Herren, ich 
bitte Sie alle um etwas Ruhe und Gelassenheit und einen re-
spektvollen Umgang miteinander. Das gilt für uns alle. 

Mir liegen nun keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Wir kommen deshalb zur  A b s t i m m u n g  über die sie-
ben Beschlussempfehlungen des Wahlprüfungsausschusses, 
Drucksachen 16/641 bis 16/647. 

Zunächst zur Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsaus-
schusses zum Einspruch des Herrn W. A., Mössingen, Druck-
sache 16/641. In diesem Wahlprüfungsverfahren ist Herr Abg. 
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Daniel Andreas Lede Abal Beteiligter im Sinne von § 6 Ab-
satz 1 des Wahlprüfungsgesetzes. Ich stelle fest, dass der be-
troffene Kollege nicht anwesend ist, sich somit nicht an der 
Abstimmung beteiligt. 

Ich lasse nun abstimmen über die Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses, Drucksache 16/641. Wer dieser 
Beschlussempfehlung zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Danke. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? 
– Damit ist dieser Beschlussempfehlung einstimmig zuge-
stimmt. 

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Wahlprüfungs-
ausschusses zum Einspruch des Herrn K. J., Freiburg, Druck-
sache 16/642. In diesem Wahlprüfungsverfahren ist Herr Abg. 
Reinhold Pix Beteiligter im Sinne von § 6 Absatz 1 des Wahl-
prüfungsgesetzes. Ich stelle fest, dass sich der betroffene Kol-
lege – er ist anwesend – nicht an der Abstimmung beteiligen 
wird. 

Ich lasse jetzt abstimmen über die Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses, Drucksache 16/642. Wer dieser 
Beschlussempfehlung zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Danke. Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? 
– Damit ist auch dieser Beschlussempfehlung einstimmig zu-
gestimmt. 

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Wahlprüfungs-
ausschusses zum Einspruch des Herrn T. M.-F., Freiburg, 
Drucksache 16/643. Auch in diesem Wahlprüfungsverfahren 
ist Herr Abg. Reinhold Pix Beteiligter im Sinne von § 6 Ab-
satz 1 des Wahlprüfungsgesetzes. Ich stelle fest, dass sich der 
betroffene Kollege nicht an der Abstimmung beteiligt. 

Ich lasse nun abstimmen über die Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses, Drucksache 16/643. Wer stimmt 
dieser Beschlussempfehlung zu? – Danke. Wer stimmt dage-
gen? – Wer enthält sich? – Damit ist auch dieser Beschluss-
empfehlung einstimmig zugestimmt. Vielen Dank.

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Wahlprüfungs-
ausschusses zum Einspruch des Herrn K.-H. G., Gerstetten, 
Drucksache 16/644. In diesem Wahlprüfungsverfahren sind 
die Abg. Martin Grath, Andreas Stoch und Dr. Heiner Merz 
Beteiligte im Sinne von § 6 Absatz 1 des Wahlprüfungsgeset-
zes. Ich stelle fest, dass die drei betroffenen Kollegen entwe-
der nicht anwesend sind oder sich – sofern sie anwesend sind 
– nicht an der Abstimmung beteiligen. 

Ich stelle nun die Beschlussempfehlung des Wahlprüfungs-
ausschusses, Drucksache 16/644, zur Abstimmung. Wer 
stimmt dieser Beschlussempfehlung zu? – Danke. Wer stimmt 
dagegen? – Wer enthält sich? – Der Beschlussempfehlung ist 
damit einstimmig zugestimmt. 

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Wahlprüfungs-
ausschusses zum Einspruch des Herrn H. B., Ulm, Drucksa-
che 16/645. In diesem Wahlprüfungsverfahren sind die Abg. 
Jürgen Filius und Martin Rivoir Beteiligte im Sinne von § 6 
Absatz 1 des Wahlprüfungsgesetzes. Ich stelle fest, dass die 
beiden betroffenen Kollegen entweder nicht anwesend sind 
oder sich nicht an der Abstimmung beteiligen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung 
des Wahlprüfungsausschusses, Drucksache 16/645. Wer stimmt 
dieser Beschlussempfehlung zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer 

enthält sich? – Auch dieser Beschlussempfehlung ist damit ein-
stimmig zugestimmt. 

Wir kommen zur Beschlussempfehlung des Wahlprüfungs-
ausschusses zum Einspruch des Herrn Dr. U. L., Heidelberg, 
Drucksache 16/646. Nachdem hier keine Abgeordneten die 
Stellung einer bzw. eines Beteiligten im Sinne von § 6 Ab-
satz 1 des Landeswahlprüfungsgesetzes haben, kommen wir 
gleich zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses, Drucksache 16/646. Wer stimmt 
dieser Beschlussempfehlung zu? – Wer stimmt dagegen? – 
Wer enthält sich? – Damit ist auch dieser Beschlussempfeh-
lung einstimmig zugestimmt. 

Schließlich kommen wir zur Beschlussempfehlung des Wahl-
prüfungsausschusses zum Einspruch der Frau M. B., Kons-
tanz, und des Herrn M. L., Zürich, Drucksache 16/647. Nach-
dem hier keine Abgeordneten die Stellung einer bzw. eines 
Beteiligten im Sinne von § 6 Absatz 1 des Landeswahlprü-
fungsgesetzes haben, kommen wir gleich zur Abstimmung 
über die Beschlussempfehlung des Wahlprüfungsausschusses, 
Drucksache 16/647. Wer stimmt dieser Beschlussempfehlung 
zu? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Damit ist 
auch dieser Beschlussempfehlung einstimmig zugestimmt. 
Vielen Dank. 

Damit ist Tagesordnungspunkt 8 erledigt. 

Ich rufe die Punkte 9 bis 15 der Tagesordnung gemeinsam 
auf: 

Punkt 9:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung des Rechnungshofs vom 11. Au-
gust 2016 – Beratende Äußerung „Straßenbetriebsdienst 
an Landesstraßen“ – Drucksachen 16/400, 16/841

Berichterstatter: Abg. Winfried Mack

Punkt 10:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 2. Ju-
ni 2016 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Sonderbericht des Rechnungshofs vom 
29. September 2015 „Rechte und Pflichten des Landes als 
Anteilseigner der EnBW Energie Baden-Württem-
berg AG“ – Drucksachen 16/69, 16/840 

Berichterstatter: Abg. Tobias Wald

Punkt 11:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 8. Sep-
tember 2016 – Bericht der Landesregierung zu einem Be-
schluss des Landtags; hier: Denkschrift 2015 des Rech-
nungshofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Landes Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 15: Kunst am 
Bau – Drucksachen 16/519, 16/842 

Berichterstatter: Abg. Joachim Kößler

Punkt 12:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Fi-
nanzen zu der Mitteilung der Landesregierung vom 9. Sep-
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tember 2016 – Bericht der Landesregierung zu einem Be-
schluss des Landtags; hier: Denkschrift 2015 des Rech-
nungshofs zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des 
Landes Baden-Württemberg – Beitrag Nr. 16: Neubauten 
zur Kinderbetreuung an Hochschulen – Drucksachen 
16/527, 16/844 

Berichterstatter: Abg. Joachim Kößler

Punkt 13:

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst zu der Mitteilung des 
Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst vom 
29. September 2016 – Rechtsverordnung zum Beitritt der 
Fachhochschule Schwetzingen – Hochschule für Rechts-
pflege – zum Studierendenwerk Heidelberg – Drucksachen 
16/690, 16/829 

Berichterstatter: Abg. Manfred Kern

Punkt 14:

Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsaus-
schusses zu verschiedenen Eingaben – Drucksachen 
16/868, 16/869, 16/870, 16/871, 16/872 

Punkt 15:

Beschlussempfehlungen und Berichte der Fachausschüs-
se zu Anträgen von Fraktionen und von Abgeordneten – 
Drucksache 16/832

Gemäß § 96 Absatz 5 der Geschäftsordnung stelle ich die Zu-
stimmung entsprechend dem Abstimmungsverhalten in den 
verschiedenen Ausschüssen fest. – Es ist so beschlossen.

Damit sind wir am Ende der Tagesordnung angelangt. 

Die nächste Sitzung findet am Mittwoch, 23. November 2016, 
um 9:00 Uhr statt. 

Ich danke Ihnen und schließe die Sitzung.

Schluss: 18:00 Uhr 


